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Bearbeitung der Akte durch Maître Gwendoline PAUL 
 
Sehr geehrter Herr Leitender Urkundsbeamter, 
 
Bitte finden Sie beiliegend die Beschwerde, die ich bei der Geschäftsstelle des Europäischen 
Gerichtshofes für Menschenrechte im Namen meines Kunden, des Trinationalen 
Atomschutzverbandes (TRAS), einreiche. 
 
Ich füge meiner Beschwerde alle in der Liste aufgeführten Schriftstücke bei. 
Ich habe diese Beschwerde ebenfalls per Chronopost versendet. 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 
 
Corinne LEPAGE 
 
 
Anlagen: Beschwerde + Schriftstücke im Begleitschreiben 
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Aktenzeichen: 
 
 

 
 

EUROPÄISCHER GERICHTSHOF FÜR MENSCHENRECHTE 
EUROPEAN COURT OF HUMAN RIGHTS 

 
 

Europarat - Council of Europe 
Strassburg, Frankreich 

 
 
 
 
 
 

BESCHWERDE 
APPLICATION 

 
 

gemäss Artikel 34 der Europäischen Menschenrechtskonvention  
sowie Artikel 45 und 47 der Verfahrensordnung des Gerichtshofs 

 
 

under Article 34 of the European Convention on Human Rights 
and Rules 45 et 47 of the Rules of Court 
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I - DIE PARTEIEN 
 
 
 
A- DER BESCHWERDEFÜHRER / DIE BESCHWERDEFÜHRERIN 
 
 
1. Der Trinationale Atomschutzverband (TRAS) 
Murbacherstrasse 34, CH-4056 Basel 
 
9. Name und Vorname des Bevollmächtigten:  
SELARL HUGLO LEPAGE & ASSOCIES CONSEIL 
Rechtsanwältin Corinne LEPAGE 
 
 
10. Beruf des Bevollmächtigten Rechtsanwalt 
 
 
11. Adresse des Bevollmächtigten 40, rue de Monceau - 75008 PARIS  
 
12. Tel. 01.56.59.29.59 - Fax: 01.56.59.29.39 
 
 
 
B- DIE HOHE VERTRAGSCHLIESSENDE PARTEI 
 
 
 
13. Der Französische Staat 
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II- DARLEGUNG DES SACHVERHALTES 
 
14. 
 
 a) Die administrative Situation des Kraftwerks Fessenheim 
 
2.1- Infolge einer Verordnung von öffentlichem Interesse vom 15. September 1971 hat eine 
Verordnung vom 3. Februar 1972 EDF gestattet, ein Kernkraftwerk in Fessenheim im 
Departement Oberrhein zu errichten. Der Standort befindet sich genauer gesagt 23 km von 
Colmar, 26 km von Mulhouse, 1,5 km von Deutschland und etwa 40 km von der Schweiz 
entfernt. 
 
2.2- Das Kraftwerk wurde am 31. Dezember 1977 in Betrieb genommen. 
 
Es besteht aus 2 Druckwasserreaktoren mit einer Leistung von 900 MWe. Diese Reaktoren 1 
und 2 bilden die Basiskernkraftanlage. 
 
Die Lieferung von Energie aus den zwei Reaktoren dieses Kraftwerks stellt nur einen 
geringen Beitrag zur Produktion von Kernenergie in Frankreich dar (2,26 %). 
 
2.3- In der Folge wurden zwei interministerielle Erlasse veröffentlicht, um den Betrieb des 
Kernkraftwerks zu regeln: 
 

• ein Erlass vom 17. November 1977 über die Genehmigung der Ableitung flüssiger 
radioaktiver Abwässer; 
• ein Erlass von demselben Tag über die Genehmigung der Ableitung gasförmiger 
radioaktiver Abwässer. 

 
Im Übrigen behandelt ein Erlass vom 26. April 1972, der später von dem Erlass vom 17. April 
1974 geändert wurde, die Ableitungen nichtradioaktiven Wassers. 
 
Erst kürzlich wurde der Erlass vom 7. Februar 2012 über die Festlegung der allgemeinen 
Regelungen zu Basiskernkraftanlagen beschlossen. Das Inkrafttreten der Bestimmungen 
über die Wasserentnahmen und die Ableitungen von Abwässern in Luft und Wasser wurde 
für den 1. Juli 2013 festgelegt, aber dieser Text wurde von dem Kraftwerk Fessenheim nicht 
berücksichtigt.  
 
So wird ein Kraftwerk weiter betrieben, das nicht nur über keinerlei Genehmigung für 
nichtradioaktive flüssige Ableitungen verfügt, sondern darüber hinaus auch keine 
ordnungsgemässen Genehmigungen für flüssige und gasförmige Ableitungen besitzen wird. 
Es genügt, die allgemeinen Bestimmungen für Entnahmen und Ableitungen, die aus dem 
Erlass vom 7. Februar 2012 folgen, zu lesen, um zu verstehen, dass sie nicht anwendbar 
sind, denn sie sind allein mit der Gestaltung des Kraftwerkes inkompatibel. 
 
Deshalb hätte spätestens zum 1. Juli 2013 allein aus diesem Grunde der Betrieb des 
Kraftwerkes untersagt werden müssen. 
 
In Wirklichkeit gab es seit den 1970er Jahren keinerlei Änderung der administrativen 
Situation des Kraftwerkes und dies trotz der bedeutenden Änderungen in der 
Gesetzgebung, insbesondere der Gesetzgebung zum Wasser und zu den nuklearen 
Tätigkeiten. 
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Das Kraftwerk wird somit nach sehr alten Normen über die Ableitung von flüssigen 
und gasförmigen Abwässern betrieben, die ungesetzlich geworden sind. Es wurde 
keinerlei Aktualisierung vorgenommen, da man sich an die neuen Regelungen nicht 
anpassen konnte. 
 
 b) Die Gefahren beim Betrieb des Kraftwerks Fessenheim 
 
2.4- Die grösste Schwierigkeit bezüglich dieses Kraftwerks liegt darin, dass es in der Nähe 
einer seismischen Verwerfung steht, die niemand bestreitet. 
 
2.5- Im Übrigen lässt der Betrieb des Kernkraftwerks Fessenheim eine Häufung der 
Zwischenfallberichte erkennen. 
 
In dieser Hinsicht ist zu erwähnen, dass die beiden Reaktoren des Kraftwerkes Fessenheim 
besonderen Betriebsvorgängen unterliegen. 
 
Die eventuell nötigen Wartungstätigkeiten erfordern Ersatzteile, die nicht mehr zum Standard 
gehören, sowie eine besondere Ausbildung des Bedienungspersonals, mit all den Risiken für 
Fehler, die dies mit sich bringen kann. 
 
Die Leistungsfähigkeit des Betriebs des Kraftwerks wird gegenwärtig vom Betreiber 
überschätzt, und die Konsequenzen seiner Alterung werden verharmlost. 
 
2.6- Schliesslich erfolgt das Betreiben des Kraftwerks Fessenheim ohne Berücksichtigung 
des Überflutungsrisikos, obwohl sich der Standort Fessenheim in der Nähe eines Kanals 
befindet, dessen Wasserstandslinie höher als die Plattform ist, und zwar am linken Ufer des 
Rheinseitenkanals, und obwohl im Fall eines Erdbebens der Damm des Kanals zerstört 
werden kann. 
 
2.7- Alarmiert von dieser unannehmbaren und sehr gefährlichen Situation hat der TRAS 
deshalb am 21. und 29. Juli 2008 einerseits beim Premierminister und andererseits beim 
Minister für Ökologie die endgültige Stilllegung des Kraftwerks Fessenheim beantragt. 
 
Durch eine Entscheidung vom 9. Oktober 2008 hat es der Minister für Ökologie abgelehnt, 
diesem Antrag zu entsprechen. Durch eine Entscheidung vom 19. November 2008 hat der 
Premierminister dasselbe Gesuch abgelehnt und seine Untersuchung an den Minister für 
Ökologie zurückverwiesen. 
 
2.8- Durch Klage vom 8. Dezember 2008 hat der TRAS danach bei dem Verwaltungsgericht 
Strassburg beantragt: 
 

• die Entscheidungen vom 9. Oktober 2008 und vom 19. November 2008 zu 
annullieren, durch die sowohl der Minister für Ökologie als auch der Premierminister es 
abgelehnt haben, seinen Anträgen auf Anordnung der endgültigen Stilllegung des 
Kernkraftwerks Fessenheim stattzugeben; 
• den Premierminister und den Minister für Ökologie zu verpflichten, alle geeigneten 
Massnahmen zu ergreifen, um die endgültige Stilllegung des Kernkraftwerks 
Fessenheim zu ermöglichen. 
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2.9- Durch Urteil vom 9. März 2011 hat das Verwaltungsgericht Strassburg die vom TRAS 
eingebrachte Klage der Sache nach abgewiesen (Schriftstück Nr. I.2). 
 
2.10- Seitdem hätten die Ereignisse der nuklearen Katastrophe in Japan, insbesondere am 
Kraftwerk Fukushima (und erst kürzlich an dem von Tohoku Electric Power betriebenen 
Kraftwerk von Onagawa), die aus einer Situation resultieren, die der des Kraftwerks 
Fessenheim vollkommen vergleichbar ist (Häufung der Zwischenfälle, Unterschätzung des 
Erdbebenrisikos und der damit verbundenen Überflutungsrisiken), zu einer realistischen 
Sicht auf den Standort Fessenheim in Anbetracht dieser weltweiten Erfahrung führen 
müssen, aus der es dringend geboten ist, die Lehren zu ziehen. 
 
Dem war nicht so. 
 
Der TRAS hat deshalb am 4. Mai 2011 vor dem Berufungsgericht für 
Verwaltungsangelegenheiten Nancy Berufung gegen dieses Urteil eingelegt, das sein 
Gesuch per Entscheidung vom 16. Mai 2013 abgewiesen hat (Schriftstück Nr. I-3). 
 
 2.11- Parallel dazu hat der TRAS am 18. April 2011 ebenfalls die Atomsicherheitsbehörde 
(im Folgenden: ASN), den Minister für Ökologie, den Minister für Industrie und den Minister 
für Ökonomie mit einer Verwaltungsbeschwerde [recours gracieux et préalable] mit dem Ziel 
angerufen, die sofortige und vollständige Aussetzung des Betriebs des Kernkraftwerks 
Fessenheim zu erreichen. 
 
Die Minister wurden angerufen insbesondere in Anwendung der Festlegungen in Artikel 28 
des Gesetzes Nr. 2006-686 vom 13. Juni 2006 über die Transparenz und die Sicherheit im 
Bereich der Kernenergie und der Artikel 34 und 35 der Verordnung Nr. 2007-1557 vom 2. 
November 2007 bezüglich der Basiskernkraftanlagen und der Kontrolle im Bereich der 
nuklearen Sicherheit und des Transports radioaktiver Substanzen, um sie zu ersuchen: 
 

• erstens, gemäss Artikel 34-I, durch Anordnung, die Aussetzung des Betriebs der 
Anlage zu verfügen. Der Beschluss über die Aussetzung sollte deren Tragweite 
festlegen und gegebenenfalls die Massnahmen präzisieren, die nötig sind, um einen 
sicheren Zustand der Anlage herbeizuführen. 
 
• zweitens, gemäss Artikel 35, wenn die Anlage schwerwiegende Risiken birgt, denen 
nicht ausreichend vorgebeugt werden kann oder die nicht ausreichend begrenzt 
werden können, nachdem die ASN davon informiert wurde, eine Vorlage für eine 
Verordnung über die endgültige Stilllegung und den Rückbau der Basiskernkraftanlage 
in Anwendung von Artikel 34 des Gesetzes vom 13. Juni 2006 an den Betreiber, den 
Präfekten und die lokale Informationskommission zu richten, damit sie innerhalb der 
gesetzten Frist ihre Einwände vorbringen können. Die Verordnung im Conseil d’Etat, 
die die endgültige Stilllegung und den Rückbau anordnet, sollte von den betreffenden 
Ministern beschlossen werden. 

 
Die ASN wurde angerufen in Anwendung der Festlegungen in Artikel 28 des Gesetzes Nr. 
2006-686 vom 13. Juni 2006 über die Transparenz und die Sicherheit im Bereich der 
Kernenergie und Artikel 34 der Verordnung Nr. 2007-1557 vom 2. November 2007 bezüglich 
der Basiskernkraftanlagen und der Kontrolle im Bereich der nuklearen Sicherheit, des 
Transports radioaktiver Substanzen, um bei ihr zu beantragen: 
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• erstens, gemäss Artikel 34-I, die für die nukleare Sicherheit zuständigen Minister über 
die schwerwiegenden Risiken zu informieren, die das Kernkraftwerk Fessenheim für 
die in Artikel 28 I des Gesetzes vom 13. Juni 2006 erwähnten Interessen darstellt. 
 
• zweitens, gemäss Artikel 34-II, die Aussetzung des Betriebs der Anlage provisorisch 
und für eine Dauer von drei Monaten zu verfügen, bis eine Entscheidung zur 
Aussetzung von den Ministern selbst erfolgt. 

 
2.12- Eine stillschweigende Entscheidung zur Ablehnung von Seiten jeder dieser Behörden 
ist am 18. Juni 2011 erfolgt. 
 
Das Gesuch gegen die ASN wurde direkt vor den Conseil d'Etat gebracht, der in erster und 
letzter Instanz zuständig ist. 
 
Die Gesuche gegen die Minister wurden zunächst an das Verwaltungsgericht Paris gerichtet. 
Dieses hat per Beschluss vom 5. September 2011 (Schriftstücke Nr. 4, 5 und 6) geurteilt, 
dass die Rechtssachen auf Grundlage der Artikel R 351-3-1 und R 312-10 des 
Justizverwaltungsgesetzes (Code de justice administrative) dem Verwaltungsgericht 
Strassburg zu übergeben sind. 
 
Schliesslich hat das Verwaltungsgericht Strassburg durch drei Beschlüsse (Schriftstücke Nr. 
7, 8 und 9) die Entscheidung getroffen, dass - da der Conseil d'Etat mit dem Gesuch gegen 
die ASN bereits angerufen wurde - die Konnexität zwischen den Angelegenheiten dazu führt, 
die Angelegenheit an den Conseil d'Etat zu verweisen (Artikel R 351- 2 und R 341-2 des 
Justizverwaltungsgesetzes). 
 
Die Angelegenheiten wurde deshalb an den Conseil d'Etat verwiesen, der somit die Akte in 
erster und letzter Instanz zu prüfen hatte. 
 
2.13- Nach Zusammenführung der Klagen hat die Hohe Gerichtsbarkeit sie durch eine 
Entscheidung vom 28. Juni 2013 (Schriftstück Nr. 1) mit einer elliptischen und fehlerhaften 
Begründung abgewiesen. 
 
Dieser Beschluss wird minimal begründet. Die Hohe Gerichtsbarkeit begnügt sich meist 
damit, das Fehlen von Risiken zu bestätigen, indem es die Argumente der Gegenpartei 
aufnimmt. 
 
Der Conseil d'Etat ist bei einer sehr oberflächlichen Analyse verblieben und hat sich dahinter 
verschanzt, dass von der ASN Sicherheitsüberprüfungen vorgenommen worden waren, vor 
allem nach dem Unfall von Fukushima. 
 
Zu keinem Zeitpunkt hat er den Hintergrund der Angelegenheit und die Frage der 
Stichhaltigkeit der Schlussfolgerungen behandelt, die von der französischen Verwaltung 
nach diesen Überprüfungen gezogen wurden, wohingegen die Europäische Union, 
Deutschland und die Fachleute, deren Berichte vorgelegt wurden, sehr kritisch waren und in 
dieser Hinsicht zumindest Vorbehalte hatten. 
 

• Das Erdbebenrisiko, das erwiesen ist, behandelt der Conseil d'Etat nur in einem 
kurzen Absatz. Vor allem beschränken sich die Richter darauf, das Erdbeben von 
Basel anzuführen, aber sie antworten nicht auf die von dem TRAS entwickelte 
Argumentation, insbesondere bezüglich der Art und Weise, wie das Risiko beurteilt 
wurde (verwendete Methoden: probabilistisch/deterministisch; Heranziehen eines 
einzigen/mehrerer Referenzbeben usw.). 
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• Zur  Fundamentplatte nimmt der Conseil d'Etat Bezug auf Arbeiten, deren Umsetzung 
von EDF nicht bewiesen wurde. Im Übrigen beantworten die Richter nicht die Frage der 
Stärke der  Fundamentplatte, denn sie schreiben: "Verstärkung der Haltbarkeit der  
Fundamentplatte (...) dank der Erhöhung ihrer Dicke von 1,5 auf 2 Meter"! Der Conseil 
d'Etat hat die gestellten Fragen nicht beantwortet. 
 
• Zur Berücksichtigung des Überflutungsrisikos beschränkt sich der Conseil d'Etat auf 
eine schnelle Ausführung in 3 kurzen Sätzen. Der erste Satz ist eine nicht 
untermauerte Bestätigung des Fehlens eines Risikos. Der zweite Satz führt eine 
behauptete Berücksichtigung der Risiken durch EDF an, die ganz einfach nicht 
bewiesen ist und nicht aus den Elementen der Akte hervorgeht. Der dritte Satz ist 
einmal mehr eine Behauptung des Fehlens eines Risikos ohne jegliche Begründung. 
 
• Zu den Ableitungen ist die Argumentation vollkommen elliptisch. Es ist festzuhalten, 
dass der Conseil d'Etat die Hypothese der Rechtswidrigkeit der Ableitungen nicht 
abweist, denn er schreibt auf Seite 8 seiner Entscheidung: "Der von den Klägern 
vorgebrachte Umstand, nach dem die präfektoralen Erlasse von 1972 und 1974 zur 
Genehmigung der Wasserentnahme und -ableitung durch das Kraftwerk sowie die 
ministeriellen Erlasse vom 17. November 1977, die die flüssigen und gasförmigen 
radioaktiven Ableitungen umrahmen, ungesetzlich geworden seien, ist nicht an sich 
dazu angetan, die Existenz schwerwiegender und unmittelbarer Risiken zu offenbaren 
...". Somit gibt der Conseil d'Etat zu verstehen, dass eine Rechtswidrigkeit nicht 
ausgeschlossen ist, aber er weigert sich, die Schlüsse daraus zu ziehen. 

 
Der Conseil d'Etat hat damit die Klagen abgewiesen. 
 
Es stellt sich jedoch heraus, dass die Risiken eines nuklearen Unfalls real und sehr gross 
sind, da: 
 

• das Erdbebenrisiko des Standortbereichs des Kraftwerks Fessenheim nicht korrekt 
berücksichtigt wurde; 
• das Überflutungsrisiko verharmlost wurde; 
• ebenso wie die Häufung der Zwischenfälle oder aber die Problematik der  
Fundamentplatte 
• und da die Normen zur Ableitung ungesetzlich geworden sind. 

 
Aus diesem Grunde ruft der TRAS mit der vorliegenden Beschwerde den Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte an. 
 
Da der Conseil d'Etat in erster und letzter Instanz zuständig war, sind die Wege für eine 
Berufung im nationalen Recht ausgeschöpft. 
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Die Beschwerde des TRAS ist vollkommen zulässig. 
 
Zu den Rechtsfragen lautet Artikel 34 der Europäischen Menschenrechtskonvention: 
 

"Der Gerichtshof kann von jeder natürlichen Person, nichtstaatlichen Organisation oder 
Personengruppe, die behauptet, durch eine der Hohen Vertragsparteien in einem der in 
dieser Konvention oder den Protokollen dazu anerkannten Rechte verletzt zu sein, mit 
einer Beschwerde befasst werden."  

 
Es ist daran zu erinnern, dass der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte ein breites 
Herangehen zur Zulässigkeit juristischer Personen entwickelt hat, eine "verstärkte 
Kollektivierung der Individualbeschwerde" nach Artikel 34 der Konvention für direkte Opfer 
vorzunehmen1. 
 
Da der Gerichtshof sich nicht an den individuellen Charakter des europäischen Widerspruchs 
gebunden fühlt, stützt er sich regelmässig auf seine Rechtsprechung zu autonomen 
Begriffen (bereits verwendet in der Entscheidung Sanles Sanles gegen Spanien, EGMR 26. 
Oktober 2000, Nr. 48335/99), um jeder juristischen Person als nichtstaatlicher 
Organisation die Eigenschaft des Beschwerdeführers zu ermöglichen (EGMR 10. Juli 
2001, Ekin Association gegen Frankreich, Nr. 39288/98; 6. Februar 1976, Schwedischer 
Lokomotivführerverband gegen Schweden, Nr. 5614/72; 6. April 2000, Commingersol SA 
gegen Portugal, Nr. 35382/97). 
 
Die juristische Person kann somit Opfer sein, aber sie kann auch die Interessen anderer 
Opfer vertreten, wie es der Fall war bei der Entscheidung Gorraiz Lizarraga (EGMR 27. April 
2004, Gorraiz Lizarraga und Andere gegen Spanien, Nr. 62543/00) oder bei der 
Entscheidung Collectif national d'information et d'opposition à l'usine Melox - Collectif Stop 
Melox und Mox (EGMR 28. März 2006, Collectif national d'information et d'opposition à 
l'usine Melox-Collectif Stop Melox und Mox, Nr. 75218/01). 
 
In der letztgenannten Rechtssache hat der Gerichtshof die Beschwerde durch einen 
Verband für Umweltschutz zugelassen, indem er sich einzig darauf bezog, dass ein 
allgemeines Interesse verfolgt wurde. 
 
Im Jahre 2009 hat der Gerichtshof die verschiedenen Elemente dieser früheren 
Rechtsprechungen zusammengeführt, indem er die Beschwerde durch einen Verband 
zugelassen hat, der ein begrenztes geografisches Handlungsfeld hat, die sich auf die 
Verteidigung eines allgemeinen Interesses mit Umweltbezug bezog (EGMR 24. Februar 
2009, L'Erablière A.S.B.I. gegen Belgien, Nr. 49230/07, D. 2009). Pan. 2448. 
 
So hat der Gerichtshof für juristische Personen dasselbe Verfahren anzuwenden wie für 
natürliche Personen. 
 
Im vorliegenden Fall ist der Trinationale Atomschutzverband (TRAS) ein Verband im Sinne 
der Artikel 60 und folgende des Schweizerischen Zivilgesetzbuches. 
  

                                                 
1
 J.-F. Flauss, Actualité de la Convention européenne des droits de l'homme [Aktualität der 

Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte] (September 2007 - Februar 2008), AJDA 
2008. 978 - Delphine Tharaud, La collectivisation du recours des opérateurs économiques devant la 
Cour européenne des droits de l'homme [etwa: Die Tendenz zu Sammelklagen von 
Wirtschaftsakteuren vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte], Recueil Dalloz 2010, S. 
628. 
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Er besitzt die Eigenschaft einer juristischen Person. 
 
Der TRAS hat gemäss Artikel 2 seiner Statuten (Schriftstück Nr. II.1) zum Ziel: 
 

"1. den Schutz der Bevölkerung vor Atomrisiken am Oberrhein, insbesondere 
hinsichtlich jener Anlagen, die mittels Klagen, Beschwerden, Referenden oder 
Standesinitiativen nach schweizerischem Recht durch die Betroffenen nicht zu 
beeinflussen sind; 
2. die Verhinderung des Baus neuer Atomkraftwerke, gemäss den gesetzlichen 
Bestimmungen von Basel-Stadt und Basel-Landschaft, insbesondere durch Nutzung 
der verfügbaren Rechtsmittel; 
3. die Informationsbeschaffung, Dokumentierung und Auswertung laufender 
sicherheitsrelevanter Ereignisse und die Erarbeitung fundierter Stellungnahmen zu 
Fragen der Sicherheit und des Risikos laufender oder geplanter Atomanlagen; 
4. die Förderung des Erfahrungsaustauschs im Bereich der erneuerbaren Energien und 
der Energieeffizienz in der Region Oberrhein und die politische Förderung 
gemeinsamer Projekte, zum Beispiel auf dem Gebiet der Geothermie, der Solarenergie 
oder der Nutzung von Biomasse; 
5. die Wahrung der Interessen und Rechte der Betroffenen; 
6. die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen für Menschen, Tiere und Pflanzen. 
7. die regelmässige Veröffentlichung einer Informationsschrift „Energie & 
Transparenz“.“ 

 
So verfolgt dieser Verband unbestreitbar die Verteidigung eines allgemeinen Interesses mit 
Umweltbezug, und es ist somit zulässig, dass er den Gerichtshof anruft. 
 
Die oben genannten Rechtsprechungen L'Erablière A.S.B.I. gegen Belgien und Collectif 
national d'information et d'opposition à l'usine Melox-Collectif Stop Melox und Mox sind im 
vorliegenden Fall direkt übertragbar. 
 
Die Situationen sind somit direkt vergleichbar, und die Zulässigkeit der Beschwerde des 
TRAS entspricht damit dem Sinn der oben genannten Rechtsprechungen.  
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III- ANGABE DER GELTEND GEMACHTEN VERLETZUNG(EN) DER KONVENTION 
UND/ODER ZUSATZPROTOKOLLE UND BEGRÜNDUNG DER BESCHWERDE 
 
15. 
 
3.1. - Recht auf Leben 
 
Die Europäische Menschenrechtskonvention garantiert das Recht auf Leben in ihrem Artikel 
2, wo es heisst: 
 
"Recht auf Leben 
1. Das Recht jedes Menschen auf Leben wird gesetzlich geschützt. Niemand darf 
absichtlich getötet werden, außer durch Vollstreckung eines Todesurteils, das ein Gericht 
wegen eines Verbrechens verhängt hat, für das die Todesstrafe gesetzlich vorgesehen ist. 
2. Eine Tötung wird nicht als Verletzung dieses Artikels betrachtet, wenn sie durch eine 
Gewaltanwendung verursacht wird, die unbedingt erforderlich ist, um: 
(a) jemanden gegen rechtswidrige Gewalt zu verteidigen; 
(b) jemanden rechtmäßig festzunehmen oder jemanden, dem die Freiheit rechtmäßig 
entzogen ist, an der Flucht zu hindern; 
(c) einen Aufruhr oder Aufstand rechtmäßig niederzuschlagen." 
 
Mit der Formulierung "das Recht jedes Menschen auf Leben wird gesetzlich geschützt", legt 
Artikel 2 der Konvention ein wesentliches und erstrangiges Recht, "einen der Grundwerte 
demokratischer Gesellschaften" fest (zum Beispiel EGMR, 27. Sept. 1995, Serie A Nr. 324, 
§ 147, McCann und andere gegen das Vereinigte Königreich). 
 
Nach den europäischen Instanzen "kann die Verletzung des Rechts auf Leben in 
Verbindung mit Umweltfragen behandelt werden" (EGMR, 18. Juni 2002, § 64 und 67, 
Öneryildiz gegen Türkei: RTDH [Revue Trimestrielle des Droits de l'Homme] 2003, S. 201). 
 
Der Schweregrad der Schädigungen wird in concreto eingeschätzt, ausgehend von 
Berichten und Untersuchungen, und je nach Risiken für die Gesundheit der Individuen 
bestimmt. 
 
In der Rechtssache "Öneryildiz" zur Methangasexplosion auf einer städtischen Mülldeponie, 
die eine Behausung in einem illegalen Slumviertel verschüttet hat und damit zum Tod von 
neun Personen geführt hat, hatte der Gerichtshof Gelegenheit, Verpflichtungen für die 
nationalen Behörden auszusprechen: 
 

• Einerseits schätzt er ein, dass es den nationalen Behörden obliegt, die Menschen 
zu informieren. "Es wäre deplatziert, damit zu rechnen, dass der normale Bürger (...) 
imstande ist, die spezifischen Risiken, die mit dem Prozess der Methanogenese 
verbunden sind sowie die Risiken, die mit einem eventuellen Erdrutsch verbunden sind, 
zu erfassen" (Rechtssache Öneryildiz gegen Türkei, § 85-86, oben zitiert); 
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• Andererseits überträgt er den nationalen Behörden eine Pflicht zur Vorbeugung 
vor industriellen Risiken, die dem Vorsorgeprinzip anzugleichen sind. 

 
Im vorliegenden Fall befindet sich die von dem TRAS eingebrachte Beschwerde exakt im 
Bereich dieser Problematik. 
 
Die extrem wichtigen Risiken, die mit dem Betrieb des Kraftwerkes Fessenheim 
zusammenhängen, sind dazu angetan, beträchtliche Risiken für die Bevölkerungen, vor 
allem die französische, deutsche und schweizerische, darzustellen, die ihr Leben durch eine 
nukleare Katastrophe gefährden. Die Risiken für die Umwelt sind ebenfalls offenkundig. 
 
Hier wird auf § V der vorliegenden Beschwerde verwiesen, wo detailliert erklärt wird, dass 
die Weigerung, die Aussetzung des Betriebs des Kraftwerks anzuordnen, ungerechtfertigt ist, 
insofern als: 
 

• das Erdbebenrisiko des Standortbereichs des Kraftwerks Fessenheim nicht korrekt 
berücksichtigt wurde (5.1); 
• das Überflutungsrisiko verharmlost wurde (5.2); 
• ebenso wie die Frage der Fundamentplatte (5.3); 
• die Zwischenfälle zahlreich sind (5.4); 
• die Normen zur Ableitung ungesetzlich geworden sind (5.5). 

 
Die aktuellen Ereignisse bestätigen diese Analyse in allen Punkten (5.6). 
 
Im Übrigen stellt die Tragweite dieser Risiken die allgemeinere Frage nach der Lebensdauer 
des Kernkraftwerks (5.7) und des Vorsorgeprinzips (5.8). 
 
 
3.2.- Recht auf ein faires Verfahren 
 
Die Europäische Menschenrechtskonvention garantiert das Recht auf ein faires Verfahren in 
ihrem Artikel 6. Artikel 6 § 1 legt explizit die wesentlichen Prinzipien zur Verwaltung und 
Arbeitsweise der Justiz fest:  
 

"1. Jede Person hat ein Recht darauf, dass über Streitigkeiten in Bezug auf ihre 
zivilrechtlichen Ansprüche und Verpflichtungen oder über eine gegen sie erhobene 
strafrechtliche Anklage von einem unabhängigen und unparteiischen, auf Gesetz 
beruhenden Gericht in einem fairen Verfahren, öffentlich und innerhalb 
angemessener Frist verhandelt wird. Das Urteil muss öffentlich verkündet werden; 
Presse und Öffentlichkeit können jedoch während des ganzen oder eines Teiles des 
Verfahrens ausgeschlossen werden, wenn dies im Interesse der Moral, der öffentlichen 
Ordnung oder der nationalen Sicherheit in einer demokratischen Gesellschaft liegt, 
wenn die Interessen von Jugendlichen oder der Schutz des Privatlebens der 
Prozessparteien es verlangen oder – soweit das Gericht es für unbedingt erforderlich 
hält – wenn unter besonderen Umständen eine öffentliche Verhandlung die Interessen 
der Rechtspflege beeinträchtigen würde." 

 
Das Recht auf ein "faires Verfahren" wurde von dem Gerichtshof analysiert als "der 
fundamentale Grundsatz der Rechtsstaatlichkeit", als fundamentaler Grundsatz der 
demokratischen Gesellschaften (EGMR 26. April 1979, Sunday Times, A. 30). Der 
Gerichtshof hat daraus gefolgert, dass Artikel 6 § 1 nicht eng auszulegen ist (EGMR 17. 
Januar 1970, Delcourt, A. 11). 
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Bevor die Rechte untersucht werden, die der Beschwerdeführerin vor dem Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte durch Artikel 6 § 1 offenstehen, wird bewiesen, dass die 
Anträge des TRAS sehr wohl im Anwendungsbereich dieses Artikels liegen. 
 
 
3.2.1- Anwendungsbereich von Artikel 6 § 1 
 
Die im Absatz 1 erwähnten Garantien sind nur anwendbar bei der Annahme, dass es sich 
um "zivilrechtliche Ansprüche" und "die Stichhaltigkeit einer strafrechtlichen Klage" handelt. 
Die Kommission und der Gerichtshof haben jedoch eine "autonome" Definition dieser 
Begriffe gegeben, die im Allgemeinen weiter gefasst ist als die der verschiedenen internen 
Gesetze der Mitgliedsstaaten. 
 
Artikel 6 § 1 wird somit insbesondere angewendet auf die "zivilrechtlichen Ansprüche und 
Verpflichtungen". 
 
 
a) Begriff des Anspruchs 
 
In der Entscheidung Benthem (EGMR 23. Okt. 1985, A. 97, § 32) zum Beispiel hat der 
Gerichtshof vier Kriterien genannt, mit denen der Begriff des Anspruchs eingegrenzt werden 
kann. Der Gerichtshof schreibt: 
 

"1. Der Geist der Konvention verlangt, den Begriff "Anspruch" nicht in einer "zu 
fachlichen Bedeutung" zu verwenden und "dafür eher eine inhaltliche als formale 
Definition anzugeben".  
2. Der Anspruch muss echt und ernsthaft sein. 
3. Er kann sowohl "das Vorhandensein selbst eines Rechts betreffen als auch seinen 
Umfang oder die Modalitäten zu seiner Ausübung". 
4. Er kann sich sowohl auf "Sachpunkte" als auch auf "juristische Fragen" beziehen.“ 

 
Der Gerichtshof interpretiert das Wort Anspruch in einem weiten Sinn und nicht nur im Sinne 
des Vorliegens von kontradiktorischen Anliegen oder Anträgen. Er untersucht, ob es sich um 
ein "Verfahren handelt, dessen Ausgang entscheidend ist für die (streitigen) Rechte und 
Verpflichtungen" (EGMR 16. Juli 1971, Ringeisen, A. 13, § 94). Aber in der Rechtssache Le 
Compte und andere wird präzisiert, dass sich der Artikel 6 § 1 "nicht beschränkt" auf "eine 
Verbindung oder weitreichende Auswirkungen: Zivilrechtliche Ansprüche und 
Verpflichtungen müssen den Gegenstand oder einen der Gegenstände des Anspruchs 
bilden, der Ausgang des Verfahrens muss unmittelbar entscheidend sein für ein solches 
Recht".  
 
Im Übrigen muss der Anspruch "echt und ernsthaft" sein und somit nicht ein Einspruch sein, 
der keinerlei Chancen auf Erfolg hat (EGMR 23. Sept. 1982, A 52, § 81). 
 
Ausserdem impliziert schon der Einspruch gegen die Tragweite oder das Ausmass eines 
Rechts (und nicht zwangsläufig sein Vorhandensein) das Vorhandensein eines "Anspruchs". 
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Schliesslich bildet eine fehlende Kontrolle der Elemente durch den Kassationshof de facto 
eine Verletzung von Artikel 6 (EGMR 10. Februar 1983, Albert et Le Compte, A. 58). 
 
Im vorliegenden Fall verlangt der TRAS die Anwendung von Artikel 6 § 1 auf einen 
"Anspruch". 
 
Es wurden zahlreiche Prozesse geführt, die entscheidend sind für die Rechte in dieser 
Rechtssache: Recht auf Leben, Recht auf eine gesunde Umwelt, Kampf gegen 
Umweltverschmutzungen und nukleare Risiken ... . Diese Ansprüche waren echt und 
ernsthaft, waren nicht ohne Aussicht auf Erfolg und betrafen gleichzeitig Punkte der 
Rechtslage und der Sachlage. 
 
Es ist ausserdem nötig, dass diese Ansprüche "Rechte und Verpflichtungen zivilrechtlicher 
Art" im europäischen Sinne darstellen. 
 
 

b) Begriff Rechte und Verpflichtungen zivilrechtlicher Art 
 
Der "zivilrechtliche Bereich" wird vom Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte 
dynamisch und autonom im Hinblick auf die nationalen Einordnungen interpretiert. 
 
In erster Linie betrifft dies die Fragen zwischen Privatpersonen. 
 
Aber im weiteren Sinne wird der "zivilrechtliche" Charakter eines Anspruchs hinsichtlich all 
der Ansprüche bestätigt, die Gegenstand eines Verfahrens sind, das als entscheidend 
beurteilt werden kann oder einfach Auswirkungen hat auf ein persönliches Recht oder auf 
das Vermögensrecht oder sogar auf eine Wirtschaftstätigkeit. 
 
Es werden die Kriterien als unwesentlich für die Einordnung betrachtet, die aus dem 
Gegenstand der anzuwendenden Regel folgen oder die Kriterien, die aus der Eigenschaft 
(Gerichtsbarkeit, öffentliche Person oder Privatperson) oder aus den Zuständigkeiten der 
Person, die Partei im Rechtsstreit ist (öffentliche Person zum Beispiel, die im Rahmen ihrer 
hoheitlichen Befugnisse handelt oder nicht), resultieren. 
 
Der Gerichtshof hat somit mehrere Auslegungen des Terminus "zivilrechtlich" abgewiesen, 
die den "zivilrechtlichen" Charakter der Rechte solchen Kriterien unterordneten, wie im 
Rechtsstreit befindlichen Parteien oder dem Ursprung dieser Rechte und Ansprüche 
(öffentliches Recht oder Privatrecht, Verfahrensrecht oder Strafrecht). Der Gerichtshof nimmt 
eine konkrete Einschätzung des betreffenden Rechts in Bezug auf seinen Inhalt und seine 
Auswirkungen vor und lehnt es ab, durch die Charakteristika des innerstaatlichen Rechts 
gebunden zu sein (EGMR 16. Juli 1971, Ringeisen, A. 13, § 94). 
 
Letztendlich sind die Sachverhalte, die nicht im Anwendungsbereich von Artikel 6 liegen, 
heute nicht sehr zahlreich. Man kann sie vereinfachend um drei Hauptbereiche gruppieren: 
 
• die Sachverhalte, die Rechte politischer Art infrage stellen, darunter das Recht zu wählen 
und gewählt zu werden; 
• den Rechtsstreit zwischen dem Staat und seinen Mitarbeitern wegen Stellen mit 
"hoheitlichen Aufgaben"; 
• die Sachverhalte, die die Macht der Haute Police (Fremdenpolizei) infrage stellen.  
 
Die Ansprüche des TRAS gehören nicht zu diesen Bereichen. 
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Insbesondere gehören zum "zivilrechtlichen Bereich" im Sinne von Artikel 6 die 
Schadensersatzverfahren, die gegen den Staat vor seinen 
Verwaltungsgerichtsbarkeiten gerichtet sind (EGMR, 31. März 1992, X gegen Frankreich, 
Serie A, Nr. 234). 
 
Eine solche Analyse wird von der aktuellsten Rechtsprechung bestätigt, aus der hervorgeht, 
dass im Allgemeinen und gleich welcher Art das anwendbare Gesetz ist, alles, was 
vermögensrechtlich ist, "zivilrechtlich" ist: die Ausübung eines Berufs (EGMR, 6. April 2000, 
Thlimmenos gegen Griechenland, § 58), das Eigentumsrecht (EGMR, 1. Februar 2000, 
Théry gegen Frankreich, §§ 22-23. - 28. März 2000, Zanatta gegen Frankreich, § 24), die 
Zahlung einer Geldsumme (EGMR, 21. März 2000, Asan Rushiti gegen Österreich, §§ 22-
23) und auch die Zuerkennung der Rechtspersönlichkeit, da sie die Fähigkeit nach sich zieht, 
zivilrechtliche Ansprüche und Verpflichtungen zu besitzen (EGMR, 5. Oktober 2000, Apeh 
Üldözötteinek Szövetsege, Roth und Szerdahelyi gegen Ungarn, §§ 35-36). 
 
Im vorliegenden Fall fallen somit die Anträge der Beschwerdeführerin in den 
Anwendungsbereich von Artikel 6 § 1, denn es handelt sich um den "zivilrechtlichen 
Bereich", und der TRAS kann sich damit auf diesen Artikel berufen in dem gegenwärtigen 
Verfahren, das darauf abzielt, die Haftung der Verwaltung geltend zu machen sowie 
Schadensersatz zu fordern. 
 

• • • 
 
Folglich ist die Beschwerdeführerin im Recht, sich auf eine Verletzung von Artikel 6 § 1 zu 
berufen, da es sich um einen "zivilrechtlichen" Anspruch handelt. 
 
Es bleibt somit, die Garantien zu präzisieren, die diese Bestimmungen bieten, die vom 
französischen Staat verletzt werden. 
 

• • • 
 
 
3.2.2.- Garantien, die aus Artikel 6 § 1 resultieren und von der französischen 
Verwaltung verletzt werden 
 
Die Verletzungen von Artikel 6 § 1, die vor dem Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte geltend gemacht werden, resultieren aus der Nichteinhaltung des Rechts 
auf ein faires Verfahren. 
 
 
3.2.2.1.- Grundsatz der Waffengleichheit 
 
Diese Forderung, die nicht im Text der Konvention steht, schliesst eine angemessene 
Möglichkeit ein, sein Rechtsanliegen unter solchen Bedingungen vorzutragen, die die 
Person nicht "in eine gegenüber ihrem Gegner deutlich nachteilige Position" 
versetzen (unter vielen anderen: EGMR, 18. Februar 1997, Nideröst-Huber gegen Schweiz: 
Rec. EGMR, 1997, I, § 23). 
 
Sie muss bei der Untersuchung und der Verhandlung sowie beim Einlegen von 
Rechtsmitteln sichergestellt werden. 
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Im vorliegenden Fall hat der Conseil d'Etat entschieden, eine Untersuchungsermittlung zu 
den in den Klagen angeführten fachlichen Punkten auf der Grundlage der Artikel R 623-1 
und R 623-3 des Justizverwaltungsgesetzes vorzunehmen. 
 
Jede Partei konnte - ausser von ihrem Anwalt - nur von zwei Personen vor dem Conseil 
d'Etat begleitet werden. 
 
Da jedoch die Gegenpartei bestand aus: 
 

• dem Minister für Ökologie, 
• dem Minister für Industrie, 
• dem Minister für Ökonomie, 
• der ASN, 

 
ist es offenkundig, dass die Gegenpartei unendlich mehr vertreten war als der TRAS! 
 
Um präzise zu sein, war der TRAS vertreten durch: 
 

• Rechtsanwalt Christophe Nicolay, Anwalt beim Conseil d'Etat und beim 
Kassationshof, Anwalt der Beschwerdeführer; 
• Rechtsanwältin Corinne LEPAGE; 
• Dr. André Herrmann, wissenschaftlicher Berater; 
• Herrn Jürg Stöcklin, Präsident des TRAS. 

 
Die Gegenpartei war vertreten durch: 
 

• für die Atomsicherheitsbehörde (ASN): 
o Herrn Henri Legrand, Berater des Generaldirektors; 
o Herrn Thomas Houdré, Direktor der Kernkraftwerke;  
o Herrn Florien Kraft, Leiter der Abteilung Strassburg. 

• Für den Minister für Ökologie, nachhaltiges Wachstum und Energie: 
o Herrn Jérôme Goellner, Abteilungsleiter für technologische Risiken bei der 

Generaldirektion zur Verhütung von Risiken; 
o Herrn Nicolas Chantrenne, Verantwortlicher der Mission "nukleare Sicherheit und 

Strahlenschutz" bei der Generaldirektion zur Verhütung von Risiken; 
o Herrn Samuel Therain, stellvertretender Vizedirektor für juristische Angelegenheiten 

im Bereich Energie und Transport bei der Direktion für juristische Angelegenheiten 
des Generalsekretariats. 

 
Im Übrigen war EDF, obwohl sie nicht Partei ist, ebenfalls vertreten durch: 
 

• Rechtsanwalt Olivier Coutard, Anwalt beim Conseil d'Etat und am Kassationshof; 
• Herrn Alain Vicaud, Direktor für Umwelt und Zukunftsforschung; 
• Herrn Eric Jouen, stellvertretender Direktor für nukleare Globalplanung der 

französischen Kernkraftwerke;  
• Herrn Michael Varescon, juristischer Berater. 
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So war die Waffengleichheit nicht gewährleistet, da der TRAS von 4 Personen vertreten 
wurde, wohingegen die Gegenpartei durch 9 Personen vertreten wurde, also mehr als 
doppelt so viele. 
 
Jede Person konnte sich in einer begrenzten Zeit zu jeder der gestellten Fragen äussern, 
daraus folgt, dass die Gegenpartei mindestens dreimal mehr Zeit zur Beantwortung der 
Fragen hatte als der TRAS (eine Antwort des TRAS gegenüber einer Antwort der Minister, 
der ASN und von EDF). Zudem hatten die Privatpersonen, die sich der Klage des TRAS 
angeschlossen hatten, nicht das Recht, vertreten zu sein. 
 
Ausserdem war die Vertretung von EDF ungerechtfertigt. 
 
 
3.2.2.2.- Öffentlichkeit der Verhandlung 
 
Jede Person hat das Recht darauf, "dass über ihr Anliegen öffentlich verhandelt wird". 
 
Dieses in Artikel 6 § 1 verankerte Recht möchte den Rechtsuchenden vor einem Verfahren 
ohne jegliche öffentliche Debatte schützen. 
 
Es betrifft sowohl die Verhandlungen als auch den Urteilsspruch (EGMR, 8. Dezember 
1983, Serie A 71, § 21-27, Pretto). 
 
Es ist sicher möglich, in aller Rechtmässigkeit auf die öffentliche Verhandlung zu verzichten, 
aber nur, wenn dieser Verzicht eindeutig ist und die Streitsache nicht Fragen von 
öffentlichem Interesse behandelt (EGMR, 24. Juni 1993, Serie A 263, § 59, Schuler-
Zgraggen). 
 
Im vorliegenden Fall war es wegen der begrenzten Zahl von Vertretern, die der Conseil 
d'Etat bei der Untersuchung zugelassen hat (3 pro Partei), aus denselben wie den oben 
genannten Gründen nicht möglich, dass alle Experten des TRAS sich äussern konnten. 
 
 
3.2.2.3.- Recht auf ein unabhängiges und unparteiisches Gericht 
 
 
a) Unabhängigkeit 
 
Sie bedingt die Unparteilichkeit ohne sie jedoch auszuschöpfen. Sie steht der Tatsache 
entgegen, dass der Richter einer hierarchisch über ihr stehenden Person untergeordnet ist. 
Er darf nicht gleichzeitig Richter und Kläger sein. 
 
Was den Conseil d'Etat angeht, so wurde geurteilt, dass Artikel 6 nicht verkannt wird, wenn 
der Premierminister den Vorsitz der Assemblée administrative des Conseil d'Etat hat. Dies 
schafft kein Abhängigkeitsverhältnis, wenn dieser Vorsitz von dem Vorsitz der Versammlung 
des Rechtsstreits unterschieden bleibt (Conseil d'Etat, 13. Januar 1997, Seidel, RFD Adm. 
1998, S. 1210). 
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Der Praxis der Verweisung der Fragen zur Interpretation der internationalen Normen an den 
Minister für Auswärtige Angelegenheiten musste jedoch ein Ende gesetzt werden, da der 
Richter keinerlei Einmischung des Staates in seine Zuständigkeit akzeptieren kann (Conseil 
d'Etat, Ass., 29. Juni 1990, GISTI; EGMR, 24. Nov. 1994, Beaumartin gegen Frankreich). 
 
 
Im Übrigen wurde zu den Disziplinargerichten geurteilt, dass die Anwesenheit eines 
Mitarbeiters innerhalb eines Spruchkörpers, selbst mit konsultativer Stimme, gegen 
die Forderung der Unparteilichkeit gerichtet ist, das heisst, dass er nicht unabhängig 
in Bezug auf seine Verwaltung ist (Conseil d'Etat, 8. Dezember 2000, Mongauze: RFD 
Adm. 2001, S. 1267). 
 
Im vorliegenden Fall hat der Conseil d'Etat, wie weiter oben angegeben, entschieden, eine 
Untersuchungsermittlung zu den in den Klagen angeführten fachlichen Punkten auf der 
Grundlage der Artikel R 623-1 und R 623-3 des Justizverwaltungsgesetzes vorzunehmen. 
 
Es zeigt sich jedoch, dass Madame de Silva, die neue Präsidentin der Unterabteilung, die in 
dieser Rechtssache urteilen sollte, zwei Jahre lang, zwischen 2009 und 2011, die juristische 
Abteilung des Ministeriums für Ökologie geleitet hatte, zu einer Zeit, da der Vorgang von 
Fessenheim bei dem Verwaltungsgericht Strassburg anhängig war. Sie war somit juristischer 
Direktor von EDF, also der Gegenpartei. 
 
Da diese Situation vollkommen unvereinbar ist mit Artikel 6 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention wurde diese Person gebeten, sich für befangen zu erklären. 
 
Die Schwierigkeit beruht darauf, dass sie es von Anfang an hätte ablehnen müssen, 
über diesen Vorgang zu urteilen. Sie hatte jedoch während des gesamten 
Untersuchungsverfahrens den Vorsitz, insbesondere bei der Befragung am 15. April 
2013. 
 
Dies zeigt in eklatanter Weise das völlige Fehlen der Unabhängigkeit des Conseil 
d'Etat in dieser Rechtssache. 
 
 
b) Unparteilichkeit 
 
Im ersten Absatz von Artikel 6 der Konvention wird daran erinnert, dass sie ein Grundrecht 
ist, wozu der europäische Richter eine subjektive und objektive Auffassung dargelegt hat 
(EGMR, 24. Mai 1989, Serie A, Nr. 154, § 46-48, Hauschild). 
 
Dieser Grundsatz verbietet die Kumulierung der Eigenschaften der Anklage und des 
Urteilens (EGMR, 1. Oktober 1982, Serie A 53, Piersack gegen Belgien) sowie der 
Aufgaben der Untersuchung und des Urteilens (EGMR, 27. November 1987, Serie A 127, 
Ben Yaacoub), wobei die letztgenannte Regelung eine Abschwächung erfährt, wenn die 
früher getroffenen Massnahmen den Richter nicht dazu veranlasst haben, der Sache nach 
zu präjudizieren (EGMR, 24. Februar 1993, Fey). 
 
Er steht auch dem entgegen, dass ein und dieselbe Person die beratenden und 
richterlichen Aufgaben in "ein und derselben Rechtssache" oder "ein und derselben 
Entscheidung" kumuliert (EGMR, 28. Sept. 1995, Serie A 326, Procola gegen Luxemburg). 
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Zum innerstaatlichen Recht ist anzumerken, dass das Berufungsgericht für 
Verwaltungsangelegenheiten von Bordeaux die Beteiligung an dem Spruchkörper eines 
Gerichts, das in der Rechtssache im Stadium der einstweiligen Verfügung der Aussetzung 
entscheidungsbefugt war, als rechtswidrig verurteilt hat (Berufungsgericht für 
Verwaltungsangelegenheiten Bordeaux, 18. November 2003, M. B., Beschwerde Nr. 
02BX00018). 
 
Damit man von "ein und derselben Rechtssache" sprechen kann, müssen die Fakten 
identisch sein und aus derselben Sicht untersucht werden (zu einer Anwendung dieser 
Kriterien, Conseil d'Etat, 4. Juli 2003, Dubreuil, Droit administratif 2003, Comm. 173). 
 
Im vorliegenden Fall zeigt ebenfalls die Teilnahme von Madame de Silva bei dem 
Untersuchungsverfahren und vor allem während der Befragung am 15. April 2013, einige 
Wochen vor dem Urteil, in eklatanter Weise das völlige Fehlen von Unparteilichkeit des 
Conseil d'Etat in dieser Angelegenheit.  
 
Es ist daran zu erinnern, dass es genau diese Person ist, die im Namen von EDF über 
die Verwaltungsbeschwerden des TRAS geurteilt hat (indem sie sie abgelehnt hat), 
und zwar sowohl im Rahmen des Verfahrens beim Berufungsgericht für 
Verwaltungsangelegenheiten Nancy als auch im Rahmen des Verfahrens beim Conseil 
d'Etat! 
 
Offenkundig war der Conseil d'Etat sowohl Richter als auch Kläger in dieser Rechtssache. 
 
Die schwere Dysfunktion der Hohen Gerichtsbarkeit in einer Rechtssache von dieser 
Bedeutung, die die Sicherheit der französischen und deutschen Bevölkerung betrifft, kann 
von dem hiesigen Gericht nur sanktioniert werden. 
 
 
3.3- Verbot des Missbrauchs der Rechte 
 
Die Europäische Menschenrechtskonvention verbietet den Rechtsmissbrauch in ihrem 
Artikel 17, wo es heisst: 
 

"Diese Konvention ist nicht so auszulegen, als begründe sie für einen Staat, eine 
Gruppe oder eine Person das Recht, eine Tätigkeit auszuüben oder eine Handlung 
vorzunehmen, die darauf abzielt, die in der Konvention festgelegten Rechte und 
Freiheiten abzuschaffen oder sie stärker einzuschränken, als es in der Konvention 
vorgesehen ist". 

 
Im vorliegenden Fall kann die dem französischen Staat und EDF gewährte Straffreiheit als 
Rechtsmissbrauch bezeichnet werden. 
 
 
3.4. - Recht auf wirksame Beschwerde 
 
Artikel 13 der Europäischen Menschenrechtskonvention lautet: 
 

"Jede Person, die in ihren in dieser Konvention anerkannten Rechten oder Freiheiten 
verletzt worden ist, hat das Recht, bei einer innerstaatlichen Instanz eine wirksame 
Beschwerde zu erheben, auch wenn die Verletzung von Personen begangen worden 
ist, die in amtlicher Eigenschaft gehandelt haben." 
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Im vorliegenden Fall stand dem TRAS aus denselben wie den oben genannten Gründen 
gemäss Artikel 6 § 1 der Konvention keinerlei wirksame Beschwerde offen. 
 
Es muss auch präzisiert werden, dass die Beschwerdeführer vor der Urteilsentscheidung die 
Benennung eines Gerichtssachverständigen auf der Grundlage von Artikel R 621-1 des 
Justizverwaltungsgesetzes beantragt haben, der lautet: 
 

"Die Rechtsprechung kann, entweder auf Antrag der Parteien oder einer der Parteien 
oder kraft Amtes vor der Urteilsentscheidung anordnen, dass ein Gutachten zu den von 
ihr festgelegten Punkten angefertigt wird. Die einem Sachverständigen anvertraute 
Aufgabe kann darauf abzielen, die Parteien auszusöhnen. 

 
Der TRAS hat eine technische Expertise mit dem Titel "Analyse der Ergebnisse des EU-
Stresstest der Kernkraftwerke Fessenheim und Beznau" vorgelegt. 
 
Diese Studie von hoher Qualität wurde von dem Ministerium für Umwelt, Klima und 
Energiewirtschaft (Baden-Württemberg) bei dem Öko-Institut in Auftrag gegeben.  
 
Zusammenfassend gehen aus dieser Analyse hauptsächlich die folgenden Punkte hervor: 
 

• Der Bericht stellt einen Katalog der Schwächen des Kraftwerks Fessenheim auf der 
Basis der von dem Betreiber und von der ASN vorgelegten Dokumente im Kontext der 
von der Europäischen Union geforderten Stresstests auf. Der Bewertungsmassstab, der 
dazu dient, die Zuverlässigkeit der Anlagen von Fessenheim zu beurteilen, ist der in 
Deutschland verwendete, von der Reaktorsicherheitskommission aufgestellte und auf die 
deutschen Kraftwerke angewendete Massstab. Die Europäische Union war nicht in der 
Lage, gemeinsame Kriterien festzulegen, mit denen beurteilt werden kann, ob die 
europäischen Anlagen sicher genug sind. Die Berichterstatter heben hervor, dass die 
Berücksichtigung der Aspekte der inneren Sicherheit (Brand, Explosion usw.) und der 
äusseren Sicherheit (Flugzeugabsturz, Explosion toxischer Gase usw.) von der 
Europäischen Union im Rahmen der Stresstests nicht gefordert wurde. 
 
• Einige erwähnte Schwächen sind Gegenstand von Studien zur Verbesserung, die von 
der ASN angewiesen wurden, andere nicht. 
 
• Auf jeden Fall geht aus diesem Bericht hervor, dass zahlreiche Kriterien für die 
nukleare Sicherheit in Deutschland von den Anlagen Fessenheim nicht erfüllt 
werden und dass somit dieses Kraftwerk die Anwohner jenseits des Rheins einem 
höheren Risiko aussetzt, als dies die deutschen Behörden tolerieren. 

 
Die französischen Richter liessen sich aber nicht herbei, diesem Antrag auf ein Gutachten 
stattzugeben, der jedoch vollkommen legitim und begründet ist angesichts der ernsthaften 
Risiken eines nuklearen Unfalls. 
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Es ist hinzuzufügen, dass der Conseil d'Etat in der Rechtssache Collectif national 
d'information et d'opposition à l'usine Melox - Collectif Stop Melox und Mox die Beschwerde 
des Beschwerde führenden Verbands abgewiesen hatte und ihn zur Zahlung von 5000 
Francs an die COGEMA in Anwendung von Artikel L 761-1 des Justizverwaltungsgesetzes 
verurteilt hatte, worüber er sich beim Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte 
beklagte. Der Gerichtshof hat dieses Mittel ausdrücklich untersucht. 
 
Der Gerichtshof hat geurteilt: 
 

"Es bleibt Verwunderung darüber, dass der Conseil d'Etat in Anwendung von Artikel L 
761-1 des Justizverwaltungsgesetzes in einem fairen Verfahren das Urteil gefällt hat, 
den Beschwerde führenden Verband, dessen Mittel begrenzt sind, zur Zahlung der 
Kosten zu verurteilen, die von einem prosperierenden multinationalen Unternehmen 
aufgewendet wurden. Er hat nicht nur die schwächere Partei bestraft, sondern auch 
eine Massnahme getroffen, die dazu angetan ist, den Beschwerde führenden Verband 
zu entmutigen, in der Zukunft den Rechtsweg zu beschreiten, um seine 
satzungsgemässe Aufgabe zu erfüllen. Wie der Gerichtshof in seiner Entscheidung 
über die Zulässigkeit der Rechtssache unterstrichen hat, gehört jedoch die 
Verteidigung solcher Angelegenheiten, wie des Schutzes der Umwelt, vor 
innerstaatlichen Gerichten zur wichtigen Rolle, die die nichtstaatlichen Organisationen 
in einer demokratischen Gesellschaft spielen. Der Gerichtshof schliesst nicht aus, dass, 
wenn Artikel 6 § 1 anzuwenden ist, Umstände dieser Art in Konflikt mit der 
Rechtsprechung an einem Gericht geraten, das diese Bestimmung anwendet." (EGMR 
28. März 2006, Collectif national d'information et d'opposition à l'usine Melox - Collectif 
Stop Melox und Mox, Nr. 75218/01). 

 
Im aktuellen Fall wurde der TRAS von dem Conseil d'Etat verurteilt, den 
Verwaltungsbehörden die exorbitante Summe von 5000 Euro zu zahlen und ist ebenfalls der 
Meinung, dass es sich um eine Verletzung von Artikel 6 § 1 der Konvention handelt. Die 
vorgenannte Rechtsprechung ist im vorliegenden Fall direkt übertragbar. 
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IV - ANGABEN ZU ARTIKEL 35 ABS. 1 DER KONVENTION 
 
 
16. Letzte innerstaatliche Entscheidung (Datum und Art der Entscheidung, Bezeichnung des 
Gerichts oder der Behörde) 
 

• Conseil d'Etat, 28. Juni 2013, Beschwerde Nr. 351986, 358080, 358094 und 358095 
(Schriftstück Nr. l.1). 

 
17. Andere Entscheidungen (in zeitlicher Reihenfolge mit Angabe des Datums und der Art 
der Entscheidung und der Bezeichnung des Gerichts oder der Behörde) 
 

• Verwaltungsgericht Strassburg, 9. März 2011, Beschwerde Nr. 0805582 (Schriftstück 
Nr. I.2) 
• Berufungsgericht für Verwaltungsangelegenheiten Nancy, 16. Mai 2013, Beschwerde 
Nr. 11NC00726 (Schriftstück Nr. I.3) 
------------------------- 
• Verwaltungsgericht Paris, 5. September 2011, Beschwerde Nr. 1114342/7-3 
(Schriftstück Nr. I.4) 
• Verwaltungsgericht Paris, 5. September 2011, Beschwerde Nr. 1114348/7-3 
(Schriftstück Nr. I.5) 
• Verwaltungsgericht Paris, 5. September 2011, Beschwerde Nr. 1114337/7-3 
(Schriftstück Nr. I.6) 
------------------------ 
• Verwaltungsgericht Strassburg, 19. März 2012, Beschwerde Nr. 1104447-4 
(Schriftstück Nr. I.7) 
• Verwaltungsgericht Strassburg, 19. März 2012, Beschwerde Nr. 1104449 
(Schriftstück Nr. I.8) 
• Verwaltungsgericht Strassburg, 19. März 2012, Beschwerde Nr. 1104450-4 
(Schriftstück Nr. I.9) 

 
 
18. Gab es oder gibt es ein Rechtsmittel, das Sie nicht eingelegt haben? Wenn ja, welches 
Rechtsmittel wurde nicht eingelegt? Warum? 
 
Nein. 
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V- ANGABE DES BESCHWERDEGEGENSTANDES  
 
 
Die Weigerung, die Aussetzung des Betriebs des Kraftwerks auszusprechen, ist 
ungerechtfertigt, insofern als: 
 

• das Erdbebenrisiko des Standortbereichs des Kraftwerks Fessenheim nicht korrekt 
berücksichtigt wurde (5.1); 
• das Überflutungsrisiko verharmlost wurde (5.2); 
• ebenso wie die Frage der Fundamentplatte (5.3); 
• die Zwischenfälle zahlreich sind (5.4); 
• die Normen zur Ableitung ungesetzlich geworden sind (5.5). 

 
Die aktuellen Ereignisse bestätigen diese Analyse in allen Punkten (5.6). 
 
Im Übrigen stellt die Tragweite dieser Risiken die allgemeinere Frage nach der Lebensdauer 
des Kernkraftwerks (5.7) und dem Vorsichtsprinzip (5.8). 
 
Aus allen diesen Gründen verlangt der TRAS die finanzielle Verurteilung des 
französischen Staates als Schadensersatz für die Fehler, die er begeht, indem der ein - 
für ganz Europa - extrem gefährliches Kernkraftwerk weiterhin in Betrieb lässt. 
 
 
5.1- Zur fehlenden korrekten Berücksichtigung des Erdbebenrisikos 
 
Fukushima hat die Beurteilung des Risikos verändert (5.1.1). Damit erfüllt das Kraftwerk 
nicht die seismischen Normen, einerseits seit seinem Bau (5.1.2), andererseits seit 
Erscheinen der Sicherheitsgrundregel (5.1.3), die darüber hinaus nicht so zwingend ist, wie 
es die gegenwärtigen Kenntnisse erfordern. Die Einschätzung der Sicherheit des 
Kraftwerks durch die Atomsicherheitsbehörde wird von den Fachleuten nicht 
anerkannt. 
 
 
5.1.1- Zu den Ereignissen von Fukushima 
 
Die Einschätzung des Erdbebenrisikos in Fessenheim ist angesichts der Folgen von 
Fukushima vollkommen überholt. 
 
Fukushima lehrt uns, das im Auge zu haben, was geschehen kann, wenn - entgegen jeder 
Erwartung - ein Ereignis (zum Beispiel ein Erdbeben) stärker ist, als das, was bei der 
Bemessung oder der Kontrolle des Kernkraftwerks angenommen wurde. Wenn die ASN 
heute eine Verstärkung der Fundamentplatte verlangt, liegt dies exakt in dieser Linie, denn 
im Prinzip hätte man, wenn alles richtig getan worden wäre, niemals eine dickere 
Fundamentplatte benötigt. 
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Erstens ist die ausserordentliche Schwere der fehlenden Berücksichtigung des 
Erdbebenrisikos im Hinblick auf den aktuellen Stand der Wissenschaft festzustellen. 
 
Seit dem Unfall von Fukushima haben wir es nicht mehr mit einem Schulbeispiel zu tun, 
sondern mit einer erwiesenen Situation mit katastrophalen Folgen für die Umwelt, die 
Sicherheit und Gesundheit der Menschen2. 
 
Jegliches Nichtstun oder jegliche Leichtfertigkeit bei der Berücksichtigung des 
Erdbebenrisikos eines Kernkraftwerks ist unter dem Aspekt der Ereignisse in Japan 
inakzeptabel und dazu angetan, eine schwerwiegende Verantwortung für EDF und den 
französischen Staat nach sich zu ziehen. 
 
Seitdem diese Informationen existieren, ist die Nichtberücksichtigung dieser Informationen 
ein schwerwiegender Fehler der Verwaltungsbehörden. 
 
 
Zweitens ist die Analogie der Situation von Fessenheim und des Kraftwerks 
Fukushima offenkundig, besonders in Bezug auf das Erdbebenrisiko. 
 
Zuerst ist daran zu erinnern, dass das Erdbeben in Japan vom 11. März 2011 in der 
Subduktionszone in etwa 25 km Tiefe (geschätzte Momentenmagnitude von 8,9) geschah. In 
Anbetracht der Magnitude dieses Erdbebens ist die Verwerfungszone, die gebrochen ist, von 
sehr grossem Ausmass. Ein starkes Erdbeben geschah bereits zwei Tage zuvor in derselben 
Zone (Magnitude: 7,2). 
 
Deshalb muss nicht ein einzelnes Erdbeben berücksichtigt werden, wie EDF es im Fall 
des Kraftwerks Fessenheim getan hat, sondern auch die Frage der Aufeinanderfolge 
lokaler Beben, was bezüglich des Standortes Fessenheim nicht erfolgt ist. Ausserdem 
müssen die Ungewissheiten, die mit der Beurteilung der Erdbebengefährdung 
zusammenhängen, auf konservative Art berücksichtigt werden. 
 
Diese Elemente untermauern die weiter unten entwickelte Argumentation des TRAS, 
gemäss derer die Fortsetzung der Tätigkeit des Kraftwerkes Fessenheim ohne 
Berücksichtigung des gegenwärtigen Kenntnisstands des für den Standortbereich dieser 
Basiskernkraftanlage zutreffenden Erdbebenrisikos erfolgt. 
 
Das Kraftwerk Fessenheim ist auf dem aktiven elsässischen tektonischen Graben errichtet, 
und das Risiko ist damit sehr real. Die Normen zum Schutz für die Kernkraftwerke 
berücksichtigen das Erdbeben, das die grösste jemals erreichte Stärke in der Nähe hatte. In 
Fessenheim ist der Bezugswert somit der des Erdbebens von Basel von 1356 mit einer von 
der Atomsicherheitsbehörde festgesetzten um den Sicherheitszuschlag erhöhten Magnitude 
von 6,7. 
  

                                                 
2
 Zur Erinnerung: Im Juli 2007 ereignete sich ein Erdbeben der Magnitude 6,6 in der Nähe des 

Kernkraftwerks Kashiwazaki-Kariwa (an der Westküste der Insel Honshu), das sehr starke 
Beschleunigungen hervorrief. Von den 7 Reaktoren des Standortes kam es bei 4 Reaktoren zu einer 
Notabschaltung, und zumindest an einem von ihnen gab es schwere Schäden am Unterbau. Von den 
7 betroffenen Reaktoren waren im April 2011 immer noch 3 ausser Betrieb. Das dortige Erdbeben war 
etwa doppelt so stark wie das Referenzbeben, das für die Bemessung des Kernkraftwerks 
berücksichtigt wurde. 
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Eine Informationsmitteilung der ASN vom 2. Juni 2003 gibt jedoch an: 
 

„Die Tatsache, dass das historisch beobachtete Erdbeben der stärksten Intensität 
herangezogen wird, um das Bemessungsbeben einer Anlage zu beurteilen, entspricht 
der RFS 2001-01. Einige Erdbeben von schwächerer Intensität, besonders die 
Bewegungen mit hoher Frequenz, können jedoch grössere Auswirkungen haben 
(...)". 

 
Dennoch wurde die Frage der Aufeinanderfolge lokaler Beben nicht für den Standort 
Fessenheim untersucht. 
 
Andererseits sind die Ursachen des Unfalls in Japan ebenfalls die Folge einer 
Unterschätzung des Erdbebenrisikos, wie es in Fessenheim der Fall ist. 
 
Das Kraftwerk Fukushima war erbaut, um einem Erdbeben der Magnitude 7 standzuhalten. 
Das Erdbeben, das auftrat, hatte jedoch die Magnitude 8,9. Nach den Experten läuft dies auf 
eine Unterschätzung der Erdbeben etwa um den Faktor 80 hinaus. Es hat sehr wohl eine 
Unterschätzung der möglichen Stärke der Beben in dieser Region gegeben. 
 
Diese Feststellung ist nicht neu: Bereits 2006 hatte Ishibashi Katsuhiko (Seismologe und 
Professor an der Universität Kobe), der zu dem Expertenkomitee gehörte, das die 
seismischen Normen für die japanischen Kernkraftwerke festlegt, sein Amt niedergelegt, um 
gegen die Leichtfertigkeit des Komitees zu protestieren. Er hatte in einem Artikel vom 11. 
August 2007 in der Herald Tribune angekündigt: "Falls nicht radikale Massnahmen ergriffen 
werden, um die Anfälligkeit der Kraftwerke bei Erdbeben zu verringern, könnte Japan in 
naher Zukunft eine regelrechte nukleare Katastrophe erleben." Alle hatten damals in Japan 
seine Warnungen ignoriert. Letztendlich hatte er Recht. 
 
Seine Warnung basierte jedoch auf erwiesenen Fakten: Im August 2005 hatte ein Erdbeben 
das Kraftwerk Onagawa (nördlich von Fukushima) getroffen. Am 16. Juli 2007 beschädigte 
ein Beben mit der Magnitude 6,8 einige Reaktoren des Kraftwerks Kashiwazaki-Kariwa 
ernsthaft. 
 
In Bezug auf Fessenheim ist daran zu erinnern, dass im Februar 2003 ein Beben mit einer 
Magnitude von 5,8, dessen Epizentrum 90 km von dem Kraftwerk entfernt lag, festgestellt 
wurde. Es wurde von dem Bedienpersonal, das im Kommandoraum des Standortes 
Fessenheim arbeitete, deutlich gespürt. Trotzdem sind die Instrumente, die die 
Beschleunigungen messen, stumm geblieben, da die festgelegte Messschwelle nicht erreicht 
wurde. Es gab somit weder ein Auslösen von Alarm noch eine Aufzeichnung. 
 
 
Drittens hat die ASN am 28. Juni 2012 ihren Bericht über den Zustand der nuklearen 
Sicherheit und des Strahlenschutzes in Frankreich im Jahre 2011 übergeben und hat 
ebenfalls einen Punkt zu den Folgen der zusätzlichen Sicherheitsüberprüfungen (ECS) der 
kerntechnischen Anlagen nach dem Unfall von Fukushima geschrieben. André-Claude 
Lacoste, der Präsident der ASN, ist auf die Katastrophe von Fukushima zurückgekommen: 
"Dieses Ereignis macht uns bewusst, dass trotz Vorsichtsmassnahmen ein Unfall niemals 
ausgeschlossen werden kann." Er ist der Meinung, dass die vollständigen Lehren aus dem 
Unfall bis zu 10 Jahre dauern könnten. 
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5.1.2- Zur Unterschätzung des Erdbebenrisikos beim Bau des Kraftwerks Fessenheim 
 
Das Erdbebenrisiko wurde offensichtlich aus den folgenden Gründen unterschätzt. 
 
Zur Zeit des Baus des Kraftwerks Fessenheim erfolgte die Untersuchung der 
Erdbebengefährdung in makroseismischer Intensität, ohne explizite Festlegung einer 
entsprechenden Magnitude. Es ist festzuhalten, dass das Beben von Basel von 1356 jedoch 
seit langem mit einer makroseismischen Magnitude von 6.2 in den französischen Katalogen 
steht, was einer Momentenmagnitude Mw von etwa 6.0 entspricht. Der aktuelle deutsche 
Katalog weist diesem Beben jedoch eine Magnitude Mw = 6.6 und der aktuelle 
schweizerische Katalog eine Magnitude Mw = 6.9 zu. 
 
Im Kontext einer deterministischen Sicherheitsstudie ist es wissenschaftlich nicht vertretbar, 
den optimistischsten Wert einer Reihe ungewisser Werte anzunehmen, und dies umso mehr 
als es sich mit M = 6.2 um einen signifikant niedrigeren Wert im Verhältnis zu den 
Einschätzungen der Experten der anderen von dem Erdbeben von 1356 betroffenen Länder 
handelt. 
 
 
5.1.3- Zur Unterschätzung des Erdbebenrisikos seit Erscheinen der 
Sicherheitsgrundregel RFS 1.2 c Version 2001-01 
 
 
 a) Vorstellung der Sicherheitsgrundregel RFS 1.2 c Version 2001-01 
 
Die neue Sicherheitsgrundregel (RFS) 2001-01 über die Bestimmung des Erdbebenrisikos 
für die oberirdischen Basiskernkraftanlagen hat Anfang 2001 die RFS 1.2.c aus dem Jahr 
1981 abgelöst. 
 
Die kerntechnischen Anlagen unterlagen somit ursprünglich der RFS von 1981. Im Jahre 
1998 leitete die Atomsicherheitsbehörde eine Revision der RFS 1.2.c Edition 1981 ein, deren 
Gegenstand es ist, die Methode zur Bestimmung der Erdbebengefährdung für eine 
kerntechnische Anlage festzulegen. 
 
Die Veröffentlichung der RFS 2001-01 führte so zu einer Neuüberprüfung der seismischen 
Bewegungen, die für die Standorte der Kernkraftwerke zu berücksichtigen sind. Die 
diesbezüglichen Vorschläge von EDF waren Gegenstand schwieriger fachlicher 
Diskussionen mit dem Institut für Strahlenschutz und nukleare Sicherheit (IRSN). 
 
 
Erstens hielt der Standort Fessenheim die RFS von 1981 nicht ein. 
 
Am 2. August 2000 legte eine Inspektion der Atomsicherheitsbehörde offen: 
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„Einen Planungsfehler, der den Erdbebenwiderstand der PTR- und ASG-Behälter des 
Kraftwerkes Fessenheim betrifft“ (Vgl. Informationsmitteilung der 
Atomsicherheitsbehörde vom 3. April 2001). 

 
Es handelt sich um Notbehälter, die im Fall eines Erdbebens beschädigt werden können und 
somit unwirksam werden. Im Fall des Verlusts der Gesamtheit dieser Behälter bei einem 
Beben starker Intensität könnten einige Rettungsfunktionen nicht mehr abgesichert werden. 
 
So entsprach das Kernkraftwerk Fessenheim zwanzig Jahre lang nicht den Normen zum 
Schutz vor Erdbeben, die 1977 beschlossen wurden. 
 
 
Zweitens wird heute das Kraftwerk Fessenheim den seismischen Normen der RFS 2001-01 
ebenfalls nicht gerecht. Die Relevanz dieser RFS wird im Übrigen insofern in Frage gestellt, 
als sie als nicht genügend konservativ betrachtet wird. 
 
Zum eigenen Eingeständnis der EDF-Energiebranche: 
 

„In Anbetracht auch dessen, dass es eine alte Gestaltung hat, die wenig robust oder 
gar unvollständig ist, was FSH [Fessenheim] betrifft, ist das Risiko sehr stark“ 
(Vgl. interne Mitteilung von EDF, 25. Oktober 2002). 

 
Das Kraftwerk ist auf dem aktiven elsässischen tektonischen Graben errichtet, und das 
Risiko ist damit sehr real. 
 
Es ist zu präzisieren, dass für eine richtige Einschätzung des Erdbebenrisikos Artikel 4 der 
Verordnung Nr. 91-461 vom 14. Mai 1991 zur Berücksichtigung des Erdbebenrisikos lautet: 
 

"Zur Anwendung der Massnahmen zur Vorbeugung vor einem Erdbebenrisiko für 
Gebäude, Ausrüstungen und Anlagen der sogenannten Kategorie "mit normalem 
Risiko", ist das nationale Territorium in fünf Zonen mit wachsender Erdbebentätigkeit 
eingeteilt: 

 
- Zone 0; 
- Zone I a; 
- Zone I b; 
- Zone II; 
- Zone III". 
 
Die Berücksichtigung des Risikos und die Sicherungsmassnahmen variieren also von einer 
Zone zur anderen je nach Intensität der Gefährdung. 
 
Im vorliegenden Fall befindet sich der Standort Fessenheim in einer im Hinblick auf die 
Erdbebentätigkeit als I b klassifizierten Zone auf der dritten Stufe einer Skala von 5 Stufen. 
Diese Zone wird jetzt nach der neuen - seit 1. Mai 2011 gültigen - Einteilung der Zonen "3", 
"moderate Seismizität", genannt. 
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Die Unzulänglichkeiten bei der Berücksichtigung des Erdbebenrisikos sind jedoch ganz real, 
wie untersucht werden wird. 
 
 
 b) Kritik an der Bestimmung der Erdbebengefährdung des Kraftwerks Fessenheim 
 
Die Sicherheit des Kraftwerks wird von der ASN nach Analysen eingeschätzt, die von EDF 
erstellt werden und deren Stichhaltigkeit von den Fachleuten nicht einhellig bestätigt wird. 
 
Die Neubewertung der Erdbebengefährdung, so wie sie bis heute von EDF vorgeschlagen 
wird, führt zu einer ausgeprägten Unterschätzung der Gefährdung und ist somit nicht 
akzeptabel. Dieselbe Feststellung gilt, in geringerem Mass, für die Neubestimmung der 
Gefährdung, wie sie vom IRSN vorgeschlagen wurde. 
 
Die wichtigsten Gründe für die Unterschätzung der Erdbebengefährdung sind: 
 

• eine zu optimistische Interpretation der wesentlichen Kenngrössen des Basler 
Erdbebens von 1356, das als Referenzbeben dient: Unterschätzung seiner Magnitude 
und Überbewertung des minimalen Abstands zum Kraftwerk, mit dem ein solches 
Erdbeben auftreten könnte (EDF und IRSN); 
• die Tatsache, dass kein lokales Erdbeben als Referenzbeben berücksichtigt wird (nur 
EDF); 
• eine ungenügende Berücksichtigung der Unschärfe der Grunddaten, insbesondere 
die Benutzung von statistischen Mittelwerten zur Bestimmung der 
Bodenbeschleunigungen für das oder die Referenzbeben. Konsequenz ist eine 
bedingte Wahrscheinlichkeit von 50 %, dass die damit erhaltenen 
Bodenbeschleunigungen überschritten werden (Schwäche der von der RFS2001-0L 
vorgeschriebenen Methode, EDF und IRSN) (Bericht Résonance: Kernkraftwerk 
Fessenheim: Kritik an der Bestimmung der Erdbebengefährdung). 

 
 
Erstens bezieht sich die erste Kritik auf die Position des Bebens. 
 
Wie das Büro Résonances feststellt, sind meisten Experten überzeugt, dass ein Erdbeben 
analog zu demjenigen von 1356 zwingend an die tektonische Schwächezone gebunden ist, 
die mit der Interaktion zwischen dem Oberen Rheingraben und dem Permo-Karbon-Trog 
einhergeht. Einige von ihnen, insbesondere die französischen Experten, schliessen daraus, 
dass ein solches Beben automatisch südlich der Stadt Basel stattfinden muss, in mindestens 
30 km Distanz zum Kraftwerk Fessenheim. Zahlreiche andere jedoch – zwei PEGASOS-
Expertengruppen, die Verfasser der neuesten nationalen Studien für Deutschland und für die 
Schweiz – ziehen die Grenze der entsprechenden Zone weiter nördlich, hauptsächlich 
zwischen 10 und 20 km südlich des Kraftwerks Fessenheim. Zwei der vier PEGASOS-
Expertengruppen meinen, es sei unmöglich auszuschliessen, dass ein Beben analog zu 
demjenigen von 1356 in der unmittelbaren oder näheren Umgebung des Kraftwerks auftreten 
könnte, wobei sie der Richtigkeit dieser Hypothese eine Wahrscheinlichkeit von 0.3 bis 0.4 
zumessen. 
 
Es folgt daraus, dass sich eine Entfernung zum Kraftwerk Fessenheim von 34 km und selbst 
von 29 km (Studien von EDF bzw. des IRSN) am optimistischen Ende des von den 
verschiedenen Experten erwähnten Wertebereichs befindet. Folglich müssen die 
Entfernungen von 34 und 29 km im Rahmen einer deterministischen Sicherheitsstudie als 
überschätzt eingestuft werden. Zumindest wären sehr umfangreiche tektonische 
Forschungsarbeiten notwendig, um (eventuell) geringere Distanzen ausschliessen zu 
können (Bericht Résonance: Kernkraftwerk Fessenheim: Kritik an der Bestimmung der 
Erdbebengefährdung). 
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Zweitens betrifft die zweite Kritik die fehlende Berücksichtigung eines lokalen Bebens. 
 
Wie das Büro Résonance hervorhebt, sind das IRSN und EDF nicht einig über die 
Interpretation eines wichtigen Punktes der RFS 2001-01. Das IRSN verlangt, dass ein 
lokales Erdbeben bei der Bestimmung der Erdbebengefährdung in Form eines 
Antwortspektrums zur Kontrolle des Kraftwerkes Fessenheim berücksichtigt wird, EDF 
dagegen berücksichtigt ein solches lokales Beben nicht. 
 
Es ist möglich, dass ein entferntes Beben, das heisst entfernt zum betrachteten Standort, 
einer relativ hohen Magnitude zu einer höheren makroseismischen Intensität führt als ein 
Beben nahe dem Standort und mit mässiger Magnitude, aber dass das nahe gelegene 
Beben dennoch stärkere Spektralbeschleunigungen im Bereich der höheren Frequenzen 
hervorruft, die oft entscheidend für die Anlagen sind. Das ist eine völlig übliche Situation, und 
es ist genau die, die man bei der Definition der Erdbebengefährdung für das Kraftwerk 
Fessenheim vorfindet. 
 
In der Formulierung der RFS2001-01 ist die Rede von "ungünstigsten Erdbeben". Es ist 
heutzutage jedoch allgemein anerkannt, dass bei jeder Frequenz das Beben, das die 
höchsten Spektralbeschleunigungen (oder die höchsten damit verbundenen 
Spektralverschiebungen) hervorruft, das ungünstigste ist. Somit ist es möglich, dass je nach 
betrachteter Frequenz das eine oder andere Beben, ob fern oder nah, entscheidend ist. 
Folglich ist es geboten, auch ein lokales Beben für die Bestimmung der Erdbebengefährdung 
des Kraftwerks Fessenheim zu berücksichtigen und zwar umso mehr, als die 
Wahrscheinlichkeit des Auftretens eines solchen Bebens mit mässiger Magnitude deutlich 
höher ist als die eines Bebens analog zu dem Beben von Basel von 1356. 
 
EDF berücksichtigt jedoch als Referenzbeben nur das Beben von Basel von 1356 und kein 
lokales Beben. 
 
In Anbetracht der vorangegangenen Ausführungen kann Résonance nur die 
Schlussfolgerung einer Stellungnahme des BERSSIN (IRSN) von 2003 unterstützen, die in 
der Antwort der Atomsicherheitsbehörde auf seine Fragen zitiert wird: "Die Einschätzung der 
Erdbebengefährdung nach der RFS 2001-01 durch EDF für den Standort Fessenheim ist 
nicht annehmbar." 
 
Résonance ist zutiefst überzeugt, dass 95 % aller unabhängigen Ingenieurseismologen mit 
dieser Meinung einverstanden wären. Es ist im Übrigen interessant festzuhalten, dass 
gemäss den im Jahre 2007 eingesehenen Dokumenten für das Kraftwerk Chinon ein lokales 
Beben berücksichtigt wurde. Nichts rechtfertigt, dies nicht auch für das Kraftwerk 
Fessenheim zu tun (Bericht Résonance: Kernkraftwerk Fessenheim: Kritik an der 
Bestimmung der Erdbebengefährdung). 
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Drittens gibt es eine weitere Kritik zu diesem Standort. 
 
Laut Résonance gehört der Boden beim Kraftwerk Fessenheim bis in eine Tiefe von 
ungefähr 50 m der sogenannten Neuenburg-Formation an und besteht aus einem sandigen 
Kies mit Horizonten von Steinen und Blöcken. Résonance schätzt, dass die mittlere S-
Wellengeschwindigkeit bis in eine Tiefe von 30 m deutlich grösser als 300 m/s ist. Darüber 
hinaus handelt es sich weder um ein enges Tal noch um eine Topographie, die zu 
sogenannten topographischen Standorteffekten Anlass gäbe. Folglich ist es gemäss der 
RFS 2001-01 akzeptabel, die Standorteffekte auf vereinfachte Weise mithilfe einfacher 
Abminderungsbeziehungen für die Kategorie "Lockergesteine" zu berücksichtigen. 
 
Im Rahmen des Projektes INTERREG III, "Mikrozonierung des südlichen Oberrheingrabens", 
wurden an drei Stellen um das Kraftwerk Fessenheim herum Messungen der ambienten 
Bodenschwingungen durchgeführt, um die Fundamentalfrequenz des Standortes zu 
bestimmen. Die Spitzen in den sogenannten H/V-Diagrammen, in denen die 
Fundamentalfrequenzen abgelesen wurden, sind nicht genügend klar gemäss den 
massgebenden Richtlinien in diesem Bereich, als dass eine zweifelsfreie Bestimmung dieser 
Frequenzen möglich wäre (diese Richtlinien wurden nach der Ausführung der zur Diskussion 
stehenden Messungen, aber vor der Redaktion des Schlussberichtes veröffentlicht.) 
Tatsächlich sind die von den Spitzen abgeleiteten Frequenzen von 0.12 und 0.15 Hz 
erstaunlich niedrig in Anbetracht der Standortcharakteristiken (Fels in ungefähr 150 m Tiefe, 
möglicherweise handelt es sich aber um einen sehr "weichen" Fels, was das Resultat 
erklären könnte). Im Schlussbericht fehlen jedoch die notwendigen Einzelheiten für eine 
vertieftere Beurteilung der Resultate. Aus den Amplituden der Spitzen in den H/V-
Diagrammen schliessen die Verfasser des Berichts, dass die Amplifikationsfaktoren der 
Erdbebenwellen (im Vergleich zu einem Felsstandort) etwa bei 10 liegen, was eher 
beunruhigend wäre. Nur ist diese Schlussfolgerung aus zwei Gründen übereilt. Erstens sind 
diese Spitzen bei sehr niedrigen Frequenzen zumindest zweifelhaft (und wären eher auf 
Wind zurückzuführen, falls es bei den Messungen windig war), und zweitens, wie zahlreiche 
wissenschaftliche Publikationen deutlich gezeigt haben, kann die Amplitude der Spitzen nicht 
als Amplifikation der Erdbebenwellen interpretiert werden. Gleichwohl ist sich Résonance mit 
den Autoren dahingehend einig, dass diese hohen Amplituden ein Indikator für ein starkes 
Amplifikationspotential sein könnten. 
 
Résonance glaubt nicht, dass der Standort des Kraftwerks Fessenheim eine lokale Geologie 
aufweist, die ein "zusätzliches Risiko" darstellen könnte, das heisst, mit Amplifikationen der 
Erdbebenwellen zu rechnen wäre, die über das Übliche hinausgehen. Die von der RFS 
2001-01 vorgeschlagene vereinfachte Vorgehensweise zur Berücksichtigung von 
Standorteffekten für die Kategorie "Lockergesteine" wäre somit angemessen. Falls aber die 
im Projekt INTERREG III "Mikrozonierung des südlichen Oberrheingrabens" dargelegte 
Interpretation der Messungen richtig ist, was zu überprüfen ist, könnte der Standort unter 
Umständen trotzdem starke Amplifikationen von Erdbebenwellen erfahren. Dieser Bericht 
müsste deshalb EDF veranlassen, die Studie nach dem Vorsichtsprinzip zu vertiefen. 
 
Eine Standortstudie, auch Mikrozonierungsstudie genannt, mit Messungen der S-
Wellengeschwindigkeiten am Standort (SASW-Messungen und/oder Messungen in einem 
Bohrloch) sowie mit adäquater numerischer Modellierung entspräche dem heutigen Stand 
der Technik. Für den Standort des Kraftwerks Fessenheim wurde nach Kenntnis von 
Résonance keine solche Studie ausgeführt (Bericht Résonance: Kernkraftwerk Fessenheim: 
Kritik an der Bestimmung der Erdbebengefährdung). 
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 c) Kritik an der deterministischen Herangehensweise 
 
Der TRAS wirft EDF vor, die Erdbebengefährdung und infolgedessen das Erdbebenrisiko, 
das mit dem Kraftwerk Fessenheim verbunden ist, zu unterschätzen. Der TRAS führt die 
Ergebnisse der von dem Büro Résonance Ingénieurs-Conseils SA im Jahr 2007 
durchgeführten Studie und der Ergänzung zu der Studie, die von demselben Büro nach den 
Ereignissen von Fukushima (2011) gegeben wurde. 
 
Der TRAS hat von EDF verlangt, eine probabilistische Analyse der Erdbebengefährdung 
durchzuführen, die über die deterministische Analyse gemäss der vorhandenen Regel RFS 
2001-01 hinausgeht. EDF macht geltend, dass die probabilistische Methode noch nicht 
genügend entwickelt und anerkannt sei und stellt die Argumente der Studie Résonance 
infrage. De facto verweigert EDF die Berücksichtigung der probabilistischen Methode bei 
dem Kraftwerk Fessenheim, beruft sich auf die Regel RFS 2001-01 (die nur eine 
deterministische Methode fordert) und auf die Bescheinigung der ASN über die gute 
Beherrschung. Selbst die Regel RFS 2001-01 wird im Sinne der Pflicht zur Vorsicht nicht 
angewendet, wenn man betrachtet, wie wichtig die mit dem verwendeten Modell 
verbundenen Unsicherheiten sind. 
 
Diese Weigerung von EDF ist unverständlich im Lichte der folgenden Punkte: 
 

• Die IAEA betrachtet die beiden Methoden (die probabilistische und die 
deterministische) als äquivalent (IAEA Safety Standard Series: Evaluation of Seismic 
Hazards for Nuclear Power Plants. Vienna 2010). Es ist der Gedanke weder der 
Studie von Résonance noch einer modernen erdbebensicheren Technik, die 
beiden Methoden gegenüberzustellen, sondern eher sie zu kombinieren; 
• in einigen Ländern muss das Erdbebenniveau, gegen das man sich zu schützen 
hat, nach einer Kombination von probabilistischen und deterministischen 
Analysen (Deutschland, Schweiz, USA ...) bestimmt werden; 
• im Rahmen der Peer-Reviews der EU-Stresstests haben die Experten der ASN 
den Rat gegeben, nun ebenfalls probabilistische Analysen vorzunehmen, um die 
Erdbebengefährdung und das Bemessungsbeben der bestehenden Reaktoren zu 
bestimmen (ENSREG 2012, Peer review country report Stress tests performed on 
European nuclear power plants - France, S. 7). 

 
 
Der TRAS hat angemerkt, dass die von EDF im Bericht ECS angegebenen 
Sicherheitsspielräume zwar von der ASN akzeptiert wurden, dass andererseits aber das 
IRSN an der Qualität der Ergebnisse zweifelt (vereinfachte Berechnungsmethoden)3. EDF 
hat in seinen Verteidigungsschriften vor den französischen Gerichten auf diesen Punkt nicht 
geantwortet. 
  

                                                 
3
 Für Erdbebenniveaus über den Bezugswert hinaus haben die Betreiber - indem sie sich vor allem auf 

die gegenwärtig verfügbaren Elemente im Bereich der Seismologie und auf ein "technisches 
Ermessen" stützen - vereinfachte Berechnungsmethoden und Ergebnisse von Tests sowie 
Methodiken vorgelegt, die auf eine Bewertung globaler Spielräume für die Bauwerke des Tiefbaus 
und die Systeme und Bauteile (SSC [Strukturen, Systeme und Bauteile]) abzielen. Unter 
Hervorhebung der Schwierigkeit, dieses Verfahren innerhalb der vorgegebenen Fristen korrekt 
vorzunehmen, stellt das IRSN fest, dass die Ungewissheiten bezüglich der Charakterisierung der im 
Rahmen der zusätzlichen Sicherheitsüberprüfungen zu berücksichtigenden seismischen Bewegungen 
und der vereinfachte Charakter der zur Beurteilung des seismischen Verhaltens der Anlagen 
vorgeschlagenen Vorgehensweisen es nicht ermöglichen, die Robustheit jeder der Anlagen 
zuverlässig genug zu beurteilen. Vor allem wegen des vereinfachenden Charakters der 
vorgeschlagenen Methoden ist es nicht möglich, die von den Betreibern dargelegten Werte der 
Faktoren für die globalen Spielräume als die Robustheit der Anlagen im Erdbebenfall zuverlässig 
repräsentierend zu betrachten. 
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Der TRAS stellt, ausgehend von der Studie von Résonance, die Richtigkeit des 
Bemessungsbebens an der Basis des Kraftwerks Fessenheim infrage. 
 

Der TRAS hat eine fachliche Expertise mit dem Titel "Analyse der Ergebnisse des EU-
Stresstest der Kernkraftwerke Fessenheim und Beznau" vorgelegt. Diese Studie von hoher 
Qualität wurde von dem Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft (Baden-
Württemberg) bei dem Öko-Institut in Auftrag gegeben. 
Diese Studie des Öko-Institut e. V. Darmstadt kommt jetzt zu dem Schluss, dass die 
Auslegung des Kraftwerks etwa einem Erdbeben mit einer 
Überschreitungswahrscheinlichkeit von 10-4 pro Jahr entspricht. Die in Deutschland 
anzuwendenden gesetzlichen Regelungen verlangen eine 
Überschreitungswahrscheinlichkeit von 10-5 pro Jahr. Das bedeutet, dass das 
Bemessungsbeben des Kraftwerks Fessenheim schwächer ist als die für die 
Auslegung der Kernkraftwerke in Deutschland (und der Schweiz) betrachteten 
Erdbeben. Folglich entspricht der Sicherheitsstandard des Kraftwerks Fessenheim nicht 
dem der Kraftwerke der angrenzenden Länder. Die Expertise des Öko-Institut e. V. 
Darmstadt bestätigt somit die in der Studie von Résonance und von dem TRAS geäusserten 
Bedenken. 

 
 
5.2- Zur fehlenden korrekten Berücksichtigung des Überflutungsrisikos 
 
 
5.2.1.- Es gibt heutzutage eine völlig klare Anerkennung der fehlenden gleichzeitigen 
Berücksichtigung des Überflutungsrisikos und des Erdbebenrisikos durch die ASN. 
Die ASN hat anerkannt, dass die Ballung der Risiken einer Überflutung und eines Erdbebens 
nicht berücksichtigt wurde und dass demzufolge der Schutz des Kernkraftwerks Fessenheim 
vor einer Überflutung im Zusammenhang mit dem Risiko eines Erdbebens niemals 
untersucht wurde. 
 
Das ist ein Risikoszenario, das keineswegs berücksichtigt wurde. Der Präzedenzfall von 
Fukushima zeigt aber einmal mehr, dass eine solche Kombination von Ereignissen möglich 
ist. 
 
Folglich ist es real überflüssig geworden, sich die Frage zu stellen, ob das Überflutungsrisiko 
richtig berücksichtigt wurde oder nicht. 
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Die Wirklichkeit sieht so aus, dass die Ballung der Risiken nicht berücksichtigt wurde und 
demzufolge das Risiko ausserordentlich gross und offenkundig ist. 
 
 
5.2.2. Das Kraftwerk entspricht nicht den seismischen Normen der Sicherheitsgrundregel 1.2 
e (a). Das Überflutungsrisiko wurde am Standort Fessenheim nicht korrekt berücksichtigt (b). 
Das Kraftwerk entspricht nicht mehr den Anforderungen der neuen Richtlinien der ASN (c). 
 
 
 a) Darlegung der Sicherheitsgrundregel RFS 1.2 e Version 1984 
 
Laut Sicherheitsgrundregel (RFS 1.2. e), anwendbar auf den Schutz der Standorte der 
Kernkraftwerke hinsichtlich der Risiken einer Überflutung externen Ursprungs, wird dieser 
Schutz vor allem gesichert durch: 
 

"-1. Die Positionierung der Plattform, auf der die Gebäude stehen, die die für die 
Sicherheit wichtigen Materialien beherbergen, auf einem Niveau, das mindestens dem 
Niveau des höchsten Wassers entspricht, mit einem Sicherheitsspielraum (das 
entsprechende Niveau wird Sicherheitszuschlag - [cote majorée de sécurité] CMS 
genannt); 
-2. Das Schliessen der möglichen, unterhalb des Niveaus der Plattform liegenden, 
Eindringwege von Wasser in die Räumlichkeiten, die die Materialien beherbergen, die 
mit dazu dienen, die Anlage in einem sicheren Zustand zu erhalten". 

 
Für die Standorte, die vor dem Inkrafttreten der RFS 1.2.e vom 12. April 1984 angelegt 
wurden, sieht diese vor, dass die Standorte, die nicht dem ersten Kriterium entsprechen, in 
jedem Fall das zweite Kriterium einhalten müssen und dass zusätzliche Bestimmungen 
anzuwenden sind, um eine Schutzstufe zu gewährleisten, die der von der RFS 1.2.e 
geforderten entspricht. 
 
Ausserdem weisen einige Standorte spezifische Bedingungen auf, die es erfordern, das 
Überflutungsrisiko zu überprüfen, das aus der Nähe eines Kanals resultiert, dessen 
Wasserstandslinie über der Höhe der Plattform liegt. Die 19 Standorte in Frankreich können 
in vier Kategorien nach den oben genannten Kriterien eingeteilt werden: 
 

• die Kriterien 1 und 2 werden mit grossen Spielräumen bei den Standorten Chooz, 
Civaux und Cattenom eingehalten; 
 
• die Plattform des nuklearen Teils der Anlage liegt oberhalb des CMS, aber die 
Einhaltung des zweiten Kriteriums verlangt vertieftere Überprüfungen bei den 
Standorten Bugey, Cruas, Flamanville, Golfech, Nogent, Paluel, Penly und Saint-Alban; 
 
• die Plattform des nuklearen Teils der Anlage liegt unterhalb des Sicherheitszuschlags 
(CMS) bei den Standorten Belleville, Chinon, Dampierre, Gravelines, Le Blayais und 
Saint-Laurent; für diese Standorte sind die gesamten vorgenommenen spezifischen 
Vorkehrungen erneut zu überprüfen. 
 
• Die Standorte Fessenheim und Tricastin befinden sich in der Nähe eines Kanals, 
dessen Wasserstandslinie über der Höhe ihrer Plattform liegt. Für diese Standorte sind 
die gesamten vorgenommenen besonderen Vorkehrungen ebenfalls erneut zu 
überprüfen (Vgl. Bericht über die Überschwemmung des Standortes Blayais am 27. 
Dezember 1999, IPSN, 17. Januar 2000). 
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b) Unzulänglichkeiten bei der Berücksichtigung des Überflutungsrisikos des Kraftwerks 
Fessenheim 

 
 
In erster Linie fehlt die Berücksichtigung der Risiken, die der Rheinseitenkanal für das 
Kernkraftwerk Fessenheim darstellt. 
 
Fessenheim liegt am linken Ufer des Rheinseitenkanals. Man muss nicht daran erinnern, 
dass das Elsass immer von Überschwemmungen heimgesucht wurde. 
 
Angesichts der Lage des Kraftwerks Fessenheim ist die Berücksichtigung der 
Überflutungsrisiken und des Risikos eines Dammbruchs durch ein Erdbeben somit 
notwendig. Es zeigt sich aber, dass diese Risiken am Standort Fessenheim nicht objektiv 
eingeschätzt werden 
 
Die Expertise des Büros Résonances beweist die Dringlichkeit einer Berücksichtigung des 
Erdbebenrisikos durch die zuständigen Behörden. 
 
Diese Risiken wurden beim Bau des Kraftwerks schlecht eingeschätzt oder unterschätzt. 
 
Die beiden Reaktoren sind auf einer Plattform errichtet, die niedriger liegt als die 
Wasserstandslinie des Kanals. Das Kraftwerk liegt acht Meter unter dem 
Rheinseitenkanal, der den Rhein abdämmt. 
 
Im Erdbebenfall kann der Damm dieses Kanals zerstört oder stark beschädigt werden 
und damit eine Überflutung des Standortes ermöglichen. 
 

[Foto] 
Kernkraftwerk Fessenheim 

 
Es ist aufschlussreich festzustellen, dass beim Bau und Betrieb des Kraftwerks Fessenheim 
die Risiken, die der Rheinseitenkanal darstellt, nicht berücksichtigt wurden. 
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Die Beschwerdeführer haben eine "Hydraulische Untersuchung im Fall eines Dammbruchs 
direkt an dem Kraftwerk Fessenheim, Oberelsässischer Generalrat, CLIS vom 29. Juni 2011" 
und eine "Analyse des seismischen Verhaltens der Dämme der Staustufe von Fessenheim, 
EDF, CLIS vom 29. Juni 2011" vorgelegt. 
 
In Ergänzung legen sie ebenfalls einen Beitrag zur Analyse der Risiken, die der 
Rheinseitenkanal für das Kernkraftwerk FESSENHEIM darstellt (Dieter Majer) vom Monat 
Juni 2012 vor. 
 
Zusammenfassend sichert der Rheinseitenkanal die Kühlung der Reaktoren, was für die 
technische Sicherheit wichtig ist. Aber im Fall des Bruchs oder des Verlusts der Dichtheit des 
Dammes würde er zur Überflutung eines grossen Teils des Kraftwerks führen sowie dazu, 
dass wesentliche Sicherheitsfunktionen nicht mehr zur Verfügung stehen. 
 
 
Zunächst wurden die negativen Folgen einer Überflutung des Kernkraftwerks von den 
französischen Behörden nicht analysiert. 
 
Unter normalen Bedingungen liegt die Wasserstandslinie des Kanals 214,5 Meter über dem 
Meeresspiegel. Die Reaktorblöcke und die für die Sicherheit wesentlichen technischen 
Anlagen sind bis zu 205,7 Metern über dem Meeresspiegel durch einen sogenannten 
"volumetrischen" Schutz, im Prinzip eine Art Wand, geschützt. 
 
Im Fall des Bruchs des Damms oder des Verlusts der Dichtheit kann somit eine grosse 
Menge Wasser über den Standort des Kraftwerks fliessen. 
 
Im Fall der kerntechnischen Anlagen Fessenheim kennt man weder die seismische 
Einstufung des Kanals noch die für die Stabilität des Dammes spezifischen nötigen 
Massnahmen. In ihrem der Europäischen Kommission übergebenen Bericht über die 
Stresstests hat die ASN (in ihrem Bericht vom Dezember 2011) schwarz auf weiss 
geschrieben, dass die diesbezüglich gegenwärtig verfügbaren Daten unzureichend sind und 
dass EDF die fehlenden Elemente liefern muss: 
 

"Besondere Fälle der Dämme 
In der Folge der Zusammenkunft der ständigen Gruppen im Juli 2011, die zum Ziel 
hatte, die von den Betreibern zur Umsetzung der zusätzlichen 
Sicherheitsüberprüfungen (ECS) vorgeschlagene Methodik zu überprüfen, hat die ASN 
EDF gebeten, die Folgen des Bruchs einerseits der Dämme des Rheinseitenkanals in 
der Nähe des Standortes Fessenheim und andererseits der Dämme des Donzère-
Kanals in der Nähe des Standortes Tricastin zu überprüfen. Zu den Folgen eines 
Dammbruchs des Donzère-Mondragon-Kanals für Tricastin und eines Bruchs der 
Dämme des Rheinseitenkanals für Fessenheim hat EDF eine Antwort gegeben, die 
aufgrund der mit den zusätzlichen ECS verbundenen Fristen als vorläufig betrachtet 
werden muss. 
(...) 
Für Fessenheim wären die Konsequenzen eines Bruchs der Dämme des 
Rheinseitenkanals eine Wasserwelle auf dem Standort, die einen vollkommenen 
Ausfall der externen und internen Stromversorgung hervorrufen könnte, sowie der 
potentielle Verlust weiterer Geräte des nuklearen Teils der Anlage. 
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Ob für Fessenheim oder Tricastin - EDF unterstreicht das Fehlen von 
gegenwärtig verfügbaren genauen Untersuchungen über die Höhe dieser 
Wasserwelle. 
 
In den ECS-Berichten schlägt EDF vor: 
- eine detaillierte Untersuchung der Haltbarkeit der Dämme über das Niveau des 
vergrösserten Sicherheitsbebens (SMS) hinaus vorzunehmen und eine in Betracht zu 
ziehende Überflutungsmenge über die Auslegung hinaus zu bestimmen,  
- angesichts der Ergebnisse eine Berechnung der betreffenden Überflutungsbereiche 
vorzunehmen, 
- wenn nötig materielle und organisatorische Schutzanlagen festzulegen und 
einzusetzen, mit denen die befürchteten Situationen vermieden werden können, was in 
diesem Fall umfangreiche Freisetzungen aus dem Reaktor in die Umwelt und eine 
Freilegung der Baugruppen des Brennelement-Lagergebäudes sind. 
 
Die ASN ist der Meinung, dass der Einsatz von EDF teilweise ihrer Forderung 
entspricht und dass EDF Untersuchungen durchführen muss, die den 
Wasserstand am Standort Tricastin im Fall des Bruchs der Dämme von Donzère-
Mondragon und am Standort Fessenheim im Fall des Bruchs der Dämme des 
Rheinseitenkanals präzise angeben." (S. 134). 

 
Es ist somit von der Hypothese auszugehen, dass alle wichtigen Systeme des 
Kernkraftwerks Fessenheim jederzeit überflutet werden können mit den damit verbundenen 
katastrophalen Folgen. 
 
 
Schliesslich wurden die negativen Folgen im Fall des Auslaufens des Rheinseitenkanals 
von den französischen Behörden nicht analysiert. 
 
Der Rheinseitenkanal ist die einzige Quelle, die zur Versorgung der Kühlsysteme des 
Kernkraftwerks Fessenheim vorgesehen ist. 
 
Wenn er aus dem einen oder anderen Grund kein Wasser mehr enthält, kann er die 
Nachzerfallswärme des radioaktiven Zerfalls der Spaltprodukte nicht mehr absorbieren, 
selbst wenn die Reaktoren abgeschaltet sind. 
 
Das Schmelzen des Kerns und der abgebrannten Brennstäbe in den 
Brennelementlagerbecken sowie eine starke Freisetzung radioaktiver Stoffe sind dann 
unvermeidbar. 
 
Es ist ebenfalls daran zu erinnern, dass Frankreich im Jahr 2003 bei voller Sommerhitze die 
Bilder eines Reaktorgebäudes des Kernkraftwerks Fessenheim zu sehen bekam, das mit 
Wasser besprengt wurde. "Das hat viel Heiterkeit hervorgerufen, aber diese Inkompetenz ist 
nicht amüsant", hatte der Physiker Jean-Marie Brom vom Netzwerk "Sortir du Nucléaire" und 
ehemaliges Mitglied der Lokalen Überwachungskommission von Fessenheim gesagt. Die 
Mauer ist mehr als 80 Zentimeter dick, und es hätte Wochen gebraucht, um die Temperatur 
des Containments herabzusetzen, die drohte, die zugelassenen 50 °C zu überschreiten! 
(http://www.novethic.fr/novethic/ecologie,environnement,energie,nucleaire_france_est_elle_p
rete_pour_secheresse/134187.jsp). 
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Schliesslich hat sich EDF in ihren Verteidigungsschriften vor den französischen Gerichten 
auf ihre Studie zur Sicherheit des Rheinseitenkanals bezogen. Sie äussert sich niemals 
zur Kritik des TRAS und erwähnt ebenfalls nicht die von dem oberelsässischen 
Generalrat auf Anordnung der Lokalen Informations- und Überwachungskommission 
(CLIS) im Jahr 2011 durchgeführten Berechnungen der Überflutungsmarken. 
 
EDF hält an ihrer Position fest, wonach: 
 

• der Damm des Rheinseitenkanals einem sehr starken Beben standhält und 
• es genügend Reserven und Massnahmen zum Schutz gibt, um ein wahrscheinliches 
maximales Hochwasser zu überstehen. 

 
EDF äussert sich zur Kritik des TRAS und wirft ihm vor, die von der ASN in der Folge der 
ECS zusätzlich gegebenen Vorschriften nicht beachtet zu haben. Es ist eine nicht 
unerhebliche Tatsache, dass die meisten dieser Vorschriften (z. B. Verstärkung der 
Sicherheitsmassnahmen gegen Überflutung, neue Analyse des Dammes wegen eines 
möglichen Bruchs) bis heute nicht umgesetzt wurden. Die Forderung, die Folgen eines 
Dammbruchs für das KKW zu aufzeigen, unabhängig von der Wahrscheinlichkeit des 
Auftretens eines solchen Ereignisses (eine Forderung, die direkt nach dem Unfall von 
Fukushima von der CLIS und von der ASN formuliert wurde), ist von der ASN noch nicht 
einmal vorgeschrieben worden. 
 
Die Studie des Öko-Institut e. V. Darmstadt äussert sich weniger optimistisch zum 
Überflutungsrisiko. Sowohl in Deutschland als auch in der Schweiz verlangt die 
Sicherheitsregelung die Beherrschung des 10000-jährlichen Hochwassers. Konkret gesagt 
muss in Deutschland der Betreiber beweisen, dass die für die Sicherheit des KKW wichtigen 
Bauten eine Schutzhöhe von mindestens 0.5 bis 1 Meter in Bezug auf die maximal 
vorgesehene Überflutungshöhe haben. Diese Schutzreserve entspricht z. B. für das 
Kraftwerk Beznau in der Schweiz 1,28 m. 
 

Das Öko-Institut e. V. Darmstadt schlussfolgert in seiner Studie, dass das KKW 
Fessenheim Sicherheitsspielräume hat, die deutlich unter den Spielräumen der 
deutschen und schweizerischen KKW liegen. 

 
Die Argumente sind folgende: 
 

• das Auslegungshochwasser entspricht einem tausendjährigen Ereignis, vergrössert 
um 15 %. Leider weiss man nicht, welchem Zeitraum des Auftretens dies entspricht, da 
das Auslegungshochwasser nicht durch eine probabilistische Berechnung bestimmt 
wurde. Es muss somit gestattet sein, daran zu zweifeln, dass dies einem 
zehntausendjährigen Hochwasser entspricht. 
 
• Die Schutzreserven in Fessenheim betragen 0,06-0,41 m. Dies liegt deutlich unter 
dem deutschen Standard. Diese Problematik wurde bereits durch die Berechnungen 
der Überflutung gezeigt, die von dem oberelsässischen Generalrat 2011 vorgenommen 
wurden. 
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Zweitens bleiben zahlreiche Fragen offen für den Fall des Bruchs oder des Auslaufens des 
Rheinseitenkanals. 
 
Der TRAS hat einen Beitrag mit dem Titel "Offene Fragen, die sich bezüglich der Gefahr 
einer Überschwemmung des AKW Fessenheim im Fall eines Bruchs des Rheinseitenkanals 
stellen bzw. für den Fall, dass bei einem Auslaufen dieses Kanals kein Kühlwasser mehr 
vorhanden ist" (Dieter Majer) vorgelegt. 
 
Zahlreiche grundlegende Fragen bleiben somit ohne Antwort: 
 

• Wie sieht es mit der Böschung des Dammes oder dem Vorhandensein von 
Schwachpunkten, wie zum Beispiel von Sandlinsen, aus? 
 
Die angeblich wichtige Kampagne im Jahr 1996 und die wenigen technischen 
Informationen, die darüber mitgeteilt wurden (Schriftstück 39 von EDF über die CLIS 
vom 29. Juni 2011) stellen niemanden zufrieden, nicht einmal die ASN, die die 
Vorschrift [EDF-FSH-20] [ECS-11] vom 26. Juni 2012 (Schriftstück 34 von EDF) 
ausgegeben hat: "... Für die Dämme muss diese Analyse die reale Beschaffenheit 
(Stratigraphie und Eigenschaften der Materialien) der Dämme präzisieren und ihre 
mögliche unterschiedliche Beschaffenheit, die lokalen Eigenheiten und ihre potenzielle 
Rolle bei den Verschlechterungsvorgängen der Dämme". Die Repräsentativität der in 
der Vergangenheit ausgeführten stratigraphischen Muster ist nicht zufriedenstellend 
oder muss für den Teil des Dammes bewiesen werden, der in seiner Gesamtheit 
überprüft werden muss. 
 
• Ist es ausgeschlossen, dass im Fall des Dammbruchs für die Sicherheit wichtige 
technische Geräte überflutet werden? 
 
• Welche Wasserreserven stehen zur Kühlung der Notfallsysteme zur Verfügung - die 
selbst im Fall eines Erdbebens garantiert sind - im Fall des Auslaufens des 
Rheinseitenkanals, gleich aus welchem Grunde? 
 
Diese Frage stellt sich zu einer Schwäche, die von der deutschen Studie (Öko) zu den 
nicht gegen Erdbeben gesicherten Wasserbehältern aufgezeigt wird (siehe § 3.3 weiter 
unten). 
 
 

In ihren vor den französischen Gerichten vorgelegten Verteidigungsschriften hat EDF 
allgemein bestätigt, dass das Kraftwerk dank der Erkenntnisse, die bei der 
Zehnjahresüberprüfung VD3 und den ECS gesammelt wurden, ein viel höheres 
Sicherheitsniveau als vorher erreicht hätte. 
 
Die Überwachungsbehörde ASN hat auf der Basis der Ergebnisse der 
Zehnjahresüberprüfung Nr. 3 und der ECS eine ganze Reihe von Auflagen formuliert, die in 
den kommenden Jahren in Form konkreter Massnahmen umzusetzen sind. Es ist sehr 
wahrscheinlich, dass eine gewisse Anzahl dieser Vorschriften bereits umgesetzt wurden. 
Nichtsdestotrotz wurde der Stand der Arbeiten nicht detailliert kommuniziert, und es gibt 
Grund zu der Annahme, dass ein ganzer Teil der Arbeiten noch nicht umgesetzt wurde (z. B. 
die Verstärkung der Fundamentplatte). Man muss somit annehmen, dass das 
Sicherheitsniveau, das EDF zu haben behauptet, gegenwärtig noch nicht erreicht ist. 
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EDF führt an, dass dank der neuen Massnahmen das Kernkraftwerk eine autonome 
Stromversorgung und eine autonome Kühlquelle von einigen Tagen hätte.  
 
Das Öko-Institut e. V. Darmstadt gibt jedoch in dieser Hinsicht die folgenden 
Schlussfolgerungen an: 

 
• Der Redundanzgrad der Stromversorgung im Fall eines schwerwiegenden Unfalls ist 
nicht hoch genug und bleibt selbst nach den infolge der ECS vorgenommenen 
Massnahmen nicht ausreichend. Es ist richtig, dass zum Beispiel eine neue 
Verbrennungsturbine installiert wurde. Aber sie ist nur einsträngig für beide Blöcke. Sie 
kann nur einen Block versorgen und ist folglich nicht wirksam im Fall eines beide 
Blöcke betreffenden Unfalls. Ausserdem ist sie nicht seismisch qualifiziert und nicht 
gegen zusätzliche Angriffe von aussen, wie einen Flugzeugabsturz, ausgelegt. Der 
Betreiber hat keine ausreichenden Notfallmassnahmen, um zu ermöglichen, dass die 
minimale Stromversorgung in den nötigen Fristen wiederhergestellt wird, um eine 
Verschärfung der Lage zu verhindern (Seite 79). 
• Die Vorrichtung zur Kühlwasserversorgung im Fall eines Unfalls weist nur eine 
einfache Redundanz auf. Infolgedessen ist eine gleichzeitige Instandhaltung nicht 
möglich. Die Beherrschung des Verlusts einer Kühlquelle in einem Block ist über einen 
begrenzten Zeitraum (24 Stunden bestätigt) möglich. Im Gegensatz zu dem, was EDF 
geschrieben hat, zeigen die Dokumente, die das Öko-Institut e. V. Darmstadt zur 
Verfügung hatte, nicht, dass eine dauerhafte Beherrschung dieser Lage über einen 
längeren Zeitraum möglich ist (Seiten 84 und 85). 

 
 
Drittens hat die Lokale Kommission zur Information und Überwachung des Kraftwerks 
(CLIS) am 11. April 2011 entschieden, dass das Überflutungsrisiko des Kernkraftwerks 
Fessenheim neu beurteilt werden muss. Diese Studie, die nach dem Unfall in dem 
Kernkraftwerk Fukushima in Japan beschlossen wurde, wurde von den Ingenieuren des 
oberelsässischen Generalrates durchgeführt und der CLIS am 29. Juni 2011 vorgelegt. Die 
hydraulische Studie im Fall eines Dammbruchs am Ort des Kraftwerks Fessenheim zeigt 
mögliche Szenarien, die Wassermengen von 480 bis 530 m3/s hervorrufen, die eine 
Überflutung des Kraftwerks verursachen. Der Schutzdamm von weniger als 1 m, der vor 
einigen Jahren um den nuklearen Teil der Anlage errichtet wurde, würde überflutet. Hinzu 
kommt, dass ein alter Damm sogar dazu beitragen würde, das Wasser in Richtung auf den 
Standort zu kanalisieren. Je nach der Stelle des Dammbruchs durch hydraulischen 
Grundbruch oder Überlauf würden die abfliessenden Wassermassen direkt zum Standort 
des Kraftwerkes geführt. Das Departement hat den Wunsch formuliert, dass: 

• der Damm des nuklearen Teils erhöht werden soll, 
• der alte Deich des Rheins entfernt werden soll, 
• diese Studie von der ASN berücksichtigt werden soll. 

 
In ihrer Antwort vom 29. Juni 2011, die auch der CLIS vorgelegt wurde, hat EDF versichert, 
dass der Damm des Rheinseitenkanals stabil genug ist und dass ein Austritt von Wasser nur 
eine Wassermenge von 20 m3/s erzeugen würde. 
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Man befindet sich vor einem Expertenkonflikt, der eine vertieftere und unparteiische Studie 
des Überflutungsrisikos erfordert. Darüber hinaus würde ein Dammbruch stromaufwärts von 
Fessenheim oder des Stauwehrs von Märkt (Umleitung des Wassers in den 
Rheinseitenkanal) durch ein grosses Erdbeben das Kraftwerk seiner Kühlmöglichkeit 
berauben. 
 
Die CLIS hat im Übrigen angekündigt, sie werde im Kontext der von Frankreich und der 
Europäischen Union angekündigten Stresstests der Kernkraftwerke eine Neubewertung des 
Erdbebenrisikos bis zu einer Hypothese von 7,2 auf der Richterskala verlangen. 
 
 
Viertens hat am Standort des Kraftwerks Blayais in der Gironde eine solche Situation 
während eines Sturms im Dezember 1999 beinahe zu einem schweren nuklearen Unfall 
geführt. Die Schäden, die er an dem Standort Blayais verursacht hat, haben einen 
ungenügenden Schutz des Standortes vor diesem Risiko gezeigt. 
 
Laut Claude Birraux, Berichterstatter des Office parlementaire d’évaluation des choix 
scientifiques et technologiques [Parlamentarisches Amt für die Bewertung wissenschaftlicher 
und technologischer Entscheidungen] zur Verlässlichkeit und Sicherheit ziviler Kernanlagen: 
 

"Es ist klar, dass die Intensität bestimmter externer Risiken unterschätzt wurde, 
besonders der Überflutungen, und dass eine allgemeine Neuüberprüfung notwendig 
ist" (Vgl. Artikel in der Zeitschrift Contrôle Nr. 142 der ASN, September 2001, einsehbar 
auf der Internetseite der Behörde). 

 
Der Autor dieses Berichts hebt hervor: 
 

"Dieser Zwischenfall hat einige "Gewissheiten" erschüttert. Die Organisation und die 
Konzeption der Verlässlichkeit und der Sicherheit der Kraftwerke wurden in einer 
ruhigen und heiteren äusseren Umwelt erdacht; nun hat sich aber gezeigt, dass es 
möglich ist, dass Vorgänge in einer gestörten Umwelt nicht greifen können". 

 
Tatsächlich 
 

"hat die Überschwemmung des Brennelement-Lagergebäudes den Reaktor nicht 
beschädigt. Die durch den Sturm hervorgerufenen Wellen haben zum Verlust eines 
der beiden Stränge des Kühlsystems des Reaktors Nr. 1 durch den Fluss geführt 
sowie zum Ausfall von zwei Sicherungssystemen der Reaktoren 1 und 2 
(Sicherheitseinspeisungssystem im Reaktor - RIS-Kreislauf - und 
Containmentsprühsystem - EAS-Kreislauf). Anlagen im Untergrund waren ebenfalls 
betroffen". 

 
In der Folge dieses Zwischenfalls wurde von der ASN eine Inspektion durchgeführt und 
damit einige Unregelmässigkeiten offengelegt, so die ungenügende Widerstandsfähigkeit der 
Feuerschutztüren, der Trichter und der Durchführungen, die Unzulänglichkeit oder Störung 
der Alarmeinrichtungen bei Vorhandensein von Wasser und vor allem das Ausmass des 
Wassers. 
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Der TRAS hat eine technische Expertise von Frau Monique Sené vorgelegt, die schreibt: 
 

„2.5. Überflutung 
 
Die Frage der Überflutung ist immer noch von Bedeutung und hat sich in aller Schärfe 
in Blayais 1983 infolge einer internen Überflutung gestellt sowie 1999 infolge einer 
externen Überschwemmung und in Nogent-sur-Seine 2005 (interne Überflutung). Die 
interne Überflutung kann die Kabelwege, Pumpen, Schaltschränke, die Elektronik … 
bedrohen. Die externe Überschwemmung würde auch die Anlagen bedrohen, 
insbesondere Stromquellen, Verlegestollen der Vorspannkabel (Unversehrtheit des 
Containments)".  

 
 
Die Gesamtheit dieser Analysen zeigt die Anfälligkeit des Sicherheitssystems des 
Kernkraftwerks Fessenheim, das aufgrund der kolossalen Investitionen, die dazu nötig 
wären, niemals auf den neuesten Stand gebracht wurde. 
 
Trotz des durch die Ereignisse von Blayais hervorgehobenen Risikos wurde keinerlei 
Massnahme zur Standortsicherung ergriffen. 
 
Infolge der Zerstörungen durch den Sturm in der Gironde 1999 hat die ASN ein Programm 
zur Neuüberprüfung mehrerer Standorte ins Leben gerufen, wobei die Notwendigkeit zur 
Staffelung der Studien (von Juli 2000 bis Januar 2002) dazu geführt hat, dass die Standorte 
je nach ihrer Anfälligkeit gegenüber Überflutungsrisiken eingestuft wurden. Die so erstellte 
Reihenfolge der Einteilung ist die folgende: Blayais und Gravelines, Dampierre, Belleville, St. 
Laurent und Chinon, St. Alban, Golfech, Cruas und Bugey. 
 
Für das Kraftwerk Fessenheim wurde in Anbetracht der besonderen Situation des 
Standortes (Plattform unter dem Niveau des Rheinseitenkanals) die Haltbarkeit des Damms 
des Kanals gegenüber verschiedenen Arten von Angriffen, wie Erdbeben, Explosion oder 
Infiltration ab 1995 durch eine erneute Sicherheitsüberprüfung untersucht. 
 
Es erfolgte somit 1999 keinerlei Neubewertung des Überflutungsrisikos für den Standort 
Fessenheim infolge der Fehler bei der Auslegung und der Leitung des Kraftwerks. EDF hat 
allenfalls Drainagearbeiten am Fusse des Damms vorgenommen. 
 
Aus den Ereignissen von 1999 wurden keinerlei Lehren für den Standort des Kraftwerks 
Fessenheim gezogen, denn Arbeiten zur Erhöhung sind niemals erfolgt. Der Standort 
Fessenheim liegt, entgegen den Vorschriften der RFS 1.2.e von 1984, zurzeit immer noch 
unter dem Niveau des Rheinseitenkanals. Im Falle einer Überschwemmung besteht das 
Risiko, dass sich dieselben Schwierigkeiten wie am Standort Blayais in Fessenheim 
wiederholen. 
 
Das Kraftwerk Fessenheim ist einem starken Überflutungsrisiko ausgesetzt. 
 
Wie angeführt wurde, befindet sich der Standort Fessenheim in der Nähe eines Kanals, 
dessen Wasserstandslinie über der Höhe seiner Plattform liegt. 
 
Angesichts der Lage des Kraftwerks Fessenheim ist die Berücksichtigung der 
Überflutungsrisiken und des Risikos eines Dammbruchs infolge eines Erdbebens somit 
notwendig. Es zeigt sich aber, dass diese Risiken am Standort Fessenheim nicht objektiv 
eingeschätzt werden. 
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Der TRAS hat in erster Instanz eine Expertise vorgelegt, die in dieser Hinsicht die 
Dringlichkeit einer Berücksichtigung des Erdbebenrisikos durch die zuständigen Behörden 
beweist. 
 
Die neuen Elemente aus Japan verstärken diese Analyse beträchtlich. 
 
 
 c) Fehlen der Einhaltung der Erfordernisse der neuen Richtlinien der ASN von 2013  
 
Ein ganz neues Handbuch der ASN für die Betreiber führt detailliert die Empfehlungen an, 
die darauf abzielen, die externen Überflutungsrisiken dieser Anlagen zu beurteilen und zu 
quantifizieren und die dafür geeigneten Schutzmassnahmen festzulegen. 
 
Die Ausarbeitung dieses Handbuchs fügt sich ein in die Kontinuität der Lehren, die aus der 
teilweisen Überflutung des Kraftwerks Blayais bei dem Sturm im Dezember 1999 gezogen 
wurden. Dieses Ereignis hatte die Betreiber unter Kontrolle der ASN dazu gebracht, die 
Sicherheit der Anlagen gegenüber dem Überflutungsrisiko, unter strengeren Bedingungen 
als vorher, neu zu beurteilen und zahlreiche Verbesserungen der Sicherheit ihrer Anlagen 
gegenüber dem Überflutungsrisiko vorzunehmen. 
 
Die Endversion dieses Handbuchs, die von dem Collège der ASN bestätigt wurde, annulliert 
und ersetzt die ehemalige Sicherheitsgrundregel "RFS 1.2.e" vom 12. April 1984. 
 
Sein Erscheinen beweist, dass die früheren Regeln zur Sicherheit keineswegs aktuell waren. 
Wie dem auch sei, die von diesem Handbuch herausgegebenen Regeln müssen gemäss 
dem, was vorstehend gesagt wurde, als zwingend betrachtet werden. 
 
Unter diesen Regeln liest man auf Seite 34, dass das Kraftwerk auf einer Höhe oberhalb 
des maximalen Wasserstands stehen muss: 
 

"Die Positionierung der Plattform der Anlage auf einer Höhe oberhalb des maximalen 
Wasserstands, von dem eingeschätzt wurde, dass er Einfluss auf die Anlage hat, und 
zwar unter Berücksichtigung der Gesamtheit der zutreffenden SRI [situations de 
référence pour le risque d’inondation - Referenzsituationen für das Überflutungsrisiko] 
bildet eine zu privilegierende robuste Anordnung." 

 
Das Kraftwerk befindet sich jedoch weit unter dieser Höhe. 
 
Bezüglich der Schutzmassnahmen gegen Überflutungen ist es wichtig festzuhalten, dass die 
ASN vorsieht, dass das Überflutungsrisiko bereits bei der Planung zu berücksichtigen ist, 
was nicht der Fall war. 
 
Die in dieser neuen Sicherheitsregel erwähnten Bestimmungen werden offenkundig 
vom Kraftwerk Fessenheim nicht eingehalten, was die Frage der Aufrechterhaltung 
dieser nuklearen Einrichtung sehr offen stellt. 
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Für die existierenden Anlagen sieht das Handbuch, wenn diese nicht den 
Sicherheitsanforderungen entsprechen, ausdrücklich vor, dass die Frage ihrer 
Aufrechterhaltung ausdrücklich zu stellen ist. So heisst es auf Seite 31: 
 

"Die unten stehenden Empfehlungen sind zweierlei Art: 
√ Einige betreffen die Organisation des Betreibers und die Bestimmungen zum Betrieb, 
die es lohnen würde, umzusetzen, um den mit externen Überflutungen verbundenen 
Risiken vorzubeugen und sie zu beherrschen. 
√ Einige betreffen die Gestaltung der Anlage. Diese Empfehlungen wurden unter dem 
Aspekt der Planung einer neuen Anlage ausgearbeitet. Für eine bestehende Anlage, 
deren Gestaltung diesen Empfehlungen nicht Rechnung trägt, muss bestimmt 
werden, ob, gegebenenfalls nach Umsetzung bestimmter Verbesserungen, ein 
ausreichendes Schutzniveau der in Artikel L. 593-1 des Umweltgesetzes erwähnten 
Interessen erreicht werden kann." 

 
Somit sind zwei Schlussfolgerungen aus dem Vorstehenden zu ziehen: 
 

• Der französische Staat kann nicht weiterhin aufrechterhalten, dass die Frage der 
Schliessung von Fessenheim nicht mit einer Sicherheitsfrage verbunden ist, da genau 
das "Handbuch" der ASN verlangt, dass die Frage des Fortbestands einer Anlage, die 
Risiken ausgesetzt ist, die heutzutage nicht eingegangen werden dürften, gestellt wird. 
Die gegenteilige Position ist absurd. 
• Da die Frage der Aufrechterhaltung gestellt wird, liegt es an dem Staat, zu begründen, 
dass diese Frage gestellt wurde und dass die getroffenen Massnahmen ausreichend 
sind. Dies ist jedoch nicht der Fall, insbesondere bei der Überflutung, denn eine 
hypothetische Studie zu diesem Thema wird für Ende des Jahres erwartet, wohingegen 
der Conseil général eine Studie vorgenommen und präzise Massnahmen verlangt hat, 
die nicht einmal zur Umsetzung ins Auge gefasst werden. 

 
 
5.3.- Zur Problematik der  Fundamentplatte 
 
 
Der TRAS hat ebenfalls einen Beitrag mit dem Titel "Technische Analyse der Vorschläge von 
EDF zur Verstärkung der  Fundamentplatte hinsichtlich ihrer Stichhaltigkeit im Fall eines 
nuklearen Unfalls und des Stands der wissenschaftlichen und technischen Kenntnisse" 
(Dieter Majer) vom Monat Juni 2012 vorgelegt. 
 
Zusammengefasst sah EDF vor, die Fundamentplatte der Reaktoren 1 und 2 zu verstärken, 
um ihr Durchschmelzen im Fall des Ausfalls des Reaktors zu verlangsamen, was zum 
Schmelzen der Brennelemente führen würde. 
 
EDF hat das Vorhaben einer Art Rekuperator für das Corium (Core Catcher) vorgelegt, mit 
dem im Fall des Schmelzens des Reaktorbehälters verhindert werden kann, dass das 
Corium nicht auch die sehr dünnen Platte von 1,5 Metern durchdringt und eine radioaktive 
Streuung nach aussen bewirken würde. Diese Auffangeinrichtung, de facto ein Tiegel von 
geringer Tiefe, wurde unter dem Reaktorbehälter installiert. Im Fall des Schmelzens des 
Kerns würde das Corium durch einen Kanal in ein Becken von etwa 80 m2 abgeführt, wo es 
ausreichend abkühlen würde, um das Risiko des Durchschmelzens der Fundamentplatte zu 
verlangsamen. 
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Mehrere Probleme treten auf, die die Zuverlässigkeit dieser Vorrichtung stark infrage stellen. 
Es handelt sich insbesondere um die folgenden Punkte: 
 

• Die Funktionalität des Kanals, der vorgesehen ist, um das Corium in einen entfernter 
liegenden Raum zu leiten, damit es sich ausbreitet, wird stark infrage gestellt: Das 
Corium ist keine leicht zu leitende Flüssigkeit, sondern ein Amalgam von 
geschmolzenem Metall mit aller Art von mehr oder weniger geschmolzenen 
Überresten, die den Durchfluss durch einen Kanal beeinträchtigen, wenn nicht gar 
behindern. 
• Ein Core Catcher wurde noch niemals nachträglich gebaut, es gibt somit keinerlei 
Erfahrungswerte dafür. Man könne diesen Vorschlag mit einer Operation am offenen 
Herzen vergleichen. 
• Die Erfahrung beweist, dass Massnahmen von diesem Ausmass innerhalb der 
kerntechnischen Anlagen zu neuen Sicherheitsproblemen mit weiteren Problemen in 
Kettenreaktion führen, die vorher unbekannt sind. 
• Angesichts der auf Hunderte Millionen Euro geschätzten Kosten und der kürzlichen 
Erklärungen der französischen Regierung, das Kraftwerk 2016 zu schliessen, ist die 
Umsetzung dieses Vorhabens zumindest merkwürdig. 

 
Eine zusätzliche Frage stellt sich zum Corium: 
 

• Das Giessen von Beton unter schwierigen Bedingungen (begrenzte Zugänge, 
geometrische Gestaltung usw.) hat zu technischen Zwängen ("selbstverdichtend") 
geführt, während eine optimierte Zusammensetzung eines Betons, der der Hitze des 
Coriums von etwa 2.800 °C standhält, hätte Vorrang haben müssen. 

 
Ohne irgendeinen Beweis zu erbringen hat EDF behauptet, dass sie mit diesen 
Massnahmen die Fundamentplatte so verstärken werde, dass der Prozess, dass das Corium 
die Platte durchdringt, stark verlangsamt wird. EDF weist die Kritik des TRAS (Expertise D. 
Majer) zurück, ohne konkrete Argumente zu bringen: Das, was EDF tun will, besteht nicht in 
einem EPR-Rekuperator sondern in einem völlig neuen Konzept. Keinerlei detaillierte 
Beschreibung dieses Konzepts wird gegeben, und die Fragen von Herrn D. Majer wurden 
nicht beantwortet. Wenn die Dicke der  Fundamentplatte nur um 50 cm erhöht werden sollte, 
bliebe dies völlig unzureichend, wenn man in Betracht zieht, dass das Corium an einem Tag 
1 m Beton durchdringen kann (F. Bouteill (Areva), The corium issue: Difference between the 
EPR and Fukushima). 
 
 
Der TRAS möchte den Gerichtshof darauf aufmerksam machen, dass die Verstärkung der 
Fundamentplatte wesentliche und erhebliche Änderungen der direkten Struktur des 
Reaktorgebäudes sowie der Räume im Herzen des Reaktors impliziert. 
 
Dieser technische Eingriff ändert die Anlage stark, die sich erheblich von der unterscheidet, 
die genehmigt worden war. 
 
Mehrere Elemente unterstützen diese Analyse: 
 

• EDF hat die Stärke der (extrem geringen) Fundamentplatte von Fessenheim durch 
Betoninjektion von 1,5 m auf 2 m Dicke erhöht. 
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Das angestrebte Ziel ist es, das Durchschmelzen der Fundamentplatte durch das 
Corium, das eine Temperatur von etwa 2.800 °C hat, zu verlangsamen und es durch 
einen speziell in einen Nachbarraum gebohrten Kanal zu leiten, um seine Ausbreitung 
und seine Abkühlung zu ermöglichen. Das Durchschmelzen der Fundamentplatte 
würde somit um etwa 60 Stunden verzögert. 
 
Die Schwierigkeit liegt darin, dass ein solcher Eingriff nirgends praktiziert wurde und es 
bis heute keinerlei Erfahrung gibt. 
 
Es ist jedoch genau bekannt, dass bauliche Eingriffe dieser Tragweite innerhalb eines 
Kraftwerks schwerwiegende Sicherheitsprobleme mit sich bringen. 
 
So bleibt nicht nur die Fundamentplatte die schwächste aller französischen 
Kernkraftwerke, sondern sie schafft ausserdem wesentliche Probleme. 
 
• Das Verfüllen des Schachts des Reaktorbehälters mit Beton schafft neue 
Sicherheitsprobleme, die beherrscht werden müssen. 
 
Eine solche Veränderung der Anlage kann nicht über interne administrative Prozesse 
ohne Beteiligung der Öffentlichkeit (öffentliche Anhörung ...) bewilligt werden, denn es 
handelt sich nicht um eine einfache technische Anpassung, sondern viel eher um einen 
massiven Eingriff mit Konsequenzen für das Sicherheitskonzept. 
 
• Die grosse Menge injizierten Betons wird das Verhalten des gesamten Standorts im 
Fall eines Anstiegs des Grundwasserspiegels beeinflussen. 
 
Im Fall der Insuffizienz des Rheinseitenkanals wird der Grundwasserspiegel rapide 
ansteigen. 
 
Die Statik dieses stark beschwerten Gebäudeteils unterscheidet sich fortan stark von 
der Statik der anderen Teile des Blocks und wurde für einen solchen Druck nicht 
berechnet und ausgelegt. 
 
• Die internen Ausmasse der Anlage wurden so konzipiert, dass die Masse und die 
Aussenverkleidungen entsprechend den Anforderungen des Betriebs und der soliden 
Beschaffenheit des ganzen Bauwerks optimiert wurden. 
 
Der bereits heikle Raum unter dem Reaktorbehälter wird um eine Höhe von 0,5 m 
verringert. 
 
Der Abstand zwischen dem erhöhten Boden und den wichtigen technischen Anlagen 
wie den RIC-Rohren und den Schutzwegen der Sonden wird stark reduziert (siehe 
Foto). 
 
Die technischen Arbeiten daran werden - wenn sie nötig sind - schwierig, wenn nicht 
unmöglich. Das Foto und das Schema unten illustrieren klar diese Schwierigkeiten: 
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[2 Fotos] 
 
• Die Zustimmung der ASN zur Verstärkung der Fundamentplatte berücksichtigt nicht 
eine Empfehlung des IRSN, die fordert, das Wasser garantiert fernzuhalten, das das 
Fliessen des Coriums durch den dafür vorgesehenen Kanal stark beeinträchtigen 
würde. 
 
• Die Anlage wurde erheblich verändert mit Folgen für die solide Beschaffenheit und 
somit für die Sicherheit, die zu einer extremen Situation derselben Art wie in Fukushima 
führen können.  
 
Mit dem Zusatz dieser grossen Masse an Beton ändert sich die globale Sicherheit der 
Anlage völlig. 
 
• Das Hinzufügen einer grossen Betonmasse im Herzen des Reaktors ändert 
grundlegend die Auslegungssicherheit der Anlage, die sich an der deutschen Grenze 
befindet, ohne dass die Bevölkerung der betroffenen deutschen Gemeinden befragt 
wurde. 
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5.4- Zur fehlenden Berücksichtigung der schweren und zahlreichen Zwischenfälle 
 
Aus den nach Zwischenfällen und Inspektionen am Standort Fessenheim angefertigten 
Protokollen geht hervor, dass beim Betrieb des Kraftwerks regelmässig Probleme auftreten. 
Es wird deutlich, dass die technischen Spezifikationen zum Betrieb nicht eingehalten werden 
(5.4.1) und zahlreiche Nachlässigkeiten von der ASN festgestellt wurden (5.4.2). Diese 
Situation ist unannehmbar, ganz besonders wenn man sie im Lichte des Unfalls von 
Fukushima betrachtet (5.4.3). Selbst wenn Ereignisse der Stufe 0 oder 1 keine sofortige 
Auswirkung auf die Sicherheit in normalen Zeiten hätten, so hätten sie dramatische Folgen, 
wenn sie in Kombination mit anderen Ereignissen aufträten. Genau dies ist in Fukushima 
geschehen. 
 
 
5.4.1- Zur Nichteinhaltung der technischen Spezifikationen des Betriebs 
 
Aus dem Studium der verschiedenen Stellungnahmen der ASN zu Zwischenfällen geht 
hervor, dass der Betreiber des Kernkraftwerks Fessenheim die Regelungen nicht einhält, die 
ihm für den richtigen Betrieb der Anlagen und die Sicherheit der Anwohner und der 
Umgebung des Kraftwerks auferlegt wurden. 
 
 
 a) Unbefriedigende Inspektionen 
 
Im Jahre 2002 laut Stellungnahme der Atomsicherheitsbehörde vom 29. März 2002: 
 

"Die Nichteinhaltung des Verhaltens, das angesichts des Ereignisses einzunehmen ist, 
zeugt von einer unzureichenden Beherrschung der technischen Spezifikationen 
für den Betrieb." 

 
Zwei Monate später vermeldet der Zwischenfallbericht vom 31. März 2002 erneut: 
 

"Mehrere nichtbeachtete Vorgänge liegen dem Ereignis zugrunde." 
 
 
2006 beweist die Lektüre der Inspektionsberichte, dass die technischen Spezifikationen nicht 
so gewissenhaft angewendet werden, wie es hätte sein müssen: 
 

> wiederholte Abweichungen beim Umgang mit den Feuerschutztüren (vgl. 
Inspektionsschreiben der DRIRE, 9. August 2006), 
> Fehlen der doppelten Kontrolle der Tests (vgl. Inspektionsschreiben der DRIRE, 28. 
September 2006), 
> Entnahme einer Wasserprobe in den Sumpfsieben des Reaktorgebäudes nicht 
gemäss dem festgelegten Verfahren (vgl. Inspektionsschreiben der ASN, 15. 
Dezember 2006), 
> wenig aussagekräftige Sicherheitsinstruktionen (vgl. Inspektionsschreiben der 
DRIRE, 31. August 2006), 
> Fehlen der Nachweisbarkeit der Leistungen (vgl. Inspektionsschreiben der ASN, 13. 
Februar 2007), 
> zu "knappe" Analysen der Risiken (vgl. Inspektionsschreiben der DRIRE, 10. 
November 2006) usw. 
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Wiederholt schlussfolgert die Atomsicherheitsbehörde in den Inspektionsberichten des 
Jahres 2006: 
 

"Diese Inspektion hat bei den Inspektoren einen gemischten Eindruck hinterlassen." 
(Vgl. Zwischenfallbericht der ASN, 28. September 2006, oder Schreiben über eine 
unerwartete Inspektion der DRIRE vom 29. Juni 2006). 

 
Trotz der in regelmässigen Abständen stattfindenden Inspektionen scheint es, dass der 
Betreiber darauf verzichtet, den durch die Inspektoren gezogenen Schlussfolgerungen 
Rechnung zu tragen. Die Atomsicherheitsbehörde hebt hervor: 
 

"Die Inspektoren haben festgestellt, dass die ursprünglich am 11. Juli 2006 
durchgeführte Sicherheitsanalyse nach den letzten Beobachtungen nicht aktualisiert 
worden ist." (siehe Inspektionsschreiben der ASN vom 28. Juli und 13. November 
2006). 

 
 
 b) Festgestellte Unrechtmässigkeiten 
 
Es ist somit klar, dass der Betreiber eine mehr als exzessive Nachlässigkeit in der Art, das 
Kernkraftwerk Fessenheim zu leiten, an den Tag legt, die sich charakterisieren lässt: 
 

• einerseits hinsichtlich des Transportvorgangs; 
• andererseits hinsichtlich der Leitung der Tätigkeit des Kraftwerks; 
• und schliesslich hinsichtlich der Sicherheit der Reaktoren. 

 
 
Zunächst ist hinsichtlich des Transportvorgangs die Stellungnahme der ASN vom 31. Mai 
2002 zu zitieren: 
 

"Beim Entladen des Brennstoffes des Reaktors 1 hat ein Handhabungsfehler den 
Betreiber veranlasst zu beginnen, ein Brennelement in den Transportkorb einzusetzen, 
während sich ein anderes Brennelement noch darin befand. (...) "Das mehrfache 
Nichtbeachten festgelegter Vorgänge liegt dem Ereignis zugrunde." 

 
Die technischen Spezifikationen über den Betrieb werden also zum wiederholten Male bei 
Tätigkeiten im Umgang mit Brennelementen verhöhnt. 
 
 
Andererseits führt der Zwischenfallbericht der ASN vom 1. Oktober 2000 zur Leitung des 
Kraftwerks an: 
 

"Ein im Oktober durchgeführter Test an den Borwasserbehältern des 
Sicherheitseinspeisungssystems hat eine zu hohe Geschwindigkeit beim Leeren 
dieser Behälter im Verhältnis zu den Planungskriterien ergeben. (...) falls die 
Druckbehälter zu schnell geleert werden, so zeigen die Berechnungen des Szenarios 
eines Unfalls, besteht die Gefahr, dass ein zu grosser Teil des injizierten Wassers 
direkt am Riss des Primärkreislaufs abfliesst und den Reaktorkern nicht 
ausreichend kühlt." 
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Es handelt sich also hier nicht um einen Zwischenfall mit zu vernachlässigenden Folgen. 
 
Ein weiteres, ebenso aufschlussreiches, Beispiel zeigt der Zwischenfallbericht der 
Atomsicherheitsbehörde vom 10. September 2001: 
 

"Eine Vorwegnahme der Planung von Tätigkeiten hat dazu geführt, dass Handlungen 
gleichzeitig durchgeführt wurden, deren gleichzeitige Ausführung laut 
technischen Spezifikationen für den Betrieb nicht erlaubt ist." 

 
Obwohl der Bericht nicht die möglichen Folgen dieser Fehler festhält, ist es recht 
besorgniserregend festzustellen, dass der Betreiber die Sicherheitshinweise für ein 
Kernkraftwerk wie dieses, für das er die Verantwortung trägt, nicht einhält. In dieser Hinsicht 
ist es bemerkenswert, dass ein Inspektionsschreiben der DRIRE vom 27. Dezember 2005 
feststellt, dass die Sicherheitsübungen vom Personal des Kraftwerks nicht beherrscht 
werden. Bei der Simulation einer schadensbedingten Verschmutzung trat zutage: 
 

„Einige Handhabungsfehler sowie eine gewisse Unsicherheit zu Beginn der Übung 
haben deutlich gemacht, dass dieser Trainingstyp nicht ausreichend praktiziert wird.“ 

 
Es ist also sehr wahrscheinlich, dass die Sicherheitsübungen, die in regelmässigen 
Abständen organisiert werden müssen, nicht die nötigen dauerhaften Verbesserungen 
bringen. 
 
 
Schliesslich informiert die ASN hinsichtlich der Reaktorsicherheit in einer Mitteilung vom 29. 
März 2002 sogar darüber, dass der Betreiber Experimente anstellt, die die Reaktorsicherheit 
gefährden: 
 

"Eine Verdünnung wurde für einen Versuch hergestellt, um die Fallzeit von 
Brennstoffbündeln zu messen, obwohl eine Bestimmung der technischen 
Betriebsvorschriften dies untersagt." 

 
Im Übrigen ist es bemerkenswert, dass sich der Betreiber Freiheiten bei den 
Sicherheitsnormen nimmt. Dies geht aus einem Zwischenfallbericht der ASN vom 20. 
November 2006 hervor, der die unsachgemässe Veränderung der Alarmschwelle im 
Zusammenhang mit der Temperatur der Rohrleitungen des Sicherheitseinspeisungssystems 
des Reaktors Nr. 2 erwähnt. 
 
Ein anderer Zwischenfallbericht der ASN vom 17. Juni 2005 hebt sogar hervor, dass auch 
die Vorgehensweisen, die für die Folgen einer möglichen Nichteinhaltung dieser 
Spezifikationen vorgeschrieben sind, nicht eingehalten werden: 
 
"Während der Reaktor 2 in Betrieb war, hat die Analyse des periodischen Tests an einer 
Pumpe zur Notversorgung der Dampfgeneratoren mit Wasser es ermöglicht, die 
Nichteinhaltung eines für die Pumpe erforderlichen Kriteriums zu verdeutlichen. Das 
für diese Abweichung vorgeschriebene Vorgehen wurde vom Betreiber nicht 
eingehalten." 
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Die Leitung des Kraftwerks Fessenheim durch EDF ist mehr als unzuverlässig und erweist 
sich als unpassend für die sehr besondere Art dieses Anlagentyps. 
 
 
5.4.2- Zu den von der ASN festgestellten Nachlässigkeiten 
 
Diese Nachlässigkeiten sind von zweierlei Art: 
 

• einerseits hinsichtlich des Transports der Abfälle; 
• andererseits hinsichtlich der (radioaktiven) Stoffe; 
• ausserdem hinsichtlich der Sicherheit des Standortes. 

 
 
a) Im Hinblick auf den Transport der Abfälle 
 
So teilt ein Zwischenfallbericht der ASN vom 25. Mai 2000 zu Handhabungsfehlern beim 
Entladen des Brennstoffes des Reaktors Nr. 1 mit: 
 

„Die Firma COGEMA La Hague hat bei der Ankunft im Leerraum der 
Transportverpackung einen Druck von 989 Millibar gemessen, während der maximal 
zulässige Druck 500 Millibar beträgt. (...) Dieser Zwischenfall ist auf einen fehlenden 
Unterdruck des Verpackungsleerraumes beim Start des Konvois im Kraftwerk 
Fessenheim zurückzuführen. (...) Es zeigt sich, dass das Kriterium von EDF zur Art 
der Kontrolle des Druckabbaus unzureichend war.“ 

 
Diese unzureichenden Kontrollen am Standort Fessenheim haben die mit der Lieferung 
dieser radioaktiven Abfälle beauftragten Personen gefährdet und hätten bei einem Austritt 
auch die Bevölkerung in Gefahr bringen können. Es ist unbegreiflich, dass diese fehlende 
Genauigkeit, deren Folgen sehr schwerwiegend sein können, nicht sanktioniert wird. 
 
 
b) Im Hinblick auf (radioaktive) Stoffe 
 
Zwei Zwischenfallmeldungen der ASN vom 12. Oktober 2000 und 5. Januar 2001 über 
Funktionsstörungen bei der Art der Inventarisierung der radioaktiven Stoffe, von denen 
einige am Standort verschwunden sind, halten fest: 
 

"Einige Stoffe sind im Laufe der letzten zwanzig Jahre mit einer manchmal 
unvollständigen Erklärung gegenüber den Behörden verlorengegangen; 
zahlreiche Stoffe wurden dem Lieferanten in den vorgeschriebenen Zeiträumen (10 
Jahre) nicht zurückgeliefert; allgemein ist festzustellen, dass die vorgeschriebenen 
Anforderungen an die Bedingungen für den Besitz der radioaktiven Stoffe, 
einschliesslich der Dokumentation, nicht systematisch eingehalten wurden." 

  
  



 52 

Diese Angaben sind besonders beunruhigend, da es sich um den Umgang mit so 
gefährlichen Stoffen für die Gesundheit des Personals, der Anwohner und für die Umwelt 
handelt. 
 
 
c) Im Hinblick auf die Sicherheit des Standortes 
 
Ein Zwischenfallbericht der ASN vom 7. Februar 2001 gibt an, dass Wagen mit Sensoren 
des Systems zum Messen der Leistung des Reaktors Nr. 1 verstellt worden sind: 
 

"Beim letzten Stillstand für Instandhaltungsarbeiten am Reaktor 1 im März 2000 
wurden die mit diesen Sensoren beladenen Wagen, die auf Schienen montiert 
sind, um etwa 50 cm verschoben und nicht an ihre ursprüngliche Stelle 
zurückgefahren. (...) Mit ihrer Hilfe kann jeglicher ungewollte Leistungsanstieg erfasst 
werden." 

 
Fast ein Jahr lang waren diese Sensoren also vollkommen nutzlos und haben ihre 
Überwachungsrolle nicht erfüllt. 
 
Als weiteres sehr signifikantes Beispiel nennt ein Bericht die verzögerte Berücksichtigung 
eines Alarms im Kommandoraum: 
 

"Die Temperatur an einem Teilstück der Rohranlage des 
Sicherheitseinspeisungssystems des Reaktors Nr. 2 lag infolge der verspäteten 
Berücksichtigung des damit verbundenen Alarms in den Grenzen, die in den 
allgemeinen Betriebsregeln genehmigt werden. (...) dieser Fall könnte einen Verschluss 
der Rohrleitungen herbeiführen" (Vgl. Zwischenfallbericht der ASN, 14. Februar 2005). 

 
Die Atomsicherheitsbehörde schreibt jedoch weiter: 
 

"Das Sicherheitseinspeisungssystem ermöglicht bei einem Störfall, Borwasser unter 
hohem Druck in den Primärkreislauf des Reaktors einzuführen, um die Kernreaktion zu 
ersticken und die Kühlung des Kerns zu sichern." 

 
Angesichts der möglichen Folgen kann man sich nur wundern, dass diese Arten von 
Nachlässigkeiten nicht Gegenstand von Massnahmen der Überwachung und Sanktion von 
Seiten der ASN sind. 
 
Die Gesamtheit der Zwischenfallberichte verdeutlicht Fehler, deren Aufeinanderfolge und 
Häufung Auswirkungen auf die Sicherheit haben können: 
 

• Verwechslung von Material bei einer Tätigkeit an einem Ventil (Vgl. 
Zwischenfallmeldung der ASN, 30. Oktober 2006), 
• unsachgemässes Öffnen eines Schiebers, was zu einem Wasseraustritt führte (Vgl. 
Zwischenfallbericht der ASN, 8. Dezember 2006), 
• Fehler bei der Vorbereitung der Tests an den Anlagen (Vgl. Zwischenfallbericht der 
ASN, 13. Oktober 2005 und 3. Mai 2006), 
• versehentliches Lockern von Bolzen, was Austritte von Wasserstoff zur Folge hatte 
(Vgl. Zwischenfallbericht, 12. April 2006). 
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Es ist wichtig anzumerken, dass dieses unvorsichtige Management durch den Betreiber auch 
zur Kontamination von acht Beschäftigten von EDF geführt hat. Laut Zwischenfallbericht vom 
10. Februar 2004: 
 

"Ein Handhabungsfehler an den Schiebern ist die Ursache für die Zufuhr radioaktiver 
Harze in den Primärkreislauf." 

 
Nie zuvor hatte eine Kontamination eines solchen Ausmasses an Standorten ziviler 
Basiskernkraftanlagen in Frankreich oder anderswo stattgefunden. 
 
Neben diesen zahlreichen menschlichen Fehlern signalisieren etwa fünfzehn 
Zwischenfallberichte der Atomsicherheitsbehörde auch Mängel und Funktionsstörungen 
aufgrund der Überalterung des Kraftwerks, dessen Reaktoren heute die fünfundzwanzig 
Betriebsjahre überschreiten. Die Berichte der Atomsicherheitsbehörde über Zwischenfälle 
lassen beunruhigende Beeinträchtigungen an den Materialien erkennen, aus denen die 
Reaktoren bestehen, aber auch an ihren Überwachungssystemen. 
 

• Einerseits seien metallurgische Fehler an dem stählernen Behälter des Reaktors Nr. 2 
aufgetreten, der das Brennelement umhüllt, in dem die Kernreaktion erfolgt. 

 
Die ASN unterstreicht: 
 

"Diese Fehler befinden sich in einem Bereich des Reaktorbehälters, der durch 
Strahlung altert. 
Der Reaktorbehälter, gebaut aus Stahl, umschliesst das Brennelement, in dem 
sich die Kernreaktion vollzieht." (Vgl. Zwischenfallbericht der ASN, 17. Oktober 
2000). 

 
• Andererseits haben Kontrollen am Reaktor Nr. 2 die Unzulänglichkeit bzw. in einigen 
Fällen den Bruch der Stangen, die die "Verankerung einer der vier Stützen im 
Untergrund des Dampfgenerators Nr. 2 sichern, festgestellt". 

 
Die ASN unterstreicht: 
 

"Dieser Bruch entstand aufgrund von Korrosion" (Vgl. Bericht der ASN, 19. August 
2002, siehe auch das Inspektionsschreiben der DRIRE vom 31. März 2006). 
 
• Ausserdem ein Versagen einer Einrichtung zur Regulierung der Dampfmenge des 
Sekundärkreislaufs des Reaktors Nr. 1 (Vgl. Zwischenfallbericht der ASN, 6. April 
2006). 
 
• Schliesslich - und viel schwerwiegender - hat ein Versagen der Stromversorgung des 
Steuerungssystems der Prozesse zum Abfall des Wasserstandes in einem 
Dampfgenerator geführt und die automatische Abschaltung des Reaktors Nr. 2 
verursacht. 
 
"Ein Defekt an der Versorgung der instrumentellen Prozessausrüstung führt zur 
Abnahme des Wasserstandes in einem Dampferzeuger und veranlasst die 
automatische Abschaltung des Reaktors. (...) Der Betreiber musste diese Verfahren 
anpassen, um zu einer normalen Betriebssituation zurückkehren zu können, was 
zu der Dauer des Zwischenfalls geführt hat." (Vgl. Zwischenfallbericht der ASN, 12. 
Januar 2007). 
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Es ist hier festzuhalten, dass im Jahr 2003 das Durchschnittsalter der Kernkraftwerke von 
EDF 17 Jahre und 6 Monate betrug. Die beiden Reaktoren von Fessenheim sind länger als 
25 Jahre in Betrieb. Die Wirkungen der "Alterung" des Kraftwerks Fessenheim werden im 
Laufe der Inspektionen immer spürbarer. Es ist in dieser Hinsicht bemerkenswert, dass ein 
Zwischenfallbericht vom 2. Januar 2003 hervorhebt: 
 

"Die Techniker haben eine Handlungsweise innerhalb des Kraftwerks angewendet, die 
dem Zustand, in dem sich die Anlagen wirklich befinden, nicht entspricht" (Vgl. 
Zwischenfallbericht der ASN, 2. Januar 2003). 

 
 
Abschliessend kann gesagt werden, dass diese Zwischenfallberichte davon zeugen, 
dass diese Anlagen des Kernkraftwerks Fessenheim veraltet sind und es dem 
Betreiber unmöglich ist, selbst minimale Sicherheitsregeln einzuhalten. 
 
Die Kontrollbehörden und der Betreiber sind sich sicher der Notwendigkeit sehr 
umfangreicher, aber auch sehr kostspieliger Arbeiten zum Herbeiführen eines sicheren 
Zustands bewusst. Die gegenwärtige Situation, die gekennzeichnet ist von der Fortsetzung 
des Betriebs eines alternden und gefährlichen Instruments, dessen Sicherheitssystem auf 
Ableitungsnormen beruht, die 30 Jahre alt sind, ist nicht mehr tolerierbar. Der Staat muss 
seiner Verantwortung wegen vorwerfbaren Versagens in der Ausübung seiner Aufgabe als 
Sicherheitsbehörde für die Basiskernkraftanlagen gerecht werden. 
 
Jean-Marie Brom zeigt anhand von Statistiken, dass der Reaktor Nr. 1 von Fessenheim 
einen höheren Prozentsatz signifikanter Ereignisse aufweist, als der nationale Durchschnitt. 
 
 
5.4.3- Neue Zwischenfälle 
 
2011 gab es für das Kraftwerk 3 Zwischenfallberichte: 
 

• Zwischenfall Nr. 1: Nichteinhaltung des Referenzwerts für das Containment bei 
Räumen, die Pumpen eines Sicherungssystems enthalten 
• Zwischenfall Nr. 2: Nicht zufriedenstellender regelmässiger Test an den Reaktoren Nr. 
1 und Nr. 2 
• Zwischenfall Nr. 3: Automatische Abschaltung des Reaktors Nr. 1 infolge des 
Verlassens des zulässigen Betriebsbereichs während einer Phase der 
Leistungszunahme 

 
2012 gab es im Kraftwerk 2 Zwischenfälle und 2 Reaktorabschaltungen: 
 

• Zwischenfall Nr. 1: Fehler bei der Regelung eines Isolationsschiebers des 
Containments des Reaktors Nr. 2 
• Zwischenfall Nr. 2: Schlechte Positionierung einer Gruppe Steuerstabbündel bei einer 
Phase der Leistungsreduzierung des Reaktors Nr. 2 
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• Abschaltung zur Integrierung von Änderungen von Geräten in Verbindung mit der 
Entscheidung 2011-DC-0231 vom 4. Juli 2011 des Reaktors Nr. 1 
• Abschaltung des Reaktors Nr. 1 zur Instandhaltung und zum Neubeladen mit 
Brennelementen 

 
 
2013 hat der Betreiber festgestellt, dass die Wassermenge, die den Kühlmittelkreislauf zur 
Pumpenschmierung des Kreislaufs zur volumetrischen und chemischen Kontrolle (RCV) 
durchläuft, geringer war als die bei der Auslegung festgelegte Menge. 
 
Das System zur volumetrischen und chemischen Kontrolle hat vor allem die Aufgabe, im 
Primärkreislauf die zur Kühlung des Kerns nötige Wassermenge aufrechtzuerhalten. Diese 
Regulierung des Volumens des Primärkreislaufs erfolgt mithilfe eines Kreislaufs des 
Einspritzens und des Leerens. Die Pumpen des RCV-Kreislaufs ermöglichen auch im 
Störfall, zum Beispiel bei einem Riss im Primärkreislauf, Borwasser unter hohem Druck in ihn 
zu injizieren, um den durch den Riss entstehenden Verlust auszugleichen. 
 
Am 31. März 2013 hat der Betreiber im Rahmen der Durchführung eines neuen periodischen 
Tests eine Kontrolle der Durchflussmenge an den Kühlern des Kreislaufs zum Schmieren der 
Pumpen des RCV-Kreislaufs vorgenommen, obwohl die übliche Überwachung der Pumpen 
keinen anormalen Betrieb gemeldet hatte. Die festgestellten Messungen der 
Durchflussmenge waren niedriger als die bei der Auslegung vorgesehenen Werte; im Fall 
eines signifikanten Risses im Primärkreislauf hätte die Durchflussmenge nicht unter allen 
Umständen eine ausreichende Kühlung des Öls garantieren können. Der Betreiber hat 
deshalb einen Aktionsplan umgesetzt, um die Spielräume bei den Durchflussmengen in den 
betreffenden Wärmetauschern wiederherzustellen. 
 
 
5.4.4- Verdeutlichung der Schwere der sogenannten "unbedeutenden" Zwischenfälle 
durch den Unfall von Fukushima 
 
Die Ereignisse in Japan werfen ein ganz besonderes Licht auf die sehr zahlreichen 
Fehlfunktionen des Kraftwerks, insbesondere auf die laut ASN "zu knappen" Risikoanalysen 
und die Funktionsstörungen, wie verspätete Berücksichtigung des Alarms im 
Kommandoraum oder Nichtverfügbarkeit der zusätzlichen Systeme zur Kühlung des Kerns 
usw. 
 
Im Fall des Kraftwerks Fukushima hatten zahlreiche technische Zwischenfälle stattgefunden. 
 
2007 hatte die NISA, die japanische Atomaufsichtsbehörde, die den Behörden zwischen 
1978 und 2002 verheimlichten Störfälle auf 97 Zwischenfälle, darunter 19 kritische, 
geschätzt. Die Sicherheitskultur in Fessenheim ist ebenfalls lückenhaft, wie es die 
zahlreichen Zwischenfälle zeigen, die die ASN veröffentlicht. 
 
EDF hat das Gewicht, das der TRAS der grossen Zahl von Ereignissen, die im KKW 
Fessenheim geschehen, beimisst, unaufhörlich relativiert. EDF macht geltend, dass die 
grosse Mehrheit der Ereignisse einer Stufe 0 oder 1 auf der Skala INES entsprechen. Alle 
diese Ereignisse hätten, laut EDF, keine Bedeutung für die Sicherheit des KKW, denn sie 
beträfen Verstösse gegen interne Regelungen und berührten nicht die Sicherheitsregeln der 
ASN. 
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Andererseits gibt EDF zu, dass diese Ereignisse eine Abweichung von dem normalen 
Betrieb des Kraftwerks darstellen. 
 
Es ist somit eine Tatsache, dass die Häufung dieser Art von Ereignissen eine 
fehlerhafte Sicherheitskultur von Seiten des Personals und des Managements 
kennzeichnet, selbst wenn man berücksichtigt, dass jedes dieser Ereignisse für sich 
betrachtet von geringerer Bedeutung für die Sicherheit ist. Zwischenfälle der Stufe 
Null haben in normalen Zeiten keine direkte Auswirkung auf die korrekte Arbeitsweise 
und die Sicherheit eines Kraftwerks. So hat der - selbst momentane - Ausfall eines 
Notfallsystems während des normalen Betriebs des Reaktors keinerlei reale 
Konsequenz und wird somit in die Stufe 0 eingeordnet. Derselbe Zwischenfall könnte, 
wenn er zum Beispiel bei einer Revision des Primärsystems auftritt, dramatische 
Folgen haben. 
 
 
5.5- Zur Ungesetzlichkeit der Ableitungsnormen 
 
Das Kernkraftwerk Fessenheim wird nach sehr alten Normen für flüssige und gasförmige 
Ableitungen betrieben. 
 
Es besteht kein Zweifel daran, dass diese Normen aufgrund der Veränderungen der für 
Basiskernkraftanlagen massgebenden rechtlichen und tatsächlichen Bedingungen 
ungesetzlich geworden sind. 
 
Nur die Einleitung eines Verfahrens zur endgültigen Stilllegung oder Aussetzung des 
Kernkraftwerks Fessenheim kann dem französischen Staat die Möglichkeit geben, dieser 
rechtswidrigen Situation ein Ende zu setzen. 
 
Der zentrale Punkt bezüglich des Wassers in dieser Angelegenheit liegt darin, dass sich EDF 
in einer ungesetzlichen Lage hinsichtlich ihrer Ableitungen befindet und immer noch keine 
Regularisierung bezüglich der Wassergesetzgebung vorgenommen hat - im Widerspruch zu 
ihren wiederholten Zusagen. Wenn diese so sehr angekündigte Regularisierung immer noch 
nicht stattgefunden hat, dann aus dem sehr einfachen Grunde, dass das Kraftwerk 
Fessenheim in Wirklichkeit nicht in der Lage ist, die gesetzliche Regelung einzuhalten. 
 
 
5.5.1- Zur Lückenhaftigkeit der auf das Kraftwerk Fessenheim anwendbaren Texte 
 
Es muss daran erinnert werden, dass der Betrieb des Kraftwerkes Fessenheim in der 
Gesetzgebung zu den Basiskernkraftanlagen mit einer Verordnung vom 3. Februar 1972 
genehmigt wurde. 
 
Es ist ebenfalls daran zu erinnern, dass die auf das Kraftwerk Fessenheim 
anwendbaren Erlasse, die einerseits die Ableitung radioaktiver Abwässer und 
andererseits die Wasserentnahmen genehmigen, extrem summarisch sind: 
 

• Die flüssigen und gasförmigen Ableitungen wurden durch zwei Erlasse des 
Ministeriums für Industrie, Handel und Handwerk vom 17. November 1977 nur für die 
Gesetzgebung über die Basiskernkraftanlagen genehmigt. 
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Diese Texte sind offenkundig lückenhaft. Zum Beispiel sind die flüssigen Ableitungen 
von Pottasche 40 und Radium vom Anwendungsbereich dieser Texte ausgenommen. 
 
So legt der ministerielle Erlass zu den flüssigen radioaktiven Ableitungen vom 17. 
November 1977 nur eine Grenze für die jährliche Aktivität aller radioaktiven Elemente 
ausser Tritium fest und eine Grenze für Tritium, ohne jedoch Grenzen für Ableitungen 
für jedes radioaktive Element oder die Modalitäten zur Überwachung zu präzisieren. 
 
 
• Die Wasserentnahmen wurden durch die Wassergesetzgebung per Erlass vom 26. 
Mai 1972 vom Präfekten Oberrhein (Haut-Rhin) genehmigt. 
 
Bezüglich der Ableitungen wird nur in Artikel 2, Punkt 3, angegeben: "Die Einleitung 
flüssiger Ableitungen - ausser den Abwässern und dem Regenwasser - des 
Kraftwerkes in den Rheinseitenkanal erfolgt in die Kanäle zur Ableitung des 
Kühlwassers." 
 
Dies ist offensichtlich unzureichend. Dieser Text bleibt buchstäblich stumm zu den 
chemischen Ableitungen. 
 
Seine Artikel 1 und 3 beschränken sich darauf, eine maximale Entnahmemenge 
festzulegen und die Einleitung von Stoffen zu verbieten, die dem Erhalt der Fische und 
der öffentlichen Gesundheit schaden. Diese Bestimmungen werden nachstehend 
zitiert: 
 
"Art. 1 ELECTRICITE DE FRANCE – Service National wird erlaubt: 
- in dem Rheinseitenkanal [...] eine maximale Menge von 87,5 m3/s zu entnehmen, 
davon 86 m3/s, die zur Kühlung der Kondensatoren der Blöcke 1 und 2 des 
Kernkraftwerks Fessenheim und 1,5 m3/s zur Kühlung verschiedener Hilfskreisläufe 
desselben Kraftwerkes nötig sind. 
 
- einerseits in die Umgebung des P.K. 35,288 – Staustufe von Fessenheim – eine 
maximale Menge von 86 m3/s Kühlwasser der Kondensatoren einzuleiten und 
andererseits in den Abflusskanal des Werkes Fessenheim – Staustufe von Vogelgrün - 
eine maximale Menge von 1,5 m3/s Kühlwasser der verschiedenen Hilfskreisläufe". 
 
Art. 3 b: Menge des zurückgeleiteten Wassers 
Es darf mit der vorliegenden Genehmigung nur Kühlwasser aus dem Kernkraftwerk des 
Erlaubnisscheininhabers eingeleitet werden, unter Ausschluss der Stoffe, die der 
öffentlichen Gesundheit und dem Erhalt der Fische schaden können". 
 
Dieser Erlass fixiert erst recht absolut keine Regel oder Grenze für alle chemischen 
Ableitungen. 
 
Folglich, auch wenn es sich auch um eine Genehmigung über die Mengen zur 
Entnahme und Einleitung von Wasser handelt, so wurde hingegen keinerlei 
Genehmigung irgendeiner Art gegeben, flüssige toxische Produkte abzuleiten, gleich 
ob chemische oder nicht. Man kann sogar davon ausgehen, dass das Verbot die Regel 
ist, denn es ist untersagt, Produkte einzuleiten, die der öffentlichen Gesundheit und 
dem Erhalt der Fische schaden können. 
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Ebenso ist festzuhalten, dass keine Grenze in Bezug auf die Temperatur festgelegt ist 
und keine Regelung bezüglich der Kontrolle und der Überwachung präzisiert wird. 

 
Diese erste Feststellung beweist die Existenz einer aktuellen Verschmutzung, die aus dem 
Kraftwerk stammt, denn die chemischen und radioaktiven Ableitungen sind nicht Gegenstand 
irgendeines realen Rahmens.  
 
Im Übrigen widerspricht diese Situation den Bestimmungen von Artikel 2 des Gesetzes vom 
13. Juni 2006, der festlegt: 
 

"Il. - In Anwendung des Grundsatzes der Partizipation und des 
Verursacherprinzips müssen die Personen, die nukleare Tätigkeiten ausüben, die 
folgenden Regelungen einhalten: 
1. Jede Person hat das Recht, unter den von dem vorliegenden Gesetz festgelegten 
Bedingungen und den zu seiner Anwendung getroffenen Verordnungen, über die 
Risiken informiert zu werden, die mit den nuklearen Tätigkeiten und ihren 
Auswirkungen auf die Gesundheit und die Sicherheit der Personen, auf die Umwelt 
sowie auf die Ableitungen der Anlagen verbunden sind. 
2. Die Verantwortlichen dieser Tätigkeiten tragen die Kosten der 
Vorsorgemassnahmen und insbesondere der Analysen sowie der Massnahmen 
zur Reduzierung der Risiken und der Ableitungen, die die Verwaltungsbehörde in 
Anwendung des vorliegenden Gesetzes vorschreibt." 

 
Aus Vorstehendem folgt, dass die Ausübung nuklearer Tätigkeiten ebenfalls den 
fundamentalen Grundsätzen, die das Umweltrecht bestimmen, entsprechen muss. 
 

• Vorsorgeprinzip; 
• Vorbeugeprinzip; 
• Verursacherprinzip; 
• Grundsatz der Öffentlichkeitsbeteiligung. 

 
Im vorliegenden Fall werden aufgrund der unkontrollierten Ableitungen in die Gewässer das 
Vorsorgeprinzip, das Vorbeugeprinzip und das Verursacherprinzip verhöhnt. 
 
 
5.5.2- Zur fehlenden Regularisierung der Ableitungen des Kraftwerks Fessenheim 
 
Diese Situation ist inakzeptabel, wenn man weiss, dass das Kraftwerk Fessenheim seine 
Lage niemals durch fristgerechtes Vorlegen eines Dossiers zur Wassergesetzgebung 
berichtigt hat. 
 
EDF hatte jedoch vor dem 4. Januar 1995 den Verwaltungsbehörden ein Dossier zu liefern, 
um die gewährten Rechte zu nutzen und gegenüber der Wassergesetzgebung gesetzlich 
legitimiert zu sein (gemäss den gemeinsamen Bestimmungen aus Artikel 1 der Verordnung 
Nr. 95-540 vom 4. Mai 1995 über die flüssigen und gasförmigen Ableitungen und die 
Wasserentnahmen der Basiskernkraftanlagen, aus Artikel 41 der Verordnung Nr. 93-742 
vom 29. März 1993 über die Genehmigungs- und Deklarationsverfahren, die in Artikel 10 des 
Gesetzes Nr. 92-3 vom 3. Januar 1992 über das Wasser (in seiner damals anzuwendenden 
Version) und der Verordnung Nr. 93-743 vom 29. März 1993 über die Nomenklatur der 
Vorgänge, die einer Genehmigung oder Deklaration bedürfen (Nomenklatur "Wasser" in ihrer 
damals anwendbaren Version und vor allem die Rubrik 2.3.2)). 
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Dies wurde nicht getan. 
 
Die Basiskernkraftanlage Fessenheim hält heute die gesetzliche Regelung zu den 
Ableitungen, insbesondere zu den chemischen Ableitungen, nicht ein. 
 
Der Beweis wurde zweifelsfrei durch die von EDF gelieferte Antwort in der Folge des 2006 
bei der Kommission für den Zugang zu amtlichen Dokumenten (CADA) eingebrachten 
Verfahrens erbracht. 
 
Es ist daran zu erinnern, dass sich der TRAS mit Schriftstücken vom 6. Mai 2006 über 
seinen Rat mit einer Bitte um Mitteilung von Dokumenten bezüglich des Kernkraftwerks 
Fessenheim an die CADA gewendet hat, die die Ableitungen, vor allem die wässrigen und 
gasförmigen, betraf. 
 
Bei dieser Gelegenheit hat EDF in einem Schreiben an den Rat des TRAS anerkannt, nicht 
über einen Erlass zu den Ableitungen chemischer Produkte zu verfügen: 
 

"Zu Punkt 12: 
Wir nehmen keine Messung der in Ihrer Anfrage erwähnten Substanzen vor. Diese 
Substanzen sind im Übrigen keinerlei gesetzlicher Anforderung zur Überwachung 
unterworfen, die auf den Standort anzuwenden ist." 

 
Der "Punkt 12" der Anfrage des TRAS war wie folgt verfasst: 
 

"Ich hätte ebenfalls gern Mitteilung über die Emissionen von Schwefeloxiden, 
Stickstoffoxiden, organischen Verbindungen, Stauben, gasförmigen anorganischen 
Chlorverbindungen, von Chlorwasserstoff, Fluor, Kadmium, Quecksilber und ihren 
Verbindungen, von Arsen, Selen, ihren Verbindungen, von Antimon, Chrom, Kobalt, 
Kupfer, Ether, Mangan, Nickel, Blei, Vanadium, Zink und ihren Verbindungen." 

 
Unter diesen Bedingungen hält das Kraftwerk Fessenheim die Normen für chemische 
Ableitungen nicht ein. 
 
Und dies im Unterschied zu allen anderen französischen Kernkraftwerken, wie gezeigt 
werden wird. 
 
 
5.5.3- Zur einzigartigen Situation des Kraftwerks Fessenheim im Verhältnis zu den anderen 
französischen Kraftwerken 
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Dies versetzt das Kraftwerk Fessenheim in eine einzigartige Situation im Verhältnis zu den 
anderen Basiskernkraftanlagen. 
 
Erstens sind alle französischen Kernkraftwerke Gegenstand einer Anpassung an die 
Normen in Anwendung des Wassergesetzes vom 3. Januar 1992 und seiner 
Anwendungsverordnungen gewesen4. 
 
So zum Beispiel: 
 

o Der Erlass von Cattenom zu den Ableitungen flüssiger und gasförmiger Abwässer 
und den Wasserentnahmen, bestehend aus etwa fünfzehn Seiten (anstatt der zehn 
Zeilen des Erlasses von Fessenheim), enthält bezüglich der flüssigen Ableitungen 
Regelungen nicht nur zu Tritium, Radiokohlenstoff C 14, Jod und den anderen 
Spaltprodukten und Beta und Gamma emittierenden Aktivitäten, die in dem Erlass von 
Fessenheim nicht präzisiert werden, sondern vor allem eine Regelung zum CSB, zu 
den Schwebstoffen, zum BSB5, zu Stickstoff, Natrium, Eisen, zu den Chloriden, zu 
Borsäure, Hydrazin, Ammoniak, Lithiumhydroxid, Phosphaten, Schwermetallen (Zink, 
Kupfer, Mangan, Nickel, Chrom, Eisen, Aluminium, Blei) und Kohlenwasserstoffen. 
 
o Das Kernkraftwerk von Nogent sur Seine benötigt nicht weniger als 7 
Genehmigungen und 2 Anzeigen in Bezug auf das Wassergesetz. 

 
Diese Erlasse beweisen somit die Verpflichtung für die Kernkraftwerke, über 
Genehmigungen zu verfügen sowohl in Bezug auf die Gesetzgebung über die 
Basiskernkraftanlagen als auch bezüglich der Wassergesetzgebung. 
 
Insbesondere die Kernkraftwerke könnten nicht funktionieren, ohne chemische Ableitungen 
zu produzieren (zusätzlich zu ihren radioaktiven Ableitungen), und müssen folglich 
Genehmigungen in Bezug auf die Wassernomenklatur einholen. 
 
Diese zweite Feststellung beweist ebenfalls die Existenz einer aktuellen Verschmutzung, die 
aus dem Kraftwerk Fessenheim kommt, und das Fehlen jeglicher Kontrolle seiner 
Ableitungen ins Wasser. 
 
Sie beweist auch, dass es für das Kraftwerk Fessenheim einen Erlass hätte geben 
müssen, der seine Ableitungen in die Gewässer vorschreibt, wie es der Fall für alle 
anderen französischen Kraftwerke ist. 
 
 
5.5.4- Zur Unmöglichkeit der Regularisierung der Ableitungen des Kraftwerks Fessenheim 
 
Von Anbeginn der Rechtssache an hat EDF behauptet, die Situation sei im Begriff der 
Regularisierung, denn ein Dossier "Wassergesetz" sei in Vorbereitung und werde schnell 
eingereicht. Ein Urteil hat im Übrigen diese Tatsache ausdrücklich hervorgehoben, um den 
Antrag des TRAS abzuweisen. In dem Urteil vom 9. März 2011 (das im Verfahren um den 
Antrag auf Schliessung des Kraftwerkes ergangen ist und gegen das beim Berufungsgericht 
für Verwaltungsangelegenheiten Nancy Berufung eingelegt wurde) haben sich die ersten 
Richter folgendermassen geäussert: 
  

                                                 
4
 Ministerieller Erlass vom 29.12.2004: Kernkraftwerk Nogent-sur-Seine, Ministerieller Erlass vom 

23.06.2004: Kernkraftwerk Cattenom, Ministerieller Erlass vom 11.06.2004: Kernkraftwerk Bugey, 
Ministerieller Erlass vom 07.11.2003: Kernkraftwerk Creys-Malville, Ministerieller Erlass vom 
20.05.2003: Kernkraftwerk Chinon, Ministerieller Erlass vom 29.12.2000: Kernkraftwerk Saint-Alban, 
Ministerieller Erlass vom 8.11.2000: Kernkraftwerk Belleville-sur-Loire, Ministerieller Erlass vom 
02.02.1999 : Kernkraftwerk Saint-Laurent des Eaux. 
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"Ein solcher Umstand - bei Fehlen jeglichen von dem Beschwerde führenden Verband 
vorgelegten Elements, das es ermöglicht, das Vorhandensein und die Bedeutung der 
Verunreinigungen einzuschätzen und zu charakterisieren, die daraus folgen können, 
während im Übrigen aus der Untersuchung resultiert, dass ein von EDF 2009 
eingereichtes Dossier zur Beantragung gemäss dem Wassergesetz sich in 
Ausarbeitung befindet - ist nicht dazu angetan, das Vorhandensein eines 
schwerwiegenden Risikos für die in Artikel 28 I des Gesetzes vom 13. Juni 2006 
erwähnten Interessen, das eine endgültige Schliessung des Kernkraftwerks 
Fessenheim rechtfertigt, zu beweisen." 

 
Wenn das Kernkraftwerk Fessenheim das einzige in Frankreich ist, das keiner Genehmigung 
für chemische Ableitungen unterliegt, die dieses Namens würdig ist, dann genau deshalb, 
weil es unmöglich ist, es den aktuellen Normen für chemische Ableitungen unterzuordnen, 
insbesondere wegen: 
 

• seiner Überalterung, 
• des Fehlens von Kühltürmen, 
• der Temperatur der Ableitungen ins Wasser. 

 
Diese Situation wird natürlich verschärft mit dem Inkrafttreten des Erlasses vom 7. Februar 
2012 über die Festlegung der allgemeinen Regelungen zu Basiskernkraftanlagen und 
insbesondere den Bestimmungen über Wasserentnahmen und Ableitungen in Gewässer 
(Artikel 4.1.1 bis 4.1.14). 
 
Das Inkrafttreten der Bestimmungen über die Wasserentnahmen und die Ableitungen in Luft 
und Wasser wurde für den 1. Juli 2013 festgelegt. 
 
Heute hat der Conseil d'Etat genehmigt, ein Kraftwerk zu betreiben, das nicht nur über 
keinerlei Genehmigung für nichtradioaktive flüssige Ableitungen verfügt, sondern darüber 
hinaus auch keine ordnungsgemässen Genehmigungen für flüssige und gasförmige 
Ableitungen besitzen wird. Es genügt, die allgemeinen Bestimmungen für Entnahmen und 
Ableitungen zu lesen, um zu verstehen, dass sie nicht anwendbar sind, denn sie sind allein 
mit der Auslegung des Kraftwerkes inkompatibel. 
 
Zum Beispiel ist die Kühlung im offenen Kreislauf verboten. Fessenheim besitzt jedoch 
keinen Kühlturm. Ebenso sind die Verpflichtungen in Bezug auf die Temperatur nicht 
anwendbar. 
 
Das Kraftwerk Fessenheim wird niemals die Gesamtheit dieser sehr präzisen Vorschriften 
einhalten können, und die Wasserverschmutzung wird allein dadurch automatisch bewiesen. 
 
Deshalb hätte spätestens zum 1. Juli 2013 allein aus diesem Grunde der Betrieb des 
Kraftwerkes untersagt werden müssen. 
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Folglich ist der Fortbestand dieser Anlage juristisch unmöglich. 
 
 
5.5.5.- Zur Verletzung des Gemeinschaftsrechts und des internationalen Rechts 
 
 
a) Zur Verletzung der Rahmenrichtlinie zum Wasser  
 
Artikel L 593-1 des Umweltgesetzes legt fest: 
 

"Die in Artikel L. 593-2 erwähnten Basiskernkraftanlagen unterliegen den 
Rechtsvorschriften des vorliegenden Kapitels und des Kapitels VI des vorliegenden 
Dokuments aufgrund der Risiken oder Nachteile, die sie für die Sicherheit, Gesundheit 
und Hygiene der Bevölkerung oder den Natur- und Umweltschutz bergen können. 
Sie unterliegen weder den Bestimmungen der Artikel L. 214-1 bis L. 214-6 des 
vorliegenden Gesetzes noch denen von Artikel I des vorliegenden Buches. 
 
Sie unterliegen ebenfalls nicht der Regelung über die Genehmigung oder Deklaration 
nach Artikel L. 1333-4 des Gesetzes über die öffentliche Gesundheit [Code de la santé 
publique]." 

 
Diese Bestimmungen ermöglichen es jedoch nicht, die direkte Anwendung der 
Wasserrahmenrichtlinie vom 23. Oktober 2000 (Richtlinie 2000/60) auszuschliessen, die 
darauf zielt, die gesamte Gesetzgebung mit der globalen Politik der Gemeinschaft im Bereich 
des Wassers abzustimmen. Sie legt einen Rahmen fest für die Gewässerverwaltung und den 
Gewässerschutz durch ein grosses hydrographisches Einzugsgebiet im europäischen 
Massstab mit der Perspektive der nachhaltigen Entwicklung. 
 
Die Wasserrahmenrichtlinie legt Ziele zur Erhaltung und Sanierung des Oberflächenwassers 
und für das Grundwasser fest. Allgemeines Ziel ist es, bis 2015 einen guten Zustand der 
verschiedenen Bereiche der Umwelt auf dem gesamten Territorium Europas zu erreichen. 
 
Artikel 1 der Wasserrahmenrichtlinie lautet: 
 

"Ziel dieser Richtlinie ist die Schaffung eines Ordnungsrahmens für den Schutz der 
Binnenoberflächengewässer, der Übergangsgewässer, der Küstengewässer und des 
Grundwassers zwecks: 
 
a) Vermeidung einer weiteren Verschlechterung sowie Schutz und Verbesserung 
des Zustands der aquatischen Ökosysteme und der direkt von ihnen abhängenden 
Landökosysteme und Feuchtgebiete im Hinblick auf deren Wasserhaushalt; 
 
b) Förderung einer nachhaltigen Wassernutzung auf der Grundlage eines 
langfristigen Schutzes der vorhandenen Ressourcen; 
 
c) Anstrebens eines stärkeren Schutzes und einer Verbesserung der aquatischen 
Umwelt, unter anderem durch spezifische Massnahmen zur schrittweisen 
Reduzierung von Einleitungen, Emissionen und Verlusten von prioritären Stoffen 
und durch die Beendigung oder schrittweise Einstellung von Einleitungen, 
Emissionen und Verlusten von prioritären gefährlichen Stoffen; 
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d) Sicherstellung einer schrittweisen Reduzierung der Verschmutzung des 
Grundwassers und Verhinderung seiner weiteren Verschmutzung und 
 
e) Beitrag zur Minderung der Auswirkungen von Überschwemmungen und Dürren." 

 
Anhang X der Richtlinie mit der Überschrift "Liste der prioritären Stoffe im Bereich des 
Wassers" betrifft insbesondere Blei, das im Übrigen in den Erlassen über die Ableitungen der 
anderen französischen Kraftwerke - mit Ausnahme von Fessenheim - aufgeführt ist. 
 
Anhang VIII der Richtlinie mit der Überschrift "Nichterschöpfendes Verzeichnis der 
wichtigsten Schadstoffe" betrifft die folgenden Substanzen, die für Fessenheim nicht 
reglementiert sind: 
 

"1. Organohalogene Verbindungen und Stoffe, die im Wasser derartige Verbindungen 
bilden können 
2. Organische Phosphorverbindungen 
3. Organische Zinnverbindungen 
4. Stoffe und Zubereitungen oder deren Abbauprodukte, deren karzinogene oder 
mutagene Eigenschaften bzw. steroidogene, thyreoide, reproduktive oder andere 
Funktionen des endokrinen Systems beeinträchtigenden Eigenschaften im oder durch 
das Wasser erwiesen sind 
5. Persistente Kohlenwasserstoffe sowie persistente und bioakkumulierende 
organische toxische Stoffe 
6. Zyanide 
7. Metalle und Metallverbindungen 
8. Arsen und Arsenverbindungen 
9. Biozide und Pflanzenschutzmittel 
10. Schwebstoffe 
11. Stoffe, die zur Eutrophierung beitragen (insbesondere Nitrate und Phosphate) 
12. Stoffe mit nachhaltigem Einfluss auf die Sauerstoffbilanz (und die anhand von 
Parametern wie BSB, CSB usw. gemessen werden können)." 

 
Es sind zum Beispiel hervorzuheben die Kohlenwasserstoffe, die Schwebstoffe, die Metalle 
usw., die in den Erlassen über die Ableitungen aufgeführt sind, die für die anderen 
französischen Kraftwerke gelten.  
 
 
b) Zur Verletzung der Richtlinie 2006/44/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 6. September 2006 
 
Ausserdem ist es wichtig, auf die Richtlinie 2006/44/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 6. September 2006 bezüglich der Qualität des Süsswassers, das schutz- 
oder verbesserungsfähig ist, um das Leben von Fischen zu erhalten (Amtsblatt der 
Europäischen Union Nr. L 264/20 vom 25. September 2006), Bezug zu nehmen. Diese 
Richtlinie legt genaue Normen fest, insbesondere in Bezug auf die Temperatur der 
betreffenden Gewässer. Die Liste der in Anhang 1 aufgeführten Parameter gibt - bezüglich 
der Salmonidengewässer (die Internationale Kommission zum Schutz des Rheins 
(Rheinprogramm Lachs 2020) kennzeichnet den Rhein als „Salmonidengewässer") - an: 
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"Die unterhalb einer Abwärmeeinleitungsstelle (und zwar an der Grenze der 
Mischungszone) gemessene Temperatur darf die Werte für die nichtbeeinträchtigte 
Temperatur nicht um mehr als 1,5 °C überschreiten". 

 
In Fessenheim betragen die Temperaturabweichungen jedoch zwischen +4 und + 7 °C. 
 
 
c) Zur Verletzung der Rheinkonvention 
 
Das Übereinkommen zum Schutz des Rheins wurde am 12. April 1999 unterzeichnet und ist 
am 1. Januar 2003 in Kraft getreten. 
 
Per Entscheidung 2000/706/EG des Rates vom 7. November 2000 bezüglich des 
Abschlusses des Übereinkommens zum Schutz des Rheins im Namen der Gemeinschaft. 
 
Die Europäische Gemeinschaft hat diese Konvention zum Schutz des Rheins bestätigt. 
 
Die Ziele dieses Übereinkommens sind vor allem, eine dauerhafte Entwicklung des 
Ökosystems des Rheins zu gewährleisten; 
 

• Erhaltung und Verbesserung der natürlichen Fliessgewässerfunktion; Schutz der 
Artenvielfalt; 
• Reduzierung der Schadstoffbelastung; 
• Erhaltung und Verbesserung natürlicher Lebensräume für wild lebende Tiere und 
Pflanzen; 
• Sicherstellung eines ökologisch verträglichen Umgangs mit den Umweltressourcen; 
• Erhaltung der Umwelt, wenn die Gewässer ausgebaut sind. 

 
Die Anliegerstaaten verpflichten sich insbesondere: 
 

• die Ursachen und die Verursacher von Verschmutzungen festzustellen, 
• dazu, dass technische Eingriffe, die das Ökosystem schädigen können, sowie das 
Einleiten von Abwasser und gefährlichen Stoffen einer vorherigen Genehmigung 
bedürfen; 
• die Risiken ökologischer Unfälle zu reduzieren. 

 
Offensichtlich verletzen die Bedingungen des Betriebs des Kraftwerks diesen Text. 
 
 
5.6.- Jüngste Bestätigung der Risiken 
 
 
5.6.1.- Es ist festzustellen, dass die ASN nunmehr gefolgert hat, nach der 3. 
Zehnjahresüberprüfung der Reaktoren Nr. 1 und Nr. 2 und den zusätzlichen 
Sicherheitsüberprüfungen, dass EDF sehr kostspielige Arbeiten grosser Tragweite am 
Kraftwerk Fessenheim vorzunehmen hat. 
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Es ist somit vollkommen erwiesen, dass der ursprüngliche Antrag des TRAS auf sofortige 
und vollständige Einstellung des Betriebs des Kernkraftwerks technisch ganz und gar 
gerechtfertigt war. 
 
Die letzten Mitteilungen der ASN sind das unbestreitbare Eingeständnis dafür. 
 
Wir erinnern daran, dass die ASN eingeschätzt hat, dass das Kraftwerk Fessenheim unter 
der Bedingung weiter betrieben werden kann, dass wichtige Arbeiten zur Anpassung 
umgesetzt werden, um die "Robustheit" der Anlage "gegenüber extremen Situationen" zu 
verbessern. 
 
Vor Ende 2012 sollte EDF "technische Rettungsvorrichtungen installieren, mit denen die 
Restleistung des Kerns im Fall des Verlusts des Kühlsystems dauerhaft abgeführt werden 
kann", um die Kettenreaktion von Ereignissen zu vermeiden, zu der die Explosion der 
Reaktoren in Fukushima trotz ihrer Abschaltung geführt hat. "Wenn der Betreiber glaubt, 
dass das, was wir von ihm verlangen, zu teuer ist, muss er entscheiden, das Kraftwerk 
abzuschalten", hat André-Claude Lacoste, Präsident der ASN, gewarnt. 
 
Laut Tageszeitung Le Figaro hat André-Claude Lacoste bestätigt: "Wenn die  
Fundamentplatte [die Betonplatte] des Reaktors Fessenheim nicht bis Juli 2013 verstärkt 
wird, wird geschlossen." Worte, die bei einer Anhörung vor der Kommission für 
Wirtschaftsangelegenheiten der Nationalversammlung ausgesprochen wurden 
(http://www.lemonde.fr/planete/article/2012/07/05/pour-l-asn-fessenheim-doit-fermer-si-les-
travaux-ne-sont-pas-finis_1729974_3244.html) 
 
EDF hatte die Verpflichtung, die Stärke der Betonplatte zu erhöhen, auf der die Reaktoren 
Nr. 1 und Nr. 2 stehen. Diese Platte soll insbesondere den Prozess des Durchschmelzens 
der Platte durch das Corium verlangsamen, was zur radioaktiven Verseuchung des 
Grundwassers und der nahen Gewässer im Fall eines grösseren Störfalls führen würde. 
 
5.6.2.- Es besteht trotzdem weiterhin die Gefahr, auch wenn diese Arbeiten umgesetzt 
wurden, dass jederzeit ein äussert ungünstiges Ereignis eintreten (ein Erdbeben zum 
Beispiel) und zu einer dauerhaften Verseuchung der gesamten Region führen kann. 
 
Infolgedessen bleibt der Antrag auf Aussetzung des Betriebs des Kraftwerks völlig aktuell. 
 
5.6.3.- Die exorbitanten Kosten dieser Arbeiten in Zeiten der ökonomischen Krise stellen sich 
als Hürde dar. 
 
Umso mehr als der Staat sich verpflichtet hat, das Kraftwerk bis Ende des Jahres 2016 zu 
schliessen5. 
 
Es ist daran zu erinnern, dass die Mitteilung der ASN verfasst wurde, bevor die 
Entscheidung des Präsidenten der Republik bekannt wurde, die Schliessung des Kraftwerks 
vorzunehmen. 
  

                                                 
5
 Was im Übrigen unter finanziellen Aspekten gerechtfertigt ist, denn es hat sich erwiesen, dass der 

Preis der Kernenergie weit höher ist als der der Windenergie zum Beispiel. 
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Es steht somit dem wirtschaftlichen Umgang mit öffentlichen Mitteln entgegen, dass 
aufwändige und kostenintensive Arbeiten vorgenommen werden, wenn kurzfristig eine 
Schliessung bevorsteht (der Aktienbesitz von EDF liegt zu 84,44 % in den Händen des 
Staates). Das hat überhaupt keinen Sinn. 
 
Im Übrigen hat der Vizepräsident der Nationalversammlung, Denis Baupin, ein Schreiben an 
den Präsidenten des Rechnungshofs zur Stichhaltigkeit der hohen Investitionen von EDF am 
Standort Fessenheim gerichtet, während gleichzeitig das Kernkraftwerk bis Ende 2016 
seinen Betrieb einstellen soll, und zwar mit folgenden Worten: 
 

"Bei fehlender Transparenz variieren je nach Quellen die Einschätzungen für den 
Betrag der geplanten Arbeiten zwischen 20 und 200 Millionen Euro. In jedem Fall 
stellt der Einsatz solcher Ausgaben angesichts der Tatsache, dass das Kraftwerk 
zwischen jetzt und Ende 2016 seinen Betrieb einstellen wird, die Frage nach einer 
passenden Verwendung öffentlicher Gelder. Anstatt diese potenziell verlorenen 
Ausgaben aufzuwenden, könnte die Frage gestellt werden, sie vorrangig dafür zu 
investieren, um Fessenheim zu einem Schaufenster der Entwicklung eines 
Exzellenzclusters im Bereich des Rückbaus kerntechnischer Anlagen zu entwickeln. 
 
Für die Allgemeinheit stellt sich die Überlegung, ob es sachdienlich ist, damit in 
verlorene Ausgaben an diesem Standort zu investieren, umso mehr, als der Direktor 
von EDF mehrmals den Gedanken geäussert hat, vom Staat im Fall der Schliessung 
des Standortes Schadenersatz zu verlangen. Wenn neue Investitionen 
vorgenommen würden, ist es wahrscheinlich, dass das Unternehmen seine 
Forderung nach Schadenersatz umso mehr erhöhen würde, was eine schwere 
Belastung der Staatsfinanzen wäre." (www.denisbaupin.fr//blog-note/denis-baupin-
saisit-la-cour-des-comptes-alors-quedf-sapprete-a-engager-des-investissements-
lourds-a-fessenheim/) 

 
5.6.4.- Auf jeden Fall gibt nichts Grund zu der Annahme, dass diese Arbeiten das Kraftwerk 
an die anzuwendenden gesetzlichen Regelungen über die Sicherheit und die Umwelt 
angepasst haben. Hinzu kommt, die in Deutschland angewendeten Sicherheitskriterien 
werden von der Anlage Fessenheim immer noch nicht erfüllt.  
 
Der TRAS hat ein Dokument des TRAS vom 8. Mai 2012, "Zusätzliche 
Sicherheitsüberprüfungen - ECS" vorgelegt, das die Mitteilungen der ASN in der Folge der 
zusätzlichen Sicherheitsüberprüfungen genau analysiert. 
 
5.6.5.- Wie oben angegeben, hat der TRAS eine fachliche Expertise mit dem Titel "Analyse 
der Ergebnisse des EU-Stresstest der Kernkraftwerke Fessenheim und Beznau" vorgelegt. 
 
Diese Studie von hoher Qualität wurde von dem Ministerium für Umwelt, Klima und 
Energiewirtschaft (Baden-Württemberg) bei dem Öko-Institut in Auftrag gegeben. 
 
Zusammenfassend gehen aus dieser Analyse hauptsächlich die folgenden Punkte hervor: 
 

• Der Bericht stellt einen Katalog der Schwächen des Kraftwerks Fessenheim auf der 
Basis der von dem Betreiber und von der ASN vorgelegten Dokumente im Kontext der 
von der Europäischen Union geforderten Stresstests auf. Der Bewertungsmassstab, 
der dazu dient, die Zuverlässigkeit der Anlagen von Fessenheim zu beurteilen, ist der 
in Deutschland verwendete, von der Reaktorsicherheitskommission aufgestellte und 
auf die deutschen Kraftwerke angewendete Massstab. Die Europäische Union war 
nicht in der Lage, gemeinsame Kriterien festzulegen, mit denen beurteilt werden kann, 
ob die europäischen Anlagen sicher genug sind. Die Berichterstatter heben hervor, 
dass die Berücksichtigung der Aspekte der inneren Sicherheit (Brand, Explosion usw.) 
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und der äusseren Sicherheit (Flugzeugabsturz, Explosion toxischer Gase usw.) von der 
Europäischen Union im Rahmen der Stresstests nicht gefordert wurde. 
 
• Einige erwähnte Schwächen sind Gegenstand von Studien zur Verbesserung, die von 
der ASN angewiesen wurden, andere nicht. 
 
• Auf jeden Fall geht aus diesem Bericht hervor, dass zahlreiche Kriterien für die 
nukleare Sicherheit in Deutschland von den Anlagen Fessenheim nicht erfüllt 
werden und dass somit dieses Kraftwerk die Anwohner jenseits des Rheins 
einem höheren Risiko aussetzt, als dies die deutschen Behörden tolerieren. 

 
 
Der Bericht äussert sich zuerst zu der Frage von Erdbeben: 
 

• Das Referenzbeben wird auf der Basis einer deterministischen Herangehensweise 
bestimmt. 
• In Deutschland wird eine probabilistische Herangehensweise in Ergänzung des 
deterministischen Herangehens angewendet. Das europäische Peer-Review hat im 
Übrigen der ASN empfohlen, auch eine probabilistische Herangehensweise 
anzuwenden (Seite 45). 
• Die Kühlwasservorräte SER halten dem (Referenz-)Beben nicht stand. Im 
Erdbebenfall würde das Wasser dieser Behälter dazu beitragen, wesentliche Teile des 
Kraftwerks zu überfluten (Seite 29). 
• Das System zur Druckentlastung der Einheit U5 ist nur teilweise erdbebensicher 
(Seite 35). Vor allem der Sandfilter weist nicht die erforderliche Stabilität auf (Seite 45). 

 
Bezüglich der Überflutungen gibt es laut Bericht keine neuen signifikanten Elemente, die 
die im Rahmen des ersten Verfahrens aufgeworfenen Fragen beantworten. Einige 
festgestellte Schwachpunkte (Kontrolle der Homogenität der Böschungen des Dammes, 
ungenügende Dauer der Laufzeit der Dieselgeneratoren) werden untersucht oder befinden 
sich in Verbesserung. 
 
Bezüglich des Brennelementlagerbeckens geht aus dem Bericht hervor: 
 

• Die Brennelementlagerbecken befinden sich ausserhalb des Containments in 
getrennten Gebäuden, die erdbebensicher sein könnten. Dennoch ist das Gebäude nur 
mit einem einfachen Metalldach bedeckt und mit Mauern von 30 cm, die den im Fall 
einer Erhitzung des Wassers in den Becken entwickelten Druck nicht aushalten 
könnten und das Entweichen von Radioaktivität ins Äussere nicht verhindern könnten 
(Seite 69). 
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• Die ASN hat aus diesem Grunde angeordnet, noch das Risiko von Ereignissen zu 
verringern, die ein Erhitzen der Becken hervorrufen können (Seite 69). 

 
Bezüglich der Stromversorgung legt der Bericht dar: 
 

• Der Redundanzgrad (n+1) der zusätzlichen elektrischen Systeme ist niedriger als der 
in Deutschland geforderte (n+2) (Seite 78). So wäre es mit der französischen 
Redundanz nicht möglich, ein bei einer Routineinstandhaltung eintretendes Ereignis zu 
beherrschen, da das einzige redundante System bereits verwendet wird. Die Laufzeit 
der Notstromaggregate ist in Fessenheim auf 1 Stunde begrenzt, während in 
Deutschland dafür eine Dauer von 2 Stunden gefordert wird (Seite 78). 
• Die Stromversorgung in Fessenheim entspricht somit nicht den deutschen Kriterien 
(Seite 79). 

 
Bezüglich des Kühlwassers geht aus dem Bericht hervor, dass die Kühlsysteme RRI und 
SEB über einen Redundanzgrad von n+1 verfügen. Im Fall eines Ereignisses bei der 
Instandhaltung verfügt Fessenheim nicht über ein alternatives System (Seite 84). Die 
Kühlsysteme haben einen Redundanzgrad von n+1 und entsprechen nicht den deutschen 
Erfordernissen mit einer Redundanz von n+2 (Seite 85). 
 
Schliesslich hebt der Bericht weitere Schwächen hervor: Vor allem wurden die 
"zivilisatorischen" Risiken für die deutschen Kraftwerke berücksichtigt (Flugzeugabsturz zum 
Beispiel), nicht aber für die französischen Kraftwerke (Seite 87). 
 
 
Alle aufgezeigten Schwachpunkte sprechen für eine sofortige Schliessung des Kraftwerkes. 
Man kann die Verantwortung des Ministers für Ökologie und des Premierministers nicht 
genug hervorheben, sich de facto der sofortigen Schliessung des Kraftwerks zu widersetzen. 
Die unbestreitbaren Schwächen der Sicherheit dieses Kraftwerks stellen ein bewusst in Kauf 
genommenes Risiko für die französische, deutsche und schweizerische Bevölkerung dar. 
 
Es ist auch daran zu erinnern, dass das Kraftwerk Fessenheim eine grenzüberschreitende 
Situation aufweist. 
 
Zum Beispiel liegt die Stadt Freiburg nur etwa zwanzig Kilometer von Fessenheim entfernt. 
 
Es gibt aber keinen Plan zur Evakuierung der nahegelegenen deutschen Städte (die sich im 
Einfluss des vorherrschenden Westwinds befinden). 
 
Es ist somit vollkommen legitim, dass Deutschland über die Risiken informiert wird, denen 
seine Bevölkerung aufgrund des Betriebs der Basiskernkraftanlage ausgesetzt ist. 
 
Es ist hinzuzufügen, dass die deutschen Risikokriterien höher sind als die französischen und 
dass erstere notwendigerweise berücksichtigt werden müssen, um die Risiken für die 
deutsche Bevölkerung zu beurteilen. 
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Im Übrigen ist diese Forderung umso mehr gerechtfertigt, als die Berichte der ASN schwere 
Widersprüche hervorheben. Der TRAS legt ein Dokument mit dem Titel "Einige 
widersprüchliche Positionen in den Berichten der ASN" vor, der die Widersprüche der ASN 
zu wesentlichen Sicherheitspunkten sowie die fehlende Genauigkeit bestimmter 
Argumentationen verdeutlicht. 
 
5.6.6.- Der TRAS hat ebenfalls eine Studie des Büros Résonance vom 3. Dezember 2012 in 
Antwort auf die Behauptungen von EDF zur Seismizität vorgelegt. Das Büro bedauert die 
wissenschaftliche "Unaufrichtigkeit" der Analysen der Gegenpartei. Diese Studie spricht 
ebenfalls für die Benennung eines neutralen und unparteiischen Experten, was im Übrigen 
vom Büro Résonance lebhaft empfohlen wird. 
 
5.6.7.- Aus dem knappen Bericht der Europäischen Union zu den nationalen 
Stresstests folgt im Übrigen 
(http://ec.europa.eu/energy/nuclear/safety/doc/swd_2012_0287_en.pdf), dass für alle 
französischen Kernkraftwerke Schwächen aufgelistet wurden (S. 23), vor allem: 
 

• zur Erdbebengefährdung, die auch eine probabilistische Einschätzung 
einschliessen müsste; 
• zur möglichen Überflutung, die auf der Grundlage einer Vorgeschichte über 
10 000 Jahre erfolgen müsste; 
• die unzureichende Laufzeit der Generatoren; 
• nur einige Länder haben einen Flugzeugabsturz berücksichtigt (Belgien, 
Deutschland, Slowenien, Niederlande), während behauptet wird, dass dieser 
Aspekt Bestandteil der Stresstests ist (http://europa.eu/rapid/press-
release_MEMO-12-731_fr.htm). Dies ist für Fessenheim, das sich in der 
Anfluglinie des Flughafens Basel-Mulhouse befindet, nicht geschehen. 

 
5.6.8.- Der TRAS legt als Schriftstück Nr. II.39 einen Artikel von Jean-Louis BASDEVANT, 
Physiker und Honorarprofessor an der französischen Elitehochschule Ecole Polytechnique 
vor, der in der französischen Tageszeitung für Wirtschafts- und Finanznachrichten Les 
ECHOS vom 26. März 2013 erschienen ist mit dem Titel: "Warum Fessenheim gestoppt 
werden muss". Laut diesem Spezialisten ist das Kraftwerk gefährlich aufgrund der 
Überflutungsrisiken, und ein Störfall würde das Zentrum Europas für 3 Jahrhunderte 
vernichten. Er schreibt, dass "das Gesetz vom 3. Juni 2006 der Regierung erlaubt, ein 
Kraftwerk im Fall eines schwerwiegenden Risikos durch einfachen ministeriellen Erlass zu 
stoppen. Es ist eine moralische und politische Verpflichtung, dies zu tun und öffentlich zu 
erklären." 
 
 
5.7.- Lebensdauer des Kernkraftwerks 
 
Die stillschweigende Verlängerung der Lebensdauer des Kernkraftwerks Fessenheim ist 
ungesetzlich aus 3 Gründen: 
 

• Rechtswidrigkeit wegen des Fehlens einer Grenze der Lebensdauer des Kraftwerks in 
dem ursprünglichen Text und im Gesetz von 2006 (5.7.1); 
• Rechtswidrigkeit der Verlängerung über 30 Jahre hinaus ohne neues Verfahren 
(5.7.2.); 
• Rechtswidrigkeit der Entscheidung der ASN, die Lebensdauer des Kraftwerks ohne 
irgendeine Entscheidung über eine Zulassung de facto zu verlängern (5.7.3). 
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5.7.1.- Rechtswidrigkeit wegen des Fehlens einer Grenze für die Lebensdauer des 
Kraftwerks in dem ursprünglichen Text und im Gesetz von 2006 
 
Das Kraftwerk Fessenheim ist keinerlei Betriebsdauer unterworfen. Diese Situation ist 
unannehmbar. 
 
 
a) Zur erwiesenen Gefährlichkeit einer Betriebsdauer von länger als 40 Jahren  
 
Das Parlamentarische Amt zur Bewertung von wissenschaftlichen und technologischen 
Optionen [Office parlementaire d'évaluation des choix scientifiques et technologique] hat 
dem Parlament am 13. Mai 2003 einen Bericht über die Lebensdauer der Kernkraftwerke 
und die neuen Reaktortypen übergeben. Dieser Bericht hebt die folgenden sehr wichtigen 
Punkte hervor. 
 

• Die Lebensdauer bei der Auslegung der wichtigsten Anlagen der derzeit im 
Dienst befindlichen Kernkraftwerke wird auf 40 Jahre geschätzt. Diese Dauer wird 
im Fall von Fessenheim überschritten. 
 
So kann man auf Seite 29 des Berichts lesen: 
 
"3. Lebensdauer bei der Auslegung und Dauer der Genehmigung zum Betrieb 
 
Wenn ein industrielles Bauteil oder gar eine Industrieanlage geplant wird, so 
geschieht dies für eine gegebene Nutzungsdauer, die man unter Berücksichtigung 
des Kenntnisstands voraussehen kann. Bezüglich des Stands der Technik wird diese 
Dauer Nutzungsdauer genannt. 
Zum Beispiel wurden die kerntechnischen Anlagen von EDF für eine bestimmte 
Nutzungsdauer unter Berücksichtigung der verwendeten Materialien und der geplanten 
Nutzungsart gebaut. Die Nutzungsdauer der wichtigsten Anlagen der derzeit im 
Dienst befindlichen Kernkraftwerke wird auf 40 Jahre geschätzt." 
 
 
• Die Nutzungsdauer kann nicht als Basis für eine gesetzliche Regelung über die 
Sicherheit genommen werden. Die Dauer zur Genehmigung über den Betrieb darf 
zwangsläufig nicht geringer sein. 
 
So kann man auf Seite 29 des Berichts lesen: 
 
"Da die Nutzungsdauer einen theoretischen Begriff oder einen Begriff der Antizipation 
bildet, kann sie selbstverständlich nicht als Basis für eine gesetzliche Regelung 
über die Sicherheit genommen werden, die im Gegensatz dazu den Begriff der 
Dauer der Betriebsgenehmigung anwendet. In Frankreich gibt es keine 
Begrenzung der Lebensdauer in der Verordnung über die Genehmigung für den Bau 
einer kerntechnischen Anlage. 

 
 
b) Zu den Fällen von Deutschland und den USA 
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• In Deutschland beträgt die Lebensdauer der Kraftwerke im Durchschnitt 32 
Jahre. Diese Dauer wird im Fall von Fessenheim überschritten. 
 
So liest man auf Seite 30 des Berichts in der Tabelle mit der Beschriftung: "Tabelle 5: 
Nutzungsdauer und Dauer der Betriebsgenehmigung nach Ländern", dass die Art der 
Genehmigung für den Betrieb in Deutschland "im Durchschnitt 32 Jahre seit Annahme 
des Programms über den schrittweisen Ausstieg aus der Kernenergie (in der Realität 
Begrenzung der noch zu produzierenden Menge)" beträgt. 
 
• In den USA ist die Genehmigung zum Betrieb auf 40 Jahre begrenzt.  
 
So kann man auf den Seiten 27 und 30 des Berichts lesen: 
 
"Die amerikanische gesetzliche Regelung sieht für jeden Reaktor die Gewährung einer 
Betriebslizenz von 40 Jahren vor, die für 20 Jahre erneuerbar ist. Diese Fristen haben 
kein Äquivalent in den meisten Ländern mit Kernenergie. 
Aber da das Referenzdatum für die amerikanische Gesetzgebung das des Einsatzes 
des ersten Betons ist, entspricht die von der ursprünglichen Genehmigung abgedeckte 
Zeitdauer einer deutlich niedrigeren effektiven Betriebsdauer. 

 
 
c) Zur Analogie mit den nach der Klassifikation gefährlichsten Anlagen 
 
Das französische Umweltgesetz legt eine besondere Dauer für die Genehmigung des 
Betriebs von Steinbrüchen und Anlagen zur Lagerung von Abfällen fest. 
 
Die Genehmigungen für Anlagen zur Lagerung von Abfällen und für Steinbrüche erfolgen 
also für eine begrenzte Dauer. Sie legen die Höchstmenge für gelagerte oder geförderte 
Stoffe fest sowie die Bedingungen zur Wiederurbarmachung des Standortes (Artikel L 512-4 
und R 512-35 des Umweltgesetzes). 
 
Es ist dennoch schwer verständlich, dass eine Genehmigung für den Betrieb einer Anlage 
zur Lagerung von Abfällen oder für einen Steinbruch wegen der mit dem Betrieb 
verbundenen Gefahren auf 30 Jahre begrenzt ist, ... während keinerlei Dauer für ein 
Kernkraftwerk vorgeschrieben wird, das unvergleichlich höhere Risiken darstellt! 
 
5.7.2.- Rechtswidrigkeit der Verlängerung über 30 Jahre hinaus ohne neues Verfahren 
 
Die stillschweigende Verlängerung der Lebensdauer des Kraftwerks über 30 Jahre hinaus ist 
ebenfalls ungesetzlich, da die ursprüngliche Verordnung über den Bau (1972) auf einem 
Dossier beruht, das für eine Lebensdauer von 30 Jahren vorgesehen war. 
 
Die Verlängerung über 40 Jahre und selbst über 30 Jahre hinaus bildet eine wesentliche 
Änderung der ursprünglichen Anlage. Infolgedessen war ein neues Verfahren (vor allem mit 
einer Studie über die Folgenabschätzung und öffentlicher Beteiligung) unerlässlich und dies 
umso mehr, als das Kraftwerk Nachbarstaaten betrifft. 
  



 72 

 
a) Zur Existenz einer erheblichen Änderung der Basiskernkraftanlage 
 
Eine erhebliche Änderung einer Basiskernkraftanlage bildet (Artikel 29 Il des Gesetzes Nr. 
2006-686 vom 13. Juni 2006; Artikel 31 der Verordnung Nr. 2007-1557 vom 2. November 
2007): 
 

• eine Änderung seiner Art oder eine Erhöhung seiner Höchstkapazität; 
• eine Änderung von Elementen, die für den Schutz der in Artikel 28 I des 
Gesetzes vom 13. Juni 2006 erwähnten Interessen wesentlich sind, die in der 
Verordnung über die Genehmigung zum Bau der Basiskernkraftanlage stehen; 
• ein Hinzufügen einer neuen Basiskernkraftanlage im Umkreis der Anlage. 

 
Im vorliegenden Fall beruht die Verordnung über den ursprünglichen Bau (1972) auf einem 
Dossier, das für eine Lebensdauer von 30 Jahren konzipiert wurde. Mit der Verlängerung der 
Nutzungsdauer wird eine erhebliche Änderung begründet. 
 
Eine solche Verlängerung im Hinblick auf die Tatsache, dass sie die Risiken im Bereich der 
Sicherheit und des Schutzes der Umwelt beträchtlich erhöht, bildet zweifellos eine Änderung 
der Elemente, die für den Schutz der in Artikel 28 I des Gesetzes vom 13. Juni 2006 
erwähnten Interessen wesentlich sind. 
 
b) Zu den verfahrensrechtlichen Folgen der erheblichen Änderung einer 
Basiskernkraftanlage 
 
Bei einer erheblichen Änderung muss ein vollständiges Verfahren zur Genehmigung 
durchgeführt werden. 
 
Artikel L 593-14 des Umweltgesetzes legt fest: 
 

"I. - Eine neue Genehmigung ist erforderlich bei: 
 
1. Änderung des Betreibers der Anlage; 
2. Änderung des Anlagenperimeters; 
 
3. erheblicher Änderung der Anlage. 
Il. - Mit Ausnahme der Anträge, die durch die in 1. und 2. von I erwähnten Fälle 
begründet sind, die Gegenstand eines vereinfachten Verfahrens unter den in der 
Verordnung vom Conseil d'Etat festgelegten Bedingungen sind, wird diese neue 
Genehmigung entsprechend dem Verfahren gewährt, das eine öffentliche Beteiligung 
gemäss den Bestimmungen von Kapitel III des Buches I Artikel II und unter den in den 
Artikeln L. 593-7 bis L. 593-13 vorgesehenen Bedingungen umfasst." 

 
So muss der Betreiber, der seine Anlage erheblich verändern will, an die Minister für 
nukleare Sicherheit einen vollständigen Antrag richten, das heisst gemäss denselben 
Modalitäten wie ein Erstantrag zum Bau der Basiskernkraftanlage (Artikel 31 der Verordnung 
Nr. 2007-1557). 
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Das Begleitdossier des Antrags betrifft die Anlage, so wie sie aus der beabsichtigten 
Änderung resultiert und präzisiert die Auswirkung dieser Änderung auf die verschiedenen 
Teile der laufenden Genehmigung. 
 
Der Antrag wird wie ein Antrag zur Errichtung gestellt und unterliegt einer Genehmigung in 
derselben Form. 
 
Insbesondere sind erforderlich: 
 
 • eine Studie über die Folgenabschätzung 
 
Sie bildet das Schriftstück Nr. 6 des Antrags (Artikel 8 der Verordnung Nr. 2007-1557). Für 
die Basiskernkraftanlagen ist der Inhalt der Studie über die Folgenabschätzung in Artikel 
R 122-5 des Umweltgesetzes festgelegt. 
 
 • ein vorläufiger Sicherheitsbericht (RPrS) 
 
Das Schriftstück Nr. 7 ist der vorläufige Sicherheitsbericht, dessen Inhalt in Beziehung 
stehen muss zur Bedeutung der Gefahren der Anlage und ihren vorhersehbaren 
Auswirkungen im Fall eines Schadens im Hinblick auf die Sicherheit, Gesundheit, öffentliche 
Hygiene, den Schutz der Natur und der Umwelt (Artikel 10 der Verordnung Nr. 2007-1557). 
 
 • eine Studie über die Beherrschung der Risiken 
 
Es handelt sich um das Schriftstück Nr. 8 der Akte, das in einer für die örtlichen 
Konsultationen und die öffentliche Beteiligung geeigneten Form die Risiken auflistet, die die 
geplante Anlage aufweist, die Analyse der Vorkehrungen zur Vorbeugung vor diesen Risiken 
und die Massnahmen zur Begrenzung der Wahrscheinlichkeit von Unfällen und ihre 
Auswirkungen, so wie sie in dem RPrS stehen (Artikel 11 der Verordnung Nr. 2007-1557). 
 
 
 • eine öffentliche Beteiligung 
 
Der Präfekt unterbreitet die Genehmigung und die begleitende Akte der öffentlichen 
Beteiligung (Artikel R 123-1 bis R 123-27 des Umweltgesetzes; Artikel 13 der Verordnung Nr. 
2007-1557). 
 
 • eine Information der angrenzenden Staaten 
 
Wenn ein Teil des Territoriums eines ausländischen Staates weniger als fünf Kilometer von 
dem Anlagenperimeter entfernt liegt oder - selbst wenn diese Bedingung der Entfernung 
nicht erfüllt wird - wenn er aus eigener Initiative oder auf Anfrage der Behörden eines 
ausländischen Staates einschätzt, dass die Anlage erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt 
dieses Staates haben kann, holt der Präfekt Stellungnahmen der zuständigen Behörde des 
ausländischen Staats ein (Artikel R 122-10 des Umweltgesetzes). 
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5.7.3.- Rechtswidrigkeit der Entscheidung der ASN, die Lebensdauer des Kraftwerks 
ohne irgendeine Entscheidung über eine Zulassung de facto zu verlängern 
 
Die stillschweigende Verlängerung der Lebensdauer des Kraftwerks ist ungesetzlich, da die 
Entscheidung der ASN, die Lebensdauer des Kraftwerks de facto zu verlängern, nicht einer 
Zulassung unterlag. Infolgedessen gibt es in Wirklichkeit keine öffentliche Entscheidung zur 
Verlängerung der Lebensdauer des Kraftwerks. Dies ist eine Form von juristischem 
Niemandsland. 
 
Es ist daran zu erinnern, dass die Verordnung Nr. 63-1228 vom 11. Dezember 1963 über die 
kerntechnischen Anlagen, wenn sie auch keine Begrenzungsdauer vorsieht6, so doch angibt, 
dass eine erneute Sicherheitsüberprüfung von der Sicherheitsbehörde verlangt werden kann, 
was sie in der Praxis für jeden Reaktor entscheidet, der 10 Jahre Betrieb hinter sich hat. So 
sind periodische gesetzliche Treffen in Form von Zehnjahresüberprüfungen, verbunden mit 
erneuten Sicherheitsüberprüfungen, festgelegt. 
 
 
Erstens besteht im Fall des Kraftwerks Fessenheim die Schwierigkeit darin, dass die ASN 
niemals explizit eine Entscheidung über die Verlängerung der Betriebsdauer getroffen hat. 
 
Dies ist im Übrigen auch nicht ihre Aufgabe. 
 
Artikel L 593-18 des Umweltgesetzes erinnert daran, dass der Gegenstand der erneuten 
Sicherheitsüberprüfung darin besteht, "die Situation der Anlage hinsichtlich der auf sie 
anwendbaren Regelungen einzuschätzen und die Einschätzung der Risiken oder Nachteile, 
die die Anlage aufweist, auf den neuesten Stand zu bringen". 
 
Bezüglich der Befugnisse der ASN im Bereich der Zehnjahresneuüberprüfungen präzisiert 
Artikel L 593-19 desselben Gesetzes: "Der Betreiber sendet an die Atomsicherheitsbehörde 
und den Minister für nukleare Sicherheit einen Bericht, der die Schlussfolgerungen aus der in 
Artikel L. 593-18 vorgesehenen Prüfung enthält, und - gegebenenfalls - die Vorkehrungen 
angibt, die er vorsieht, um die festgestellten Anomalien abzuschaffen und die Sicherheit 
seiner Anlage zu verbessern. 
 
Nach Analyse des Berichts kann die Atomsicherheitsbehörde neue technische Vorschriften 
auferlegen. Sie teilt dem Minister für nukleare Sicherheit ihre Analyse des Berichts mit." 
 
Mit anderen Worten, die Verpflichtung zur erneuten Sicherheitsüberprüfung gilt dann als 
erfüllt, wenn der Betreiber der Verwaltung seinen Bericht über die 
Zehnjahresneuüberprüfung übergeben hat. Die ASN äussert sich danach über diesen 
Bericht, den sie den Ministern für nukleare Sicherheit übermittelt. Somit kann die ASN 
keineswegs die Lebensdauer eines Kraftwerks verlängern. 

                                                 
6
 Es ist im Übrigen zumindest widersprüchlich, dass die Verordnung von 1963 keine Betriebsdauer sondern 

eine Frist zur Inbetriebnahme vorschreibt und dass sie angibt, dass - wenn die Anlage nicht in dieser Frist in 
Betrieb genommen wird - eine neue Genehmigung erforderlich ist (Artikel 5). 
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Diese Befugnis könnte nur den Ministern für nukleare Sicherheit obliegen, es ist jedoch dazu 
niemals eine Entscheidung getroffen worden, die das Kraftwerk Fessenheim betrifft. 
 
 
Zweitens erhielten die erneuten Sicherheitsüberprüfungen und die 
Zehnjahresüberprüfungen, die die ASN vorgenommen hat, niemals eine Zulassung. 
 
Artikel L 592-19 des Umweltgesetzes legt jedoch fest: 
 

"Die Atomsicherheitsbehörde kann gesetzliche Entscheidungen technischer Art 
treffen, um die Modalitäten zur Anwendung der Verordnungen und Erlasse im 
Bereich der nuklearen Sicherheit und des Strahlenschutzes zu ergänzen, mit 
Ausnahme derer mit Bezug auf die Arbeitsmedizin. 
 
Diese Entscheidungen unterliegen der Zulassung durch Erlass, und zwar im Fall 
der Entscheidungen zur nuklearen Sicherheit von Seiten des Ministers für nukleare 
Sicherheit oder im Fall der Entscheidungen zum Strahlenschutz von Seiten des 
Ministers für Strahlenschutz. 
 
Die Erlasse zur Zulassung sowie die zugelassenen Entscheidungen werden im 
Amtsblatt der Republik Frankreich veröffentlicht.“ 

 
 
5.8.- Vorsorgeprinzip 
 
 
5.8.1. - Entscheidung des Conseil d'Etat vom 12. April 2013 
 
Es ist einer erst kürzlich erfolgten Entscheidung des Conseil d'Etat Rechnung zu tragen, in 
der Letzterer die Modalitäten seiner Kontrolle über die Einhaltung des Vorsorgeprinzips 
festgelegt hat, das von Artikel 5 der Umweltcharta garantiert wird (Conseil d'Etat, 12. April 
2013, Association coordination interrégionale Stop THT und andere, Beschwerden Nr. 
342409, 342569, 342689, 342740, 342748, 342821). 
 
In dieser Rechtssache hat der Conseil d'Etat daran erinnert, dass der Verwaltungsrichter im 
Falle eines Rechtsstreits im Rahmen seiner Kontrolle der Einhaltung des Vorsorgeprinzips 
überprüfen muss, ob die Umsetzung dieses Prinzips gerechtfertigt ist, er sich über die 
umgesetzten Verfahren zur Beurteilung des Risikos vergewissern und schliesslich das 
Fehlen von offenkundigen Beurteilungsfehlern in der Wahl der vorgesehenen 
Vorsorgemassnahmen überprüfen muss. 
 
Wenn man die Argumentation des Conseil d'Etat auf den vorliegenden Fall anwendet, ist 
festzustellen, dass die Wasserverschmutzung durch das Kraftwerk Fessenheim "als eine 
ausreichend plausible Annahme beim aktuellen Stand der wissenschaftlichen Kenntnisse 
betrachtet werden muss, um die Anwendung des Vorsorgeprinzips zu rechtfertigen". 
 
Daraus folgt direkt, dass die Minister für nukleare Sicherheit kraft des Vorsorgeprinzips, so 
wie es vom Conseil d'Etat angewendet wird, die Aussetzung/Schliessung des Kernkraftwerks 
aufgrund der für die Umwelt und die öffentliche Gesundheit erwiesenen Risiken anordnen 
müssten. 
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5.8.2.- Anwendung des Vorsorgeprinzips 
 
Diese Entscheidung ist somit direkt übertragbar auf den vorliegenden Rechtsstreit. 
 
 
a) Die nationalen Analysen 
 
Die seismischen Risiken und die Überflutungsrisiken wurden eingehend in den vom TRAS 
eingereichten Schriftstücken bewiesen. 
 
Technische - französische und deutsche - Expertisen von sehr hoher Qualität wurden 
angefertigt. 
 
Über die Schwere der Risiken wird in der Presse berichtet. Ausser den bereits vorgelegten 
Artikeln (vgl. Les Echos) weist der TRAS den Gerichtshof auf die beiden folgenden Artikel 
hin: 
 

• Die 5 Gründe für die Schliessung von Fessenheim 
http://tempsreel.nouvelobs.com/planete/20121214.OBS2523/les-5-raisons-de-fermer-
fessenheim.htmI 
 
• Jean-Louis Basdevant: "Warum Fessenheim gestoppt werden muss" 
http://www.lalsace.fr/actualite/2013/03/07/jean-louis-basdevant-pourquoi-il-faut-stopper-
fessenheim 

 
 
Im Übrigen ist der Vollständigkeit halber auch anzuführen, dass ein schwerer nuklearer 
Unfall Frankreich 430 Milliarden Euro kosten würde, vor allem wegen der Umwelt- und der 
Gesundheitsschäden. Es wird jedoch festgestellt, dass ein katastrophaler Unfall auf 4500 
Milliarden Euro geschätzt wird. 
 
 
Etwas weniger als zwei Jahre nach der nuklearen Katastrophe von Fukushima in Japan hat 
das Institut für Strahlenschutz und nukleare Sicherheit (IRSN) die Schlussfolgerungen aus 
einer Studie veröffentlicht, die zum ersten Mal die finanziellen Folgen eines schweren Unfalls 
an einem der Reaktoren von EDF in Frankreich beziffert. Im schlimmsten Fall würde die 
Rechnung für den französischen Staat extrem hoch ausfallen und etwa 400 Milliarden Euro 
betragen, was den Konkurs von EDF hervorrufen würde und Auswirkungen auf das 
Wirtschaftswachstum des Landes für nahezu ein Jahrzehnt hätte. 
 
Die Szenarien der Wirtschaftsexperten des IRSN gehen von der Hypothese eines Störfalls 
an einem 900-MW-Reaktor (900 Megawatt) von EDF aus, der im Fall eines sogenannten 
"schweren" Unfalls die Kernschmelze in dem Reaktor mit "mehr oder weniger kontrollierten" 
radioaktiven Freisetzungen in die Atmosphäre zur Folge hätte oder "massive Freisetzungen" 
in die Umwelt bei einem "schweren Störfall“, was dem vergleichbar wäre, was sich nach der 
Explosion der Reaktoren des Kraftwerks Fukushima Daiichi im März 2011 ereignete. 
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Der "schwere" Unfall würde die Verseuchung eines nicht allzu umfangreichen Territoriums 
bewirken, würde aber dennoch die Evakuierung von 3500 Menschen nötig machen. Die 
Kosten für die Nation beliefen sich auf 120 Milliarden Euro, das sind 6 % des BIP. Die 
Grössenordnung eines solchen Unfalls wäre viel höher als die der schwersten industriellen 
Katastrophen der letzten Jahre in Frankreich, wie der Explosion der Fabrik AZF in Toulouse 
oder der Ölpest der Erika, die jeweils etwa 2 Milliarden Euro kosteten. 
 
Ein Unfall vom Typ Fukushima oder Tschernobyl mit massiven Ableitungen in die Umwelt, 
der etwa vier französische Departements kontaminieren würde, zwänge die Behörden, einige 
hunderttausend radiologische Flüchtlinge zu evakuieren und unterzubringen. Bei einer 
Gesamtrechnung, die diesmal die kolossale Summe von 430 Milliarden Euro erreichen 
würde, das heisst 20 % des BIP, betrügen die Kosten für die Behandlung der kontaminierten 
Territorien 110 Milliarden Euro. Die Störungen für die Kernkraftwerke von EDF, deren 
Lebensdauer wahrscheinlich in der Folge einer solch grossen Katastrophe um etwa zehn 
Jahre verringert würde, beliefen sich auf 90 Milliarden Euro für die gesamte Nation. "Im 
Unterschied zu dem, was in Japan geschehen ist, ist es unmöglich, sich vorzustellen, dass 
Frankreich auf einmal alle Kernkraftwerke stilllegen könnte, die 75 % des Stroms des Landes 
liefern", sagt Patrick Momal, Wirtschaftsexperte des IRSN, der diese Arbeiten durchgeführt 
hat. (Le Figaro am 7.02.2013: 
http://www.lefigaro.fr/conjoncture/2013/02/07/20002-20130207ARTFIG00435-un-accident-
nucleaire-majeur-couterait-400-milliards-d-euros.php?cmtpage=5). 
 
Es ist hier die persönliche Verantwortung derer hervorzuheben, die in voller Kenntnis der 
Dinge entschieden haben werden, das Kraftwerk weiterhin betreiben zu lassen, wenn ein 
schwerwiegender Unfall geschieht. 
 
 
b) Die gemeinschaftliche Analyse 
 
Im Übrigen hat die Europäische Kommission aus Anlass der Veröffentlichung der 
Ergebnisse der kerntechnischen Stresstests bestätigt, dass das Niveau der nuklearen 
Sicherheitsnormen hoch ist, aber Verbesserungen weiterhin nötig seien 
(Pressemitteilung der Europäischen Kommission, 4. Oktober 2012; Mitteilung der 
Europäischen Kommission COM (2012) 571 final, 4.10.2012; Arbeitsdokument zur Mitteilung 
der Europäischen Kommission SWD (2012) 287 final, 4.10.2012). . 
 
Ausser den Empfehlungen für zahlreiche spezielle technische Verbesserungen in den 
Kraftwerken haben die Stresstests gezeigt, dass die internationalen Normen und die 
internationale Praxis nicht systematisch angewendet werden, vor allem im Hinblick 
auf die folgenden Punkte: 
 

• die mit den Erdbeben und Überschwemmungen verbundenen Risiken; 
• seismische Instrumente zur Messung und Alarmauslösung im Fall eines 
Erdbebenrisikos sollten in jedem Kraftwerk installiert werden; 
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• es sollten mit Filtern ausgestattete Abluftsysteme in der Sicherheitsumschliessung 
vorhanden sein, damit die Menge an Radioaktivität begrenzt wird, die bei einem Unfall 
an die Umgebung ausserhalb der Sicherheitshülle freigesetzt wird; 
• die Ausrüstungen für den Eingriff im Notfall sollten an Orten gelagert werden, die auch 
im Fall weitreichender Zerstörungen geschützt sind, sodass sie schnell in Betrieb 
genommen werden können; 
• für den Fall, dass der Hauptkontrollraum bei einem schweren Unfall nicht mehr 
betreten werden kann, sollte ein Ersatzkontrollraum verfügbar sein. Ein solcher Raum 
existiert nicht in 24 Reaktoren. 

 
Laut Kommission fehlen in den französischen Kraftwerken Instrumente zur 
Erdbebenmessung, die den Erfordernissen nach dem Unfall von Fukushima 
angepasst sind, und die Reserveausrüstungen für einen Störfall sind nicht vor den 
Naturgewalten geschützt (im Unterschied zu den deutschen, britischen, spanischen oder 
schwedischen Reaktoren). Die Tests zeigen auch Risikofaktoren - die nur für Frankreich 
zutreffen - bei extremen Szenarien: Erdbeben, Überschwemmungen, 
Widerstandsfähigkeit der Auslegung gegenüber Erdstössen oder gegenüber 
Einwirkungen wie Flugzeugabsturz. 
 
Die ASN hat Vorbehalte zu dieser europäischen Mitteilung geäussert (Pressemitteilung der 
ASN, 4. Oktober 2012) ...., dennoch gibt es diese Mitteilung der Gemeinschaft, und sie muss 
berücksichtigt werden. 
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VI - ANDERE INTERNATIONALE INSTANZEN, DIE MIT DIESER ANGELEGENHEIT 
BEFASST SIND ODER WAREN 
 
20. Sind die vorliegenden Beschwerdepunkte bereits einem anderen internationalen 
Untersuchungs- oder Schlichtungsorgan vorgelegt worden? 
 
Nein, keiner anderen internationalen Instanz wurden diese in der vorliegenden Beschwerde 
formulierten Beschwerdepunkte vorgelegt. 
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VII - BEIGEFÜGTE UNTERLAGEN  
 
21. 
 
I.- Schriftstücke, die speziell für den EGMR vorgelegt werden 
 
I. 1.- Conseil d'Etat, 28. Juni 2013, Beschwerde Nr. 351986, 358080, 358094 und 358095 
I. 2.- Verwaltungsgericht Strassburg, 19. März 2012, Beschwerde Nr. 0805582 
I. 3.- Berufungsgericht für Verwaltungsangelegenheiten Nancy, 16. Mai 2013, Beschwerde 
Nr. 11NC00726 
I. 4.- Verwaltungsgericht Paris, 5. September 2011, Beschwerde Nr. 1114342/7-3  
I. 5.- Verwaltungsgericht Paris, 5. September 2011, Beschwerde Nr. 1114348/7-3 
I. 6.- Verwaltungsgericht Paris, 5. September 2011, Beschwerde Nr. 1114337/7-3 
I. 7.- Verwaltungsgericht Strassburg, 19. März 2012, Beschwerde Nr. 1104447-4 
I. 8.- Verwaltungsgericht Strassburg, 19. März 2012, Beschwerde Nr. 1104449 
I. 9.- Verwaltungsgericht Strassburg, 19. März 2012, Beschwerde Nr. 1104450-4 
I. 10.- Vollmacht des TRAS (EGMR) - Oktober 2013 
 
Il. - Schriftstücke, vorgelegt vor den französischen Gerichten 
 
Il.0.- Urteil des Verwaltungsgerichts Strassburg vom 9. März 2011 
II.1.- Statuten des Verbandes TRAS 
II.2.- Entscheidung des Premierministers vom 19. November 2008 
II.3.- Entscheidung des Staatsministers, Minister für Ökologie, Energie, nachhaltiges 
Wachstum und Raumordnung vom 9. Oktober 2008 
II.4.- Recours gracieux, gerichtet an Herrn Staatsminister, Minister für Ökologie, Energie, 
nachhaltiges Wachstum und Raumordnung mit dem Ziel der endgültigen Stilllegung des 
Kernkraftwerks Fessenheim 
II.5.- Recours gracieux, gerichtet an Herrn Premierminister mit dem Ziel der endgültigen 
Stilllegung des Kernkraftwerks Fessenheim 
II.6.- Bericht über die Expertise "Kernkraftwerk Fessenheim: Beurteilung des 
Erdbebenrisikos" durch das Büro Résonances Ingénieurs-Conseils SA 
II.7- Vollmacht von Herrn Stöcklin, Präsident des Verbandes TRAS 
II.8.- Statistik der Ereignisse der PWR-Reaktoren mit 900 MW der französischen 
Kernkraftwerke von Herrn Brom 
II.9.- Lebenslauf von Herrn Brom 
II.10.- Expertise von Frau Sené 
II.11.- Stellungnahme von Herrn Herrmann: Zusammenfassung der technischen Schwächen 
von Fessenheim auf der Basis der Expertise von Monique Sené 
II.12.- Lebenslauf der Experten des Büros Résonance in Genf 
II.13.- Lebenslauf von Herrn Herrmann 
II.14.- Brief des Direktors des Schweizerischen Erdbebendienstes (Service suisse de 
séismologie) an der ETH Zürich an Herrn Jürg Stöcklin 
II.15.- Erlass des Präfekten von Haut-Rhin vom 26. Mai 1972 über die Genehmigung zur 
Entnahme von Kühlwasser 
II.16.- Antrag auf Genehmigungen oder Bescheinigungen über eine Anzeige gemäss dem 
Wassergesetz beim Ministerium für Ökonomie, Finanzen und Industrie 
II.17.- Zusammenstellungen über die Entnahmemengen des Kraftwerks Fessenheim (Quelle 
EDF und DGSNR) 
II.18.- Antrag an Electricité de France auf Umweltinformationen 
II.19.- Antrag an das Ministerium für Ökonomie, Industrie und Finanzen auf 
Umweltinformationen 
II.20.- Antrag an den Präfekten von Haut-Rhin auf Umweltinformationen 
II.21.- Antrag an die Agence de bassin Rhin-Meuse [Agentur für das Rhein-Maas-Becken] 
auf Umweltinformationen 
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II.22.- Bericht von Résonance: Kernkraftwerk Fessenheim: Kritik an der Bestimmung der 
Erdbebengefährdung, 4. Mai 2011 
II.23.- Hydraulische Untersuchung im Fall eines Dammbruchs direkt an dem Kraftwerk 
Fessenheim, Oberelsässischer Generalrat, CLIS vom 29. Juni 2011 
II.24.- Analyse des seismischen Verhaltens der Dämme der Staustufe von Fessenheim, 
EDF, CLIS vom 29. Juni 2011 
II.25.- Dokument TRAS vom 8. Mai 2012: Zusätzliche Sicherheitsüberprüfungen - ECS 
II.26.- Technische Analyse der Vorschläge von EDF zur Verstärkung der  Fundamentplatte 
hinsichtlich ihrer Relevanz im Fall eines nuklearen Unfalls und des Stands der 
wissenschaftlichen und technischen Kenntnisse. (Dieter Majer, Diplomingenieur und 
ehemaliger hoher Beamter) 
II.27.- Beitrag zur Analyse der Risiken, die der Rheinseitenkanal für das Kernkraftwerk 
Fessenheim darstellt (Dieter Majer) 
II.28.- "Analyse der Ergebnisse des EU-Stresstest der Kernkraftwerke Fessenheim und 
Beznau" 
II.29.- "Einige widersprüchliche Positionen in den Berichten der ASN" 
II.30.- "Offene Fragen, die sich bezüglich der Gefahr einer Überschwemmung des AKW 
Fessenheim im Fall eines Bruchs des Rheinseitenkanals stellen bzw. für den Fall, dass bei 
einem Auslaufen dieses Kanals kein Kühlwasser mehr vorhanden ist" (Dieter Majer) 
II.31.- 2 Stellungnahmen der Kommission für den Zugang zu amtlichen Dokumenten (CADA) 
- Juli 2006 
II.32.- Schriftstück der Kanzlei Huglo-Lepage - Februar 2006 
II.33.- Antwort von EDF- April 2006 
II.34.- Kosten der Nuklearenergie 
II.35.- Studie von Herrn Marzio Giamboni, vom TRAS beauftragter Experte, in Antwort auf 
die Schreiben von EDF und des Ministeriums für Ökologie, nachhaltiges Wachstum und 
Energie  
II.36.- Studie des Büros Résonance in Antwort auf die Behauptungen von EDF zur 
Seismizität. 
II.37.- Resümee der Analyse der Ergebnisse des EU-Stresstest der Kernkraftwerke 
Fessenheim und Beznau 
II.38.- Offizielle Übersetzung der Analyse der Ergebnisse des EU-Stresstest der 
Kernkraftwerke Fessenheim und Beznau (dessen Resümee bereits als Schriftstück Nr. 37 
vorgelegt wurde)  
II.39.- "Warum Fessenheim gestoppt werden muss", LES ECHOS vom 26. März 2013 
II.40.- Untersuchungsmassnahme des Conseil d'Etat (und Bescheid über Verschiebung) 
II.41.- Synthese der technischen und wissenschaftlichen Argumente 
II.42.- Beschluss des Europäischen Parlaments vom 14. März 2013 
II.43.- Erklärung von Herrn Oettinger vom 8. März 2011 
II.44.- EG, 12. April 2013, Association coordination interrégionale Stop THT und andere, 
Beschwerden Nr. 342409, 342569, 342689, 342740, 342748, 342821 
II.45.- Erlass vom 7. Februar 2012 über die Festlegung der allgemeinen Regelungen für 
Basiskernkraftanlagen + Synthese der Regelungen zu den Ableitungen 
II.46.- Neues Handbuch der ASN 
II.47.- Anwendung der RFS 2001-01 durch die ASN 
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VIII- ERKLÄRUNG UND UNTERSCHRIFT 
 
Ich erkläre nach bestem Wissen und Gewissen, dass die von mir im vorliegenden 
Beschwerdeformular gemachten Angaben richtig sind. 
 
 
 

Paris, 
 
am 25.10.2013 
 
Unterschrift des Bevollmächtigten: 
 
Corinne LEPAGE 


